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Vorwort zur 37. Auflage 

Bringt ein Ratgeber in Buchform angesichts einer schier unend-
lichen Menge digital abrufarer Infos und Mustertexte noch einen Erkennt-
nisgewinn? 
Wir meinen ja und umso mehr, als die Suche nach verlässlichen und aktuellen 
Informationen trotz inzwischen verfügbarer Recherche-Tools immer unüber-
sichtlicher wird. 

Um den potenziellen Datenschatz für die professionelle Beratung nutzbar zu 
machen, musste der Leitfaden neu aufgestellt werden. Selbstverständlichkeiten 
beiseite lassend, werden konkret und praxisnah die Grundlagen des SGB III 
erklärt unter Bezug auf valide und aktuelle Quellen zu weiterführenden Details. 

Deutlich ausgebaut werden die Schnittstellen zum Krankenversicherungs- und 
Arbeitsrecht; außerdem der Problemkomplex zum sozialversicherungsrechtli-
chen Status von Erwerbsarbeit. 
Die Änderungen im »SGB VI-AnpG« (BGBl. Nr. 355 vom 23.12.2025), im »Ge-
setz zur Befugniserweiterung und Entbürokratisierung in der Pfege« (BGBl. 
Nr. 371 vom 29.12.2025) und im »Steueränderungsgesetz 2025« (BGBl. Nr. 363
vom 23.12.2025) sowie die zum 1.7.2026 in Kraf tretenden Änderungen durch
das »Dreizehnte Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze« (BGBl. Nr. 107 vom 22.4.2026) sind, auch soweit sie erst 
zum 1.8.2026 in Kraf treten, bereits eingearbeitet. 
Die vielfältigen Probleme und Rechtsfragen bei gleichzeitigem Bezug von 
SGB III-Leistungen und aufstockenden Leistungen nach dem SGB II werden 
in einem neuen, umfangreichen Kapitel erstmals behandelt. 
Die Fachlichen Weisungen der BA sind auf dem neuesten Stand berücksichtigt; 
ebenso die Rundschreiben und Besprechungsergebnisse der Spitzenverbände 
der Sozialversicherung. 
Die Rechtsprechung der Sozialgerichte und, soweit einschlägig, der Arbeitsge-
richte, ist auf dem Stand März 2026 eingearbeitet. 

Den bisherigen Autoren und Autorinnen des Leitfadens danken wir an dieser 
Stelle herzlich für die zum Teil jahrzehntelange Arbeit an diesem Werk: 
▪ Ute Winkler, zuletzt Präsidentin des LSG Sachsen-Anhalt. 
▪ Horst Steinmeyer, zuletzt Vorsitzender Richter am Hessischen LSG. 
▪ Andreas Hammer, den sachkundigen Berater in Arbeitsmarktfragen. 
▪ Und nicht zuletzt dem Mitbegründer des vor 45 Jahren erstmals erschie-

nenen Leitfadens, Horstpeter Kreppel, zuletzt Kammervorsitzender am 
Gericht für den öfentlichen Dienst der EU – EuGH. 

Udo Geiger/Ulrich Stascheit/Ingo Palsherm 
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A  Arbeitsuchendmeldung, Eingliederungs-
vereinbarung und Arbeitsvermittlung 
§§  35, 36, 37, 38 SGB  III 

I  Wer muss sich arbeitsuchend melden?  12 

II  Wann muss man sich arbeitsuchend melden?  13  

III  Wie kann man sich arbeitsuchend melden?  14  

IV  Arbeitsuchende und Arbeitslose  14 

V  Potenzialanalyse und Eingliederungsvereinbarung  15  

VI  Grundsätze der Arbeitsvermittlung  17  

VII  Mitwirkungspflichten 19  

VIII  Vermittlungssperre/Sperrzeit  20  

IX  Arbeitsuchendmeldung sichert Kindergeld  21  

X  Arbeitsuchendmeldung sichert Verzugslohn  22  

XI  Arbeitsuchendmeldung sichert Schadensersatzanspruch  23 

XII  Arbeitsuchendmeldung sichert Wohngeldanspruch  24 

Damit der Versicherungsfall der Arbeitslosigkeit gar nicht erst eintritt, bietet 
das SGB III im Vorfeld der Arbeitslosigkeit eine Reihe von Hilfeleistungen 
zur berufichen Eingliederung an. Die Inanspruchnahme dieser Leistungen 
setzt keinen Erwerb eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld (Alg) voraus und 
ist auch keine Voraussetzung für den Bezug von Alg, kann den Alg-Anspruch 
aber schmälern (Stichwort: Sperrzeit wegen verspäteter oder unterbliebener 
Arbeitsuchendmeldung g S. 351 f.). 
Wer allerdings Hilfen zur frühen Eingliederung beantragt, unterliegt auch 
Pfichten, deren Missachtung schon im Vorfeld des Bezugs von Alg Sankti-
onen nach sich zieht g S. 20 f. 
Starter für die Entfaltung früher Eingliederungshilfen ist die Arbeitsuchend-
meldung nach § 38 SGB III. Sie ist in § 38 Abs. 1 Satz 1 SGB III irreführend 
als allgemeine »Pficht« Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuchender formuliert 
worden. Eine Pficht, die Arbeitsagenturen (AA) um Hilfe zu ersuchen, be-
steht indes nicht. Das BSG vom 18.8 2005 – B 7a/7 AL 80/04 R betont daher 
zu Recht, dass § 38 Abs. 1 SGB III keine Rechtspficht, sondern eine versi-
cherungsrechtliche Obliegenheit regelt, die den Eintritt von Arbeitslosigkeit 
abwenden oder deren Dauer verringern soll. 

Hilfen 
im Vorfeld von 
Arbeitslosigkeit 



 

 

 

 
 

 

 

 

      

 

 

 

 
 
 

12 A Arbeitsuchendmeldung, Eingliederungsvereinbarung und Arbeitsvermittlung 

Ausnahmen 

Betriebliche 
Ausbildungs­
verhältnisse 

Auch bei 
ungewisser 

Verlängerung 
des Arbeits­

verhältnisses 

I Wer muss sich arbeitsuchend melden? 

Demgemäß trif die Obliegenheit zur Arbeitsuchendmeldung 
Personen, die potentiell Alg erhalten können, das sind typischerweise Per-
sonen in sozialversicherungspfichtigen Ausbildungs- oder Beschäfigungs-
verhältnissen. 

Nicht frühzeitig arbeitsuchend müssen sich melden: 

§ Personen bei Beendigung eines anderweitigen Versicherungspfichtver-
hältnisses (z. B. Krankengeldbezug); 

§ Selbstständige, Personen in Elternzeit und Meisteranwärter, die sich frei-
willig weiterversichert haben; 

§ im Rahmen des Jugendfreiwilligen- bzw. Bundesfreiwilligendienstes Be-
schäfigte; 

§ Auszubildende in betrieblichen Ausbildungsverhältnissen (§ 38 Abs. 1 
Satz 4 SGB III). 

Der Gesetzgeber begründet die Ausnahme für betriebliche Ausbildungsver-
hältnisse wie folgt: 

»Für Auszubildende in betrieblicher Ausbildung gilt die Verpflichtung zur 
Meldung nicht, weil sie überwiegend vom Ausbildungsbetrieb weiterbe­
schäftigt werden. Ob der Betrieb zur Übernahme bereit ist, entscheidet 
sich meist erst unmittelbar nach dem Bestehen der Abschlussprüfung.« 
(BT­Drs. 15/25, S. 27) 

Dabei lässt der Gesetzgeber ofen, was unter betrieblichem Ausbildungsver-
hältnis zu verstehen ist. Dies ist im Einzelfall nach einer am Gesetzeszweck 
orientierte Auslegung zu entscheiden. So hat das HessLSG vom 16.12.2016 
– L 7 AL 35/15 Berufspraktikantinnen und Berufspraktikanten im Aner-
kennungsjahr (für die staatliche Anerkennung als Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter) von der Meldepficht ausgenommen. 
Das BayLSG vom 27.1.2015 – L 10 AL 382/13 hat die Pficht eines Rechts-
referendars zur frühzeitigen Arbeitsuchendmeldung mit der Begründung 
verneint, vor dem Bestehen des 2. Staatsexamens fehle es an der Kenntnis 
vom Ende des Arbeitsverhältnisses. Ebenso SG Regensburg vom 20.2.2018 
– S 12 AL 182/17. 

Nach § 38 Abs. 1 Satz 3 SGB III besteht die Pficht zur Meldung unabhän-
gig davon, ob der Fortbestand des Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses 
gerichtlich geltend gemacht oder vom Arbeitgeber in Aussicht gestellt wird. 
Die Meldepficht gilt mithin auch für befristete Arbeitsverhältnisse, und 
zwar auch dann, wenn noch nicht klar ist, ob das Arbeitsverhältnis ver-
längert werden kann. Selbst wenn der Arbeitgeber eine Verlängerung des 
Arbeitsvertrages in Aussicht stellt, aber nicht verbindlich zusagt, haben sich 
die Arbeitnehmer unter Beachtung der Meldefrist bei der AA zu melden. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
 

  

 
 

 

 

II Wann muss man sich arbeitsuchend melden? 13 

Dasselbe gilt, wenn Arbeitnehmer gegen die Kündigung des Arbeitgebers 
das Arbeitsgericht anrufen oder wenn streitig ist, ob das Arbeitsverhältnis 
befristet eingegangen worden ist oder ob die Befristung wirksam ist. 
In solchen Situationen kann eine verspätete oder unterbliebenen Meldung aber 
unverschuldet sein und daher keine Sperrzeit nach sich ziehen (g S. 336 f.). 

Ausnahme Melden sich Arbeitslose bei der AA persönlich ab, weil sie eine befristete 
Beschäfigung aufnehmen und weisen sie dabei hinreichend deutlich auf 
deren Endzeitpunkt hin, müssen sie sich nicht erneut arbeitsuchend mel-
den (BSG vom 28.8.2007 – B 7/7a AL 56/06 R und vom 20.10.2005 – B 7a 
AL 28 und 50/05 R). Das gilt nicht, wenn sie sich lediglich telefonisch oder 
schriflich abmelden oder wenn die neue Beschäfigung über die Dauer eines 
Jahres hinausgeht. 
Alter und fehlende Vermittlungschancen befreien nicht von der Pficht, sich 
arbeitsuchend zu melden (LSG NRW vom 25.9.2014 – L 9 AL 236/13, info 
also 2015, S. 106). 

II   Wann muss man sich arbeitsuchend melden? 

Personen, deren Arbeitsverhältnis endet, sind verpfichtet, sich 
spätestens drei Monate vor dessen Beendigung bei der AA arbeitsuchend zu 
melden. Endet z. B. das Arbeitsverhältnis am 30. Juni, muss die Meldung bis 
zum 31. März erfolgen. Frühere Meldungen sind möglich. 

Frist: 3 Monate 

Liegen zwischen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses und der Kennt-
nis von der Beendigung weniger als drei Monate, haben Arbeitnehmer nur 
drei Tage Zeit, sich arbeitsuchend zu melden. Die Drei-Tages-Frist gilt z. B. 
dann, wenn 

Frist: 3 Tage statt 

3 Monate 

§ das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von weniger als drei Monaten gekün-
digt oder durch einen Aufebungsvertrag beendet wird; 

§ das befristete Arbeitsverhältnis für einen Zeitraum von weniger als drei 
Monaten eingegangen worden ist. 

Wie wird die 
3­Tages­Frist 
berechnet? 

Nach § 26 Abs. 1 SGB X i. V. m. § 187 Abs. 1 BGB beginnt die Drei-Tages-
Frist am Tag nach Kenntnis vom Ende der Beschäfigung. Tage mit fehlender 
Dienstbereitschaf der AA (z. B. Samstage, Sonntage, Feiertage) werden in die 
Frist nicht eingerechnet (SG Dresden vom 1.4.2008 – S 34 AL 769/07; SG für 
das Saarland vom 2.7.2008 – S 12 AL 289/08; SG Hamburg vom 20.4.2007 – 
S 18 AL 829/06, info also 2007, S. 212; a. A. LSG Baden-Württemberg vom 
21.8.2008 – L 7 AL 3358/08, info also 2009, S. 24; LSG NRW vom 2.2.2012 – L 
16 AL 201/11: die Frist laufe kalendarisch ab, die Gründe für das Nichtein-
halten der Frist seien nur im Zusammenhang mit der Sperrzeit zu prüfen). 
Wegen der Möglichkeit, sich online arbeitsuchend zu melden, hat dieser Streit 
keine größere Bedeutung mehr. 
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Beispiel Tag der Kenntnisnahme einer Kündigung: Mittwoch. 
Fristlauf: Donnerstag, Freitag, Samstag, Sonntag, Montag. Letzter Tag der 
Meldung: Montag. 
Auch Tage, an denen ein wichtiger Grund eine Meldung verhindert (z. B. 
Krankheit, Auslandsaufenthalt, Urlaub), werden nicht in die Frist einge-
rechnet. 

III Wie kann man sich arbeitsuchend melden? 

Die demnächst Arbeitslosen können wählen, ob sie 

§ sich persönlich bei der AA arbeitsuchend melden oder 

§ die Meldung 
– schriflich, auch per Fax; 
– telefonisch unter der Nummer 0800 455 5500 (gebührenfrei); 
– online unter https://www.arbeitsagentur.de/arbeitslos-arbeit-fnden/ 

arbeitslosengeld/ihre-schritte-wenn-sie-arbeitslos-werden/wie-sie-sich-
arbeitsuchend-melden 

durchführen 

Bei der unpersönlichen Arbeitsuchendmeldung wird die Frist nur gewahrt, 
wenn 
– die Anzeige die persönlichen Daten der Arbeitsuchenden enthält (so-

fern es sich nicht um Bestandskunden mit einem bereits angelegten 
Datensatz in VerBIS handelt); 

– der genaue Beendigungszeitpunkt des Arbeitsverhältnisses mitgeteilt 
wird; 

– die persönliche Arbeitsuchendmeldung zu dem mit der AA vereinbar-
ten Termin nachgeholt wird (s. dazu LSG Baden-Württemberg vom 
21.2.2024 – L 3 AL 2871/22). 

Die Online-Meldung hat den Vorteil, dass man sich direkt nach der Ar-
beitsuchendmeldung einen passenden Beratungstermin aussuchen kann. Die 
Arbeitsuchendmeldung kann aufgrund der Fristwahrung auch ohne Eingabe 
des Freischaltcodes durchgeführt werden. 

IV Arbeitsuchende und Arbeitslose 

Arbeitsuchende sind nach § 15 SGB III Personen, die 
§ eine Beschäfigung als Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer suchen und 
§ bei der Agentur für Arbeit arbeitsuchend gemeldet sind. 

Das gilt auch, wenn sie noch eine Beschäfigung oder eine selbstständige 
Tätigkeit ausüben. 

https://www.arbeitsagentur.de/arbeitslos-arbeit-fnden/arbeitslosengeld/ihre-schritte-wenn-sie-arbeitslos-werden/wie-sie-sicharbeitsuchend-melden
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Näher zum Begrif »von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende« g S. 25. 

Arbeitslose sind nach § 16 SGB III Personen, die 
§ vorübergehend erwerbslos sind, d. h. keine Beschäfigung, in der sie min-

destens 15 Stunden pro Woche arbeiten, ausüben; 
§ sich persönlich oder elektronisch im Fachportal der Bundesagentur ar-

beitslos gemeldet haben; 
§ eine sozialversicherungspfichtige Beschäfigung suchen, die wöchentlich 

mindestens 15 Stunden umfasst; 
§ den Vermittlungsbemühungen der Arbeitsagentur zur Verfügung stehen 

(Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt). 

Die Arbeitsuchendmeldung nach § 38 Abs. 1 SGB III darf daher nicht mit der Arbeitsuchend­
Arbeitslosmeldung nach § 141 SGB III verwechselt werden. Die Arbeitsu- meldung ersetzt 
chendmeldung ersetzt nicht die Arbeitslosmeldung! nicht Arbeitslos­
Die Arbeitsuchendmeldung kann mit der Arbeitslosmeldung verbunden meldung 

werden, wenn sie persönlich erfolgt und wenn zwischen Kenntnis der Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses und dessen Ende höchstens drei Monate 
liegen (§ 141 Abs. 1 Satz 3 SGB III). Bei der Online-Arbeitsuchendmeldung 
ist wegen der Automatisierung der Vorgänge nicht sichergestellt, dass sie 
auch als Online-Arbeitslosmeldung erfasst wird. 
Umgekehrt macht eine wirksame Arbeitslosmeldung innerhalb der Melde-
fristen nach § 38 SGB III die Arbeitsuchendmeldung entbehrlich; über die 
Arbeitslosmeldung hat die AA die nötigen Daten für die Aktivierung des 
Vermittlungsprozesses erlangt. 
Näheres zur Arbeitslosmeldung auf g S. 131 f. 

  

 

  

 

 

 

 

 

 
Die Arbeitsuchendmeldung ist kein Antrag auf Bürgergeld. Näher dazu Ka-
pitel X, g S. 685 f. 

V  Potenzialanalyse und Eingliederungsvereinbarung 

Die AA soll mit arbeitsuchend gemeldeten Personen unverzüglich  
nach der Arbeitsuchendmeldung ein erstes Beratungs- und Vermittlungs-
gespräch führen, das persönlich oder bei Einvernehmen zwischen AA und 
der arbeitsuchenden Person auch per Videotelefonie erfolgen kann (§ 38  
Abs. 1a SGB III). Damit erfüllt die AA ihre Verpfichtung aus § 37 Abs. 1 
SGB III, unverzüglich nach der Arbeitsuchendmeldung zusammen mit den 
Arbeitsuchenden die für die Vermittlung erforderlichen berufichen und  
persönlichen Merkmale, berufichen Fähigkeiten und die Eignung festzu-
stellen (Potenzialanalyse). 
§ 37 Abs. 1 SGB III gibt den Arbeitsuchenden einen individuellen Rechts-
anspruch auf Durchführung einer Potentialanalyse. Für die Forderung, die 
Potenzialanalyse vor einzelnen Entscheidungen und insbesondere vor Ab-
schluss einer neuen Eingliederungsvereinbarung zu wiederholen, gibt es  
nach LSG Sachsen vom 18.7.2013 – L 3 AL 251/10 keine Rechtsgrundlage. 
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Fachkonzept  
der BA 

Wie die Potenzialanalyse idealtypisch durchzuführen ist, wird in einem  
Fachkonzept der BA ausführlich dargelegt (»Das arbeitnehmerorientierte  
Integrationskonzept der Bundesagentur für Arbeit (SGB II und SGB III)«, 
https://www.arbeitsagentur.de/datei/4-phasen-modell-arbeitnehmerorientierte- 
integrationskonzept_ba044321.pdf). 

Eingliederungs­
vereinbarung 

Die Potenzialanalyse bildet die Grundlage für die Eingliederungsvereinba-
rung (EV), deren Inhalt § 37 Abs. 2 SGB III beschreibt. Es handelt sich um 
eine individuell zugeschnittene Vermittlungsstrategie, die das Fördern und 
Fordern im Verlauf des Vermittlungsprozesses konkretisiert. 

BSG Nachdem das BSG die Rechtsprechung der SGB II-Senate zur EV im SGB II  
(§ 15 SGB II a.  F.) auf die EV im SGB III übertragen hat (BSG vom 4.4.2017  
– B 11 AL 5/16 R und – B 11 AL 19/16 R), kann zu vielen im SGB II aus-
getragenen Streitfragen auf die dortige Rechtsprechung Bezug genommen  
werden. 

Öffentlich­recht­
licher Vertrag 

So steht auch für das SGB III fest, dass es sich bei der EV um einen öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag gemäß der §§ 53 f. SGB X handelt (BSG vom 
2.4.2014 – B 4 AS 26/13 R und vom 23.6.2016 – B 14 AS 26/15), der sowohl 
die Arbeitsuchenden und Arbeitslosen als auch die AA an die festgelegten 
Vertragsinhalte bindet. 

Kein Kontra­
hierungszwang 

Ein subjektiv-öfentliches Recht auf Abschluss einer EV besteht nicht. Mit den  
Worten des BSG vom 22.9.2009 – B 4 AS 13/09 R zu § 15 SGB II a.  F.: § 15 
SGB II ist eine reine Verfahrensvorschrif, die das Verhalten und Vorgehen 
der Behörde steuern soll. Das Jobcenter trefe insoweit »eine nicht justiziable 
Opportunitätsentscheidung darüber, welchen Verfahrensweg es zur Erfüllung  
des Ziels der Eingliederung wählt«. Das ist für die Vermittlungsfachkräfe 
der AA nicht anders; sie können entscheiden, ob eine EV abgeschlossen wird  
oder dies (noch) nicht nötig ist. 

Angemessenes 
Gegenseitigkeits­

verhältnis 

Nach Rechtsprechung des BSG müssen die mit der Arbeitsuchendmeldung 
aufgerufenen Leistungspfichten der AA (das Fördern) und die Mitwirkungs-
pfichten der Arbeitsuchenden (das Fordern) in ein ausgewogenes Gegen-
seitigkeitsverhältnis gebracht werden. Eine EV, die den Arbeitsuchenden  
oder den Arbeitslosen einseitig nur Pfichten auferlegt, ist nichtig (BSG vom 
4.4.2017 – B 11 AL 5/16 R). 

Eigen­
bemühungen  

Ein ausgewogenes Gegenseitigkeitsverhältnis zwischen Fördern und Fordern  
spielt insbesondere bei der Konkretisierung von Eigenbemühungen zur be-
rufichen Eingliederung eine Rolle. Näher dazu g S. 321 f. 

EV­Verwaltungs­
akt 

Kommt eine EV nicht zustande, sollen die erforderlichen Eigenbemühungen 
zur berufichen Eingliederung durch Verwaltungsakt (VA) festgesetzt werden  
(§ 37 Abs. 3 Satz 4 SGB III); d.  h. abweichend von der Regelungsbefugnis 
im SGB II (§ 15 SGB II a.  F.) kann die AA nur zur Festlegung von Eigenbe-
mühungen vom Vertrag zum VA übergehen. Im Übrigen entscheiden die  

https://www.arbeitsagentur.de/datei/4-phasen-modell-arbeitnehmerorientierte-integrationskonzept_ba044321.pdf
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Vermittlungsfachkräfe der AA, wenn keine EV abgeschlossen wird, über die 
gebotenen Vermittlungsbemühungen und Leistungen der aktiven Arbeitsför-
derung nach den konkreten Umständen im jeweiligen Einzelfall. 

Übernahme von 
Bewerbungs­
kosten 

Auch der Eigenbemühungen (Bewerbungsaktivität) festsetzende EV-VA muss 
ausgewogen sein, d. h. die geforderten Bewerbungsbemühungen an eine an-
gemessene Zusage von Eingliederungsleistungen für diese Bewerbungsak-
tivitäten koppeln (BSG vom 26.6.2016 – B 14 AS 42/15 R). Anderenfalls ist 
der EV-VA anfechtbar. 
Näher zur Übernahme von Bewerbungskosten g S. 30 f. 

Übergang von 
der EV zum 
EV­VA 

Zwischen dem Abschluss einer EV und der Verfügung eines EV-VA steht 
der AA kein beliebiges Wahlrecht zu. Erst wenn der Abschluss einer EV 
scheitert oder aus konkreten Gründen im Einzelfall nicht sachgerecht ist, 
kann anstelle einer EV ein EV-VA verfügt werden. Der Erlass eines EV-VA 
ist nicht gerechtfertigt, wenn sich eine arbeitsuchende oder arbeitslose Person 
weigert, eine ihr vorgelegte EV sofort an Ort und Stelle gegenzuzeichnen, weil 
sie beabsichtigt, sich zunächst Rechtsrat einzuholen bzw. die Inhalte dieses 
Dokuments mit einem Dritten zu beraten. Dabei ist ihr eine Überlegungszeit 
einzuräumen, deren Dauer jedenfalls länger als zwei Tage ist (SG Cottbus 
vom 30.1.2020 – S 39 AL 7/19). 

VI  Grundsätze der Arbeitsvermittlung 

Gemäß § 38 Abs. 3 Satz 1 SGB III besteht gegenüber der AA ein 
Anspruch auf Arbeitsvermittlung 
§ nach der Arbeitsuchendmeldung gemäß § 38 Abs. 1 SGB III bis zum 

angegebenen Beendigungszeitpunkt des Ausbildungs- oder Arbeitsver-
hältnisses; 

§ für die Dauer der Arbeitslosigkeit, wenn noch kein Alg-Anspruch erwor-
ben wurde und kein Bürgergeld beantragt wird (dann wäre das Jobcenter 
für die Vermittlung zuständig – § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III); 

§ für die Dauer des Alg- oder Transfer-Kug-Bezugs (auch wenn ergänzend 
Bürgergeld bezogen wird – § 22 Abs. 4 Satz 5 SGB III). 

Subjektives 
Recht auf 
Vermittlung 

Dem gesetzlichen Vermittlungsaufrag der AA entspricht ein subjektiv-öf-
fentliches Recht der Arbeitsuchenden auf Tätigwerden der AA. Die AA 
hat eine sozial gerechte, aber auch arbeitsmarkt- beschäfigungspolitisch 
sinnvolle und sachgerechte Arbeitsvermittlung zu betreiben. Das BSG vom 
12.10.2017 – B 11 AL 24/16 R hat § 35 SGB III daher einen Anspruch arbeitsu-
chender Künstler auf Aufnahme in die ZAV-Künstlerkartei entnommen. 

Prostitution Die AA sind wegen § 36 Abs. 1 SGBG III aber nicht verpfichtet, Bordell-
betreibern Prostituierte als Arbeitnehmerinnen zu vermitteln (BSG vom 
6.5.2009 – B 11 AL 11/08 R; die Verfassungsbeschwerde gegen das Urteil 
wurde nicht zur Entscheidung angenommen, BVerfG vom 7.4.2010 – 1 BvR 
434/10). 
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Eignung und 
Neigung 

Ziele der Arbeits­
förderung 

Diskriminie­
rungsverbot und 

Gesetzestreue 

EU­Recht 

Diskriminie­
rungsverbot 

Die AA haben die Neigung, Eignung und Leistungsfähigkeit der Ausbil-
dungs- und Arbeitsuchenden sowie die Anforderungen der angebotenen  
Stellen zu berücksichtigen (§ 35 Abs. 2 Satz 2 SGB III). Insofern muss im 
Streitfall ermittelt werden, welche Beschäfigung für die Arbeitsuchenden  
oder Arbeitslosen nach ihrem Lebensalter und ihrer Leistungsfähigkeit unter  
angemessener Berücksichtigung ihres Berufs und ihrer Ausbildung nach Lage  
und Entwicklung des Arbeitsmarktes in Betracht kommt (BSG vom 5.9.2006 
– B 7a AL 66/05 R und vom 3.12.2009 – B 11 AL 42/08 R). Es handelt sich 
dabei um eine Prognoseentscheidung, die im gerichtlichen Verfahren, z.  B. 
bei der Anfechtung einer Vermittlungssperre (g S. 20 f.) voll überprüfar 
ist (LSG Baden-Württemberg vom 9.8.2007 – L 7 AL 1160/07). 

Die allgemeinen Ziele der Arbeitsförderung in § 1 SGB III sind zu beachten. 
Hervorzuheben sind insbesondere die Gebote, 
§ die individuelle Beschäfigungsfähigkeit durch Erhalt und Ausbau von 

Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten zu fördern; 
§ unterwertiger Beschäfigung entgegenzuwirken; 
§ die berufiche Situation von Frauen zu verbessern. 

Nach § 36 Abs. 1 SGB III darf nicht in Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisse 
vermittelt werden, die gegen ein Gesetz oder die guten Sitten verstoßen. Bei 
einem wucherähnlichen Rechtsgeschäf liegt Sittenwidrigkeit gemäß § 138 
Abs. 1 BGB vor. Diese ist u. a. dann gegeben, wenn die Arbeitsvergütung 
nicht einmal zwei Drittel eines der in der betrefenden Branche und Wirt-
schafsregion üblicherweise gezahlten Tarifohnes erreicht (SG Lüneburg 
vom 21.9.2010 – S 25 AS 2015/09; s. auch SG Berlin vom 18.1.2002 – S 58 
AL 2003/01: Bruttostundenlohn von 11,– DM für Hilfsarbeiten in Berliner 
Industrieunternehmen). 
Generell ist die Vermittlung in Arbeit zu einem Lohn unter dem Mindest-
lohn (g S. 196) unzulässig, sofern keine der in § 22 MiLoG genannten 
Ausnahmen greif. 
Angebote als Telefonwerber für Klassenlotterien und ähnliche Glücksspiele 
verstoßen gegen § 5 Abs. 3 des Glücksspielstaatsvertrags und sind rechts-
widrig. 

Aus der Bindung der AA an Recht und Gesetz folgt, dass sie keine Arbeits-
verhältnisse fördern darf, die gegen unmittelbar anwendbare Verordnungen 
der Europäischen Union verstoßen (LSG Baden-Württemberg vom 24.5.2007 
– L 7 AL 3306/05: Höchstlenkzeiten im Personenbeförderungsverkehr nach 
der VO (EG) 3820/85, nunmehr VO (EG) 561/2006 in der konsolidierten 
Fassung vom 31.12.2024). 

Diskriminierende Arbeitsangebote von Arbeitgebern darf die AA nicht be-
dienen. Das verbietet § 36 Abs. 2 SGB III. Danach dürfen Einschränkungen, 
die der Arbeitgeber für eine Vermittlung aus Gründen der Rasse oder wegen 
der ethnischen Herkunf, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung oder der sexuellen Identität der Ausbildungs- und der Arbeitsuchenden 
vornimmt, nur berücksichtigt werden, soweit sie nach dem Allgemeinen 
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Gleichbehandlungsgesetz (AGG) zulässig sind. Einschränkungen hinsicht-
lich der Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaf, Partei oder vergleichbaren 
Vereinigung dürfen nur berücksichtigt werden, wenn 
§ es sich um eine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle in einem Tendenzunter-

nehmen oder -betrieb im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsver-
fassungsgesetzes handelt und 

§ die Art der auszuübenden Tätigkeit diese Einschränkung rechtfertigt. 

Für Arbeitsstellen mit kirchlichem Bezug verlangt das BVerfG vom 29.9.2025 Konfessionelle 
– 2 BvR 934/19, dass die Kirchen bei Ablehnung von Personen, die keiner Bindung 

Kirche angehören, genau nachweisen, weshalb sie glauben, dass die Erfüllung 
religiöser Forderungen unabdingbare Voraussetzung für die Ausübung der 
jeweiligen Tätigkeit ist. 

Die AA hat das Neutralitätsgebot nach § 36 Abs. 3 SGB III zu beachten. Die Neutralitäts­
AA darf in einem durch einen Arbeitskampf unmittelbar betrofenen Bereich gebot 
nur dann vermitteln, wenn Arbeitsuchende und der Arbeitgeber dies trotz 
eines Hinweises auf den Arbeitskampf verlangen. 

Die AA sind bei der Vermittlung nicht verpfichtet zu prüfen, ob der vor- Keine 
gesehene Vertrag ein Arbeitsvertrag ist (§ 36 Abs. 4 SGB III). Wenn ein Rechtsberatung 

Arbeitsverhältnis erkennbar nicht begründet werden soll, kann die AA auf 
Angebote zur Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit hinweisen. 
Zu Hilfen bei der Heranführung an eine selbstständige Tätigkeit g S. 43. 
Zur Förderung mit einem Gründungszuschuss g S. 595. 

Um die Dienstleistungsangebote der AA in Anspruch nehmen zu 
können, müssen Arbeitsuchende, auch wenn sie (noch) keinen Alg-Anspruch 
erworben haben, aktiv mitwirken. 

Das heißt, sie müssen ab dem Zeitpunkt der Arbeitsuchendmeldung: 
§ die für eine Vermittlung erforderlichen Auskünfe erteilen und vermitt-

lungsdienliche Unterlagen vorlegen; 
§ auf der AA erscheinen, wenn sie dazu gemäß § 38 Abs. 1 Satz 5 a. F. i. V. m. 

§ 309 SGB III aufgefordert werden. 
Seit 24.12.2025 ist die Meldepficht in § 310a SGB III geregelt. Damit be-
steht die Möglichkeit der Erstattung von notwendigen Reisekosten nach 
§ 309 Abs. 4 SGB III und  Unfallversicherungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 
14 a SGB VII; 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     

  
   

 

 
 

 

§ Umzüge, die die Zuständigkeit der AA (s. § 327 SGB III) ändern, mitteilen 
(§ 38 Abs. 1 Satz 5 a. F. i. V. m. § 310 SGB III); seit 24.12.2025 ist diese Ver-
pfichtung entfallen, allerdings müssen Umzüge jeder Art sofort mitgeteilt 
werden, um für die AA erreichbar zu bleiben; 

§ in der EV getrofene Vereinbarungen einhalten; 
§ aktiv auf Stellensuche gehen; 
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Ortsabwesenheit 

Vermittlungs­
sperre 

Sperrzeit 

 

   

  
 

    

  

  
 

 

 

 

 

 
 

 

 
Verfahren 

§ sich auf Vermittlungsvorschläge der AA zeitnah (i. d. R. innerhalb von 3 
Tagen) bewerben bzw. angebotene, zumutbare Arbeitsstellen annehmen; 

§ Änderungen, die mit ihrer Stellensuche einhergehen, z. B. eine Arbeits-
aufnahme unter Angabe des Datums der Arbeitsaufnahme sowie der 
Tätigkeit und dem Namen des Arbeitgebers, oder eine Ortsabwesenheit 
unverzüglich mitteilen; 

§ das Eintreten einer Arbeitsunfähigkeit mitteilen – § 38 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. 
§ 311 SGB III; 

§ unverzüglich den Abschluss eines Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses 
unter Benennung des Arbeitgebers und seines Sitzes mitteilen. 

§ 38 SGB III verlangt nicht, dass sich Arbeitsuchende auch sofort arbeitslos 
melden und sofort Alg beantragen (s. dazu BSG vom 30.5.2006 – B 1 KR 
26/05 R). Solange sie sich nicht arbeitslos melden, unterliegen sie auch nicht 
der Regelung des § 138 Abs. 5 SGB III i. V. m. der Erreichbarkeitsanordnung 
(EAO), d. h. sie sollten zur Vermeidung einer Vermittlungssperre zwar die 
Ortsabwesenheit (OAW) mitteilen, müssen dafür aber keine Zustimmung 
von der AA einholen. Sollte ein Meldetermin wegen einer OAW versäumt 
werden, ist die OAW eine beachtliche Entschuldigung bzw. ein wichtiger 
Grund. 

VIII Vermittlungssperre/Sperrzeit 

Kommen arbeitsuchend gemeldete Personen ihren Melde- und 
Mitwirkungspfichten sowie den Pfichten aus einer EV nicht nach, ohne 
dafür einen wichtigen Grund zu haben, kann (Ermessen) die AA nach § 38 
Abs. 4 Satz 2 SGB III die Arbeitsvermittlung für einen Zeitraum von bis zu 
zwölf Wochen einstellen (Vermittlungssperre). Arbeitsuchende können die 
Arbeitsvermittlung dann erst erneut nach Ablauf der Vermittlungssperre 
in Anspruch nehmen. Die Vermittlungssperre gilt auch für Arbeitsuchen-
de ohne erworbenen Alg-Anspruch (s. etwa HessLSG vom 30.3.2006 – L 
9 AL 80/13) und kann sich negativ auf die Rentenversicherungsbiografe 
auswirken. 
Näher dazu g S. 682. 

Unentschuldigte Pfichtverletzungen in der Phase der Arbeitsuche können 
wegen § 38 Abs. 1 Satz 5 a. F. bzw. § 310a SGB III außerdem eine Sperrzeit 
nach § 159 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 SGB III auslösen. Beginn der Sperrzeit ist der 
Tag vor Eintritt der Beschäfigungslosigkeit bzw. der Beginn des Alg-An-
spruchs, wenn mit wirksamer Arbeitslosmeldung ab dem Tag des Eintritts 
der Beschäfigungslosigkeit Alg beantragt wird. 

Für arbeitsuchend Gemeldete muss die Meldeauforderung eine Belehrung 
über die mögliche Verfügung einer Vermittlungssperre enthalten. 
Die Rechtsprechung des BSG zur Erforderlichkeit einer konkreten, richtigen 
und vollständigen Rechtsfolgenbelehrung bei drohender Sperrzeit ist auch 
auf die drohende Einstellung der Arbeitsvermittlung nach § 38 Abs. 4 Satz 2 
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SGB III zu übertragen (BayLSG vom 23.3.2021 – L 10 AL 71/20). Die Einstel-
lung der Arbeitsvermittlung muss wegen der Eingrifsqualität mit Bescheid 
bzw. mit Verwaltungsakt verfügt werden (BayLSG, a. a. O.). 

Ist der Zeitraum, für den die Einstellung der Vermittlung verfügt worden 
ist, abgelaufen und haben sich Arbeitsuchende wieder neu gemeldet und 
die AA die Vermittlung erneut aufgenommen, hat sich der Verwaltungsakt 
über die Einstellung der Vermittlung erledigt. In diesem Fall ist die Fortset-
zungsfeststellungsklage die richtige Klageart (LSG Sachsen vom 3.7.2013 – L 
3 AL 78/12). 
Soweit Zeiten der Meldung bzw. der Anerkennung als Anrechnungszeit nach 
§ 58 SGB VI noch nicht Gegenstand eines Rechtsstreits mit dem Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung über die Berücksichtigung dieser Zeiten als 
rentenrechtlich wirksame Zeiten sind, ist eine Leistungsklage gegen die AA 
auf Meldung von Zeiten der Arbeitslosigkeit an den Rentenversicherungs

Rechtsschutz 

-
träger zulässig (SG Darmstadt vom 23.5.2013 – S 11 AL 60/10). 

Wichtige Gründe 

für Nichtwahr­
nehmung des 
Meldetermins 

Wichtige Gründe für die Nichtwahrnehmung eines Meldetermins sind für 
Arbeitsuchende alle Gründe, die die Meldung unmöglich machen, darunter 
solche, die die Meldung erschweren, wenn eine Abwägung der privaten Be-
dürfnisse mit den Interessen der Versichertengemeinschaf ergibt, dass den 
privaten Interessen Vorrang einzuräumen ist. Dies kann bei Arbeitsuchen-
den auch die Ausübung und Fortsetzung einer Nebenbeschäfigung sein; 
abzuwägen sind dann die arbeitsrechtlichen Verpfichtungen und die Pficht, 
die Fortführung des Beschäfigungsverhältnisses nicht zu gefährden auf der 
einen Seite und die Pficht, den Mitwirkungsverpfichtungen gegenüber der 
AA nachzukommen, auf der anderen Seite (LSG Sachsen vom 3.7.2013 – L 
3 AL 78/12). 

IX  Arbeitsuchendmeldung sichert Kindergeld 

Gemäß § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG bzw. § 2 Abs. 2 BKGG 
erhalten beschäfigungslose Heranwachsende zwischen dem 18. und 21. 
Geburtstag Kindergeld, wenn sie sich bei der AA arbeitsuchend melden. 
Die Arbeitsuchendmeldung kann auch bei einem Jobcenter erfolgen (BFH 
vom 22.9.2011 – III R 78/08). Ein Anspruch auf Alg oder Bürgergeld ist 
nicht erforderlich. Es genügt für die Erhaltung des Kindergeldanspruchs, 
dass sich die Heranwachsenden tatsächlich arbeitsuchend melden (BFH 
vom 18.2.2016 – V R 22/15). 

Eine bloße Vorsprache der Heranwachsenden bei der AA zur Berufsberatung 
ist keine Meldung als Arbeitsuchender i. S. v. § 32 Abs. 4 Nr. 1 EStG bzw. 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 BKGG (so schon BFH vom 9.2.2012 – III R 68/10). Da die 
Arbeitsuchendmeldung an keine Form gebunden ist, kann je nach Sachver-
halt die Vorsprache zur Berufsberatung aber eine Arbeitsuchendmeldung 
beinhalten. Der Berufsberater muss bei Feststellung einer noch fehlenden 
Registrierung auf die nötigen weiteren Schritte hinweisen, insbesondere auf 
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die Vereinbarung eines Beratungs- und Vermittlungsgesprächs nach § 38 
Abs. 1a SGB III (Beratungspficht nach § 14 SGB I). Zur Lage ab 1.7.2026 s. 
auch §§ 28b, 31b SGB III, g S. 462 f. 

Eigenständige 
kindergeldrecht­

liche Prüfung 

Melde­
versäumnis 

Meldung erhöht 
Alg arbeitsloser 

Eltern(teile) 

 

 

 
 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

Sollte der berufsberatende oder der für die Vermittlung zuständige Mit-
arbeiter der AA dem Volljährigen zu erkennen gegeben haben, dass die 
Arbeitsuchendmeldung nicht weitergeführt werde, ändert allein dies den 
kindergeldrechtlichen Status als Arbeitsuchender nicht, solange keine Ver-
mittlungssperre verfügt wird, der ernsthafe Wille der jungen Erwachsenen 
zur berufichen Eingliederung weiterhin besteht und diese von sich aus keine 
Beendigung der Arbeitsuchendmeldung erklären. Eine rein interne Ein-
stellung der Arbeitsvermittlung ist ein unzulässiger, die Familienkasse/das 
Finanzamt nicht bindender Realakt (vgl. Urteil des LSG NRW vom 5.6.2014 
– L 9 AL 288/12). In diesem Fall muss die Familienkasse/das Finanzamt 
eigenständig über den Fortbestand der Arbeitsuchendmeldung i.S. des § 32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG bzw. § 2 Abs. 2 Nr. 1 BKGG entscheiden. Stellt sich 
heraus, dass tatsächlich keine Pfichtverletzung vorliegt, welche die AA nach 
§ 38 Abs. 3 Satz 2 SGB III zur Einstellung der Vermittlung berechtigt hätte, 
bleibt der Anspruch auf Kindergeld bestehen (BFH vom 22.9.2022 – III R 
37/21). Liegt eine Pfichtverletzung vor, müssen die Finanzämter/die Famili-
enkassen, ggf. die Finanz- oder Sozialgerichte ressortfremd das in § 38 Abs. 3 
Satz 2 SGB III der AA eingeräumte Ermessen ausüben. 

Die bloße Versäumnis eines Meldetermins nach § 309 SGB III bzw. § 310a 
SGB III berechtigt nicht zur Festsetzung einer Vermittlungssperre, es sei 
denn, die Einhaltung von Terminen ist in der EV vereinbart worden (s. dazu 
LSG Sachsen vom 3.7.2013 – L 3 AL 78/12). 

Gemäß § 149 SGB III i. V. m. § 32 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2c EStG erhalten 
Alg-berechtigte Eltern(teile) statt Alg in Höhe von 60 % ein solches in Höhe 
von 67 %, wenn die genannten Heranwachsenden sich arbeitsuchend melden 
und um einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz bemühen. 
Näher dazu g S. 205 f. 

X Arbeitsuchendmeldung sichert Verzugslohn 

Durch Rechtsprechung der Arbeitsgerichte hat die Arbeitsuchend-
meldung in Kündigungsschutzverfahren erhebliche Bedeutung erlangt. Dies 
beruht darauf, dass Verzugslohn bei unrechtmäßiger Kündigung eines Ar-
beitsverhältnisses nur dann ungeschmälert verlangt werden kann, wenn 
die von der Kündigung Betrofenen in der Zeit der Beschäfigungslosigkeit 
keinen anderweitigen Verdienst erzielt haben und es auch nicht »böswillig« 
unterlassen haben, eine ihnen zumutbare Arbeit anzunehmen (§ 615 BGB; 
§ 11 KSchG). 
Einige Arbeits- und Landesarbeitsgerichte hatten vertreten, dass allein schon 
die unterbliebene Arbeitsuchendmeldung ohne weitergehende Ermittlun-
gen Verzugslohnansprüche gänzlich zu Fall bringen könne (exemplarisch 
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Urteil des LAG Niedersachsen vom 9.11.2021 – 10 Sa 15/21). Das BAG vom 
12.10.2022 – 5 AZR 30/32 ist dieser einseitigen Sichtweise entgegengetreten 
und verlangt eine auf den jeweiligen Einzelfall bezogene Gesamtabwägung, in 
die auch die Arbeitsuchendmeldung und die Obliegenheit des Arbeitgebers, 
auf die rechtzeitige Arbeitsuchendmeldung hinzuweisen (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
SGB III) mit einfießen müsse. 

Mit guten Gründen ist die Bezugnahme auf § 38 SGB III zur Prüfung, ob 
anderweitiger Verdienst böswillig unterlassen wurde, als Kategorienfeh-
ler bezeichnet worden: Die Arbeitsuchendmeldung diene dem Schutz der 
SGB III-Versichertengemeinschaf, nicht dem Schutz des Vermögens eines 
rechtswidrig kündigenden Arbeitgebers (so ArbG Koblenz vom 22.5.2024 – 4 
Ca 3251/23). Das BAG hat aber an seinem Urteil vom 12.10.2022 festgehalten 
(s. dazu BAG vom 7.2.2024 – 5 AZR 177/23), jedoch dem Arbeitgeber die 
Darlegungs- und Beweislast für die Behauptung aufgebürdet, bei Erfüllung 
der Meldeobliegenheit wäre eine Vermittlung in Arbeit erfolgt. Wie sich die 
Darlegungs- und Beweislasten in der Klage auf Verzugslohn auf die Klage-
parteien verteilen, wird vom LAG Baden-Württemberg vom 11.9.2024 – 4 
Sa 10/24 mustergültig gezeigt. Das BAG vom 15.1.2025 – 5 AZR 273/24 hat 
diese Entscheidung bestätigt. 

Kategorienfehler? 

Sozialrechtliche Auswirkungen der BAG-Rechtsprechung zum böswilligen 
Unterlassen anderweitigen Verdienstes können sich im Fall der Gleichwohl-
gewährung von Alg (§ 157 Abs. 3 SGB III, g S. 387 f.) ergeben, wenn 
Verzugslohnansprüche zur Aufüllung des gleichwohl gezahlten Alg wegen 
des Verweises auf eine verspätete oder fehlende Arbeitsuchendmeldung nicht 
durchzusetzen sind. 

Gleichwohl­
gewährung 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Ge-
sundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen 
widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden 
Schadens verpfichtet (§ 823 BGB). Im Falle einer die Arbeitskraf beeinträch-
tigenden Gesundheitsverletzung obliegt es als Ausfuss der Schadensminde-
rungspficht gemäß § 254 BGB dem Verletzten im Verhältnis zum Schädiger, 
seine verbliebene Arbeitskraf in den Grenzen des Zumutbaren so nutzbrin-
gend wie möglich zu verwerten. Eine unterlassene Arbeitsuchendmeldung 
kann ggf. den Ersatzanspruch mindern, wenn eine Vermittlung in Arbeit 
möglich und erfolgversprechend gewesen wäre. Wird ein Geschädigter von 
der AA aufgrund seines Gesundheitszustandes für nicht mehr vermittlungs-
fähig gehalten, kann von ihm grundsätzlich keine weitere Eigeninitiative 
hinsichtlich der Aufnahme von Erwerbstätigkeit erwartet werden. Unter 
diesen Umständen besteht auch keine weitere Darlegungslast dazu, was er 
unternommen hat, um einen zumutbaren Arbeitsplatz zu erhalten (BGH 
vom 24.1.2023 – VI ZR 152/21). 
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XII Arbeitsuchendmeldung sichert Wohngeldanspruch 

Im Fall gänzlich unterbliebener Aktivitäten zur berufichen Ein-
gliederung nach der Arbeitsuchendmeldung kann die Inanspruchnahme von 
Wohngeld missbräuchlich i. S. v. § 21 WoGG sein (s. dazu VG Berlin vom 
14.5.2021 – VG 21 K 194/20). 
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B  Förderung aus dem Vermittlungsbudget 
§§  39a, 44, 309 SGB  III 

I Wer kann gefördert werden?  25 

II Förderziel: Versicherungspflichtige Beschäftigung  27 

III Notwendige Förderung  28 

IV Förderleistungen zur Anbahnung einer Beschäftigungs­
aufnahme 30 
1 Bewerbungskosten  30 
2 Reisekosten zur Anbahnung einer Beschäftigung  32 
3 Betreuungskosten  33 
4 Eignungs­/Leistungsproben 33 
5 Ausländische Befähigungsnachweise  33 

V Förderleistungen zur Aufnahme einer Beschäftigung  34 
1 Reisekosten nach Beschäftigungsaufnahme  34 
2 Trennungskostenbeihilfe  34 
3 Umzugskosten  35 
4 Arbeitsmittel  35 
5 Ausländische Eignungsnachweise  36 
6 Führerschein 36 

VI Sonstige Kosten  37 

VII Verfahren  38 

Die Förderung aus dem Vermittlungsbudget (VB) ist eine Ermessensleistung 
der aktiven Arbeitsförderung. Sie soll bei der »Anbahnung« oder »Aufnah-
me« einer versicherungspfichtigen Beschäfigung helfen, soweit Hilfe im 
Einzelfall für die berufiche Eingliederung notwendig ist. 

I Wer kann gefördert werden? 

Zum förderfähigen Personenkreis gehören 
§ Ausbildungssuchende; 
§ von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende; 
§ Arbeitslose; 
§ Drittstaatsangehörige, die unter die Regelung des § 39a SGB III fallen. 

Eine Förderung aus dem VB können Ausbildungssuchende erhalten, die Ausbildungs­
suchende eine versicherungspfichtige, berufiche Ausbildung bei einem Arbeitgeber 
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anstreben. Dabei ist nach den Fachlichen Weisungen (FW) der BA zu § 44 
SGB III, Stand März 2025 nicht erheblich, ob für die Ausbildungssuchenden 
ein betreutes Stellengesuch »Ausbildung« geführt wird. Für Ausbildungsgän-
ge an Fach- und Berufsfachschulen sowie Berufsakademien ist eine Förde-
rung möglich, sofern eine Versicherungspficht besteht. 

Von Arbeitslosig­
keit bedrohte 

Arbeitsuchende 

Von Arbeitslosigkeit bedroht sind nach § 17 SGB III Personen, die 
1. versicherungspfichtig beschäfigt sind; 
2. alsbald mit der Beendigung der Beschäfigung rechnen müssen; 
3. voraussichtlich nach Beendigung der Beschäfigung arbeitslos werden. 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in einem ungekündigten bzw. 
unbefristeten Beschäfigungsverhältnis stehen und/oder aus persönlichen 
Gründen einen neuen Arbeitsplatz suchen (z. B. höherer Verdienst/Wohn-
ortwechsel) sind nicht von Arbeitslosigkeit bedroht. 
Auch die Befristung eines Arbeitsvertrages rechtfertigt für sich allein genom-
men noch nicht die Annahme drohender Arbeitslosigkeit. Es bedarf vielmehr 
konkreter Anhaltspunkte dafür, dass das befristete Arbeitsverhältnis nicht 
verlängert wird. 

Selbstständig 
Tätige 

Ebenfalls nicht förderbar sind selbstständig tätige Personen, die eine abhän-
gige Beschäfigung suchen (LSG Berlin-Brandenburg vom 20.2.2018 – L 18 
AL 70/16). 
Zu Aktivierungshilfen für angestrebte Existenzgründungen g S. 43. 
Zum Zuschuss für Existenzgründungen g S. 595 f. 

Prognose Die Feststellung der drohenden Arbeitslosigkeit erfordert eine Prognoseent-
scheidung. Maßgebend ist, wie sich die Situation im konkreten Einzelfall 
darstellt und ob bestimmte Tatsachen die alsbaldige Beendigung der Beschäf-
tigung erkennen lassen. Das kann z. B. der Fall sein, wenn der Arbeitgeber 
und der Betriebsrat Verhandlungen über einen Sozialplan aufgenommen ha-
ben oder eine Betriebsstilllegung ohne möglichen Betriebsübergang (§ 613a 
BGB) konkret absehbar ist. 

Arbeitslose Arbeitslose sind nach § 16 SGB III Personen, die 
1. vorübergehend nicht in einem Beschäfigungsverhältnis stehen; 
2. eine versicherungspfichtige Beschäfigung suchen und dabei den Ver-

mittlungsbemühungen der AA zur Verfügung stehen; 
3. sich arbeitslos gemeldet haben. 

Personen, die trotz gesundheitlicher Beeinträchtigungen noch mehr als 
15 Stunden wöchentlich zu regulären Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt 
verfügbar sind, können aus dem VB gefördert werden. Zum Personenkreis 
der von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeitssuchenden gehören außerdem 
Bezieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Zeit, deren Rente 
in absehbarer Zeit endet. 
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Ist jedoch eine dauerhafe volle Erwerbsminderung festgestellt worden, 
scheidet eine Förderung aus dem VB mangels Eingliederungschance auf dem 
Arbeitsmarkt aus (BayLSG vom 9.10.2019 – L 9 AL 121/16; LSG Türingen 
vom 21.4.2021 – L 10 AL 982/19). 

Für freizügigkeitsberechtigte EU-Bürger und Drittstaatsangehörige mit 
einem verfestigten Aufenthaltstitel gelten bei der Förderung aus dem VB 
keine Besonderheiten. § 39a SGB III betrif Drittstaatsangehörige, die eine 
Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen und auf Grund des § 61 
AsylG keine Erwerbstätigkeit ausüben dürfen. Sie können zur frühzeitigen 
Förderung der Arbeitsaufnahme Leistungen aus dem VB erhalten, wenn bei 
ihnen ein rechtmäßiger und dauerhafer Aufenthalt zu erwarten ist. Stammen 
sie aus einem sicheren Herkunfsstaat nach § 29a AsylG, so wird vermutet, 
dass ein rechtmäßiger und dauerhafer Aufenthalt nicht zu erwarten ist.
Einen guten Überblick zum Arbeitsmarktzugang mit SGB III-Förderung gibt 
die Broschüre »Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktzugangs von Gefüch-
teten« mit Stand Juli 2025 (https://drk-wohlfahrt.de/fleadmin/Publikatio-
nen/Broschuere_Arbeitsmarkt_InfoV_DRK_250925.pdf). 

Zur Probebeschäfigung und Arbeitshilfe für Menschen mit Behinderungen 
gemäß § 46 SGB III g S. 580 f. 

II  Förderziel: Versicherungspflichtige Beschäftigung 

Maßgeblich ist die Versicherungspficht in der Arbeitslosenversi-
cherung, die sich nach den §§ 24, 25, 27 SGB III bestimmt. 

Wird nur nach einem Minijob gemäß § 8 SGB IV gesucht, ist eine Förde-
rung aus dem VB nicht zulässig. Ausnahmsweise kann die Aufnahme eines 
Minijobs gefördert werden, wenn er i. S. einer Erprobung die Vorstufe zum 
Übergang in eine versicherungspfichte Beschäfigung ist oder als notwen-
diger Zwischenschritt zur Eingliederung in sozialversicherungspfichtige 
Beschäfigung in der Eingliederungsvereinbarung festgelegt wird. Das gilt 
nicht für eine mit einem Stipendium gestützte Tätigkeit, die eine mögliche 
spätere Anstellung als Lektor befördern könnte (SG Dresden vom 21.10.2020 
– S 52 AS 1739/20: Stadtschreiber-Stipendium). 

Bei Midijobs ist zu unterscheiden: 
Ausbildungssuchende, von Arbeitslosigkeit Bedrohte und Arbeitslose ohne 
Anspruch auf Arbeitslosengeld, die eine Beschäfigung mit einem Arbeitsent-
gelt von mehr als 556 € (2025)/603 € (2026) und höchstens 2.000 € monatlich 
ausüben, unterliegen der Versicherungspficht in der Arbeitslosenversiche-
rung; die wöchentliche Arbeitszeit ist ohne Bedeutung. Die Anbahnung oder 
Aufnahme einer solchen Beschäfigung kann demnach aus dem VB gefördert 
werden. 

Festgestellte 
dauerhafte 
Erwerbs­
minderung 

Ausländer 
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Freiwilligen­
dienste 

Arbeitslosengeldempfänger, die einen Midijob mit einer Arbeitszeit von weni-
ger als 15 Stunden wöchentlich aufnehmen wollen, sind zum einen weiterhin 
arbeitslos, zum anderen unterliegen kurzzeitige Minijobs unabhängig von der 
Höhe des erzielten Arbeitsentgelts aber nicht der Versicherungspficht (§ 27 
Abs. 5 SGB III); eine Förderung aus dem VB scheidet mithin aus. 

Beschäfigungen nach dem Jugendfreiwilligendienstgesetz und dem Bundes-
freiwilligendienstgesetz sind zwar versicherungspfichtig (§ 27 Abs. 2 Nr. 1 
SGB III); die Freiwilligendienste sind aber kein Arbeitsverhältnis und deshalb 
nicht förderbar. Ausnahmsweise kommt eine Förderung zur Aufnahme des 
Bundesfreiwilligendienstes in Betracht, »wenn der Dienst als besonderes För-
derziel in Gestalt eines Schrittes auf dem Weg zu einer versicherungspfichti-
gen Beschäfigung konkret erwogen und in ein individuelles Förderkonzept 
aufgenommen wurde« (BSG vom 12.12.2017 – B 11 AL 26/16 R). 

Einstiegs­
qualifizierung 

Die Anbahnung sowie ggf. Aufnahme einer Einstiegsqualifzierung nach 
§ 54a SGB III kann nach den FW 44.04 (3) Stand 3/2025 unter Berücksichti-
gung der Gegebenheiten des Einzelfalles aus dem VB gefördert werden, da sie 
einer Ausbildung nahezu gleichgestellt ist und damit der Versicherungspficht 
zur Arbeitslosenversicherung unterliegt. 

Berufsgrund­
schuljahr 

Während die Aufnahme einer rein schulischen Berufsausbildung nicht 
förderbar ist (SG Lüneburg vom 25.5.2011 – S 7 AL 1116/10), kann nach 
den FW 44.04 (4) die Aufnahme eines Berufsgrundschuljahres gefördert 
werden, wenn das Berufsgrundschuljahr für eine versicherungspfichtige 
Ausbildung (länderspezifsch) verpfichtend vorgeschrieben und die an-
schließende Übernahme in ein betriebliches Ausbildungsverhältnis ver-
bindlich vereinbart ist. 

Auch in EU/EWR Nach § 44 Abs. 2 SGB III kann auch die Anbahnung oder die Aufnahme einer 
versicherungspfichtigen Beschäfigung mit einer Arbeitszeit von mindestens 
15 Stunden wöchentlich in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschafsraum oder in der Schweiz gefördert werden. Als Nachweis der 
Versicherungspficht genügt die Vorlage einer Bescheinigung des ausländi-
schen Arbeitgebers, aus der hervorgeht, dass er ein versicherungspfichtiges 
Beschäfigungsverhältnis nach dem geltenden Recht des Staates, in dem er 
seinen Geschäfssitz hat, beabsichtigt bzw. begründen wird. 
Für die Anbahnung oder Aufnahme einer Beschäfigung außerhalb der ge-
nannten Länder gibt es kein Geld (LSG Nordrhein-Westfalen vom 26.2.2014 
– L 7 AS 245/14 B: keine Kostenübernahme für Umzug in die Türkei). 

Bedürftigkeits­
prüfung 

III Notwendige Förderung 

Die Förderung muss nach Grund (Kausalität) und Höhe für die 
berufiche Eingliederung notwendig sein. Umstritten ist, ob damit eine Be-
dürfigkeitsprüfung im engeren Sinn durchzuführen ist und wenn ja, ob diese 
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Prüfung auf der Tatbestandsebene oder bei der Ermessensprüfung zu veror-
ten ist (exemplarisch dazu SächsLSG vom 28.1.2021 – L 3 AL 134/19 NZB). 
Den FW 44.05 (3) zufolge ist die Förderung an den Gegebenheiten des Ein-
zelfalles auszurichten. Dabei sei die Eigenleistungsfähigkeit in vereinfachter 
Form zu prüfen und ggf. zu berücksichtigen. Zur Vermeidung eines nicht 
vertretbaren Verwaltungsaufwands sei von einer detaillierten Prüfung der 
Einkommensverhältnisse abzusehen. Bei Ausbildungssuchenden und Ar-
beitslosen könne in der Regel davon ausgegangen werden, dass keine Eigen-
leistungsfähigkeit vorliege und auf eine Bedürfigkeitsprüfung grundsätzlich 
verzichtet werden. Die AA könnten in dezentraler Verantwortung eigene 
Regelungen im Rahmen ermessenslenkender Weisungen trefen. 

Nach hier vertretener Aufassung ist die Eigenleistungsfähigkeit kein Tatbe-
standsmerkmal, sondern ein Kriterium unter anderen, um eine sachgerechte 
Förderleistung festzulegen; sie ist als Teil der Ermessensausübung einer iso-
lierten, gerichtlichen Überprüfung entzogen. Gerichtlich ist die Förderent-
scheidung generell auf Ermessensfehler überprüfar; auf die pfichtgemäße 
Ausübung des Ermessens besteht nach § 39 Abs. 1 SGB I ein Anspruch.  
Bindungen der AA können sich aus ermessenslenkenden Weisungen erge-
ben, wenn diese im Rahmen der Ermächtigung liegen und die gesetzlichen 
Grenzen des Ermessens einhalten. 

Ermessensaus­
übung 

Um möglichst gleiche qualitative und quantitative Beurteilungsmaßstäbe an-
zuwenden, können die AA mit ermessenslenkenden Weisungen z.  B. festlegen: 
§ einen Orientierungsrahmen für einzelne Fördertatbestände; 
§ die Festlegung von Pauschalen – z.  B. bei Förderungen, für die eine Nach-

weisführung aufwändig ist (z.  B. Kosten für Bewerbungen); 
§ das Verfahren zur Beantragung bestimmter Leistungen aus dem VB (z.  B. 

pauschaler Antrag auf Übernahme von Bewerbungskosten); 
§ einen Entscheidungsvorbehalt der Teamleitung ab einer bestimmten  

Förderhöhe. 

Ermessens­
lenkende  
Weisungen 

Bei der Festlegung von Pauschalen sind die Leistungsgrundsätze des § 7  
SGB III zu beachten. Ermessenslenkende Weisungen müssen nach BSG (s. 
z.  B. vom 11.11.1993 – 7 RAr 52/93) von den Pauschalen abweichende Ent-
scheidungen im Einzelfall ermöglichen. 

Nach Rechtsprechung zu den früheren Mobilitätshilfen nach § 53 SGB III, 
Fassung bis 31.12.2008, war die Gewährung einer Hilfeleistung zur Förde-
rung der Aufnahme einer Beschäfigung weder notwendig, wenn Arbeitslose  
die Beschäfigung auch ohne die Förderung aufnehmen wollten (BSG vom 
27.1.2009 – B 7/7a AL 26/07 R), noch wenn sie die Beschäfigung unabhän-
gig von der Förderungsmöglichkeit schon aufgenommen hatten (BSG vom 
4.3.2009 – B 11 AL 50/07 R). 

Kausalität 

Das kann nur bedingt auf die Förderleistungen des § 44 SGB III übertragen 
werden. Denn wird die Kausalität zwischen Arbeitsaufnahme und Förder-
leistung so eng wie zu § 53 SGB III a.  F. ausgelegt, liefe dies darauf hinaus, 
von Antragstellern einer Leistung aus dem VB den Nachweis zu verlangen, 
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dass sie ohne fnanzielle Unterstützung die Beschäfigungsaufnahme hätten 
verschieben oder absagen müssen. Abgesehen davon, dass ein solcher Nach-
weis praktisch nur bei weitgehender Mittellosigkeit geführt werden könn-
te, genügt für Personen, die noch in Beschäfigung sind, die substantiierte 
Erklärung, dass sie weder vom derzeitigen Erwerbseinkommen noch vom 
Anfangsgehalt der avisierten neuen Stelle die Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Arbeitsaufnahme tragen können und diese Ausgaben erheblich sind 
(s. dazu SG Berlin vom 5.8.2011 – S 58 AL 1308/11 und vom 20.9.2013 – S 
58 AL 403/13). 
Für den Personenkreis der Ausbildungssuchenden und der Arbeitslosen ist 
die Bedarfsvermutung gemäß der FW 44.05 (3) sachgerecht und entspricht 
dem Willen des Gesetzgebers, »ein fexibles, bedarfsgerechtes und unbüro-
kratisches Instrument« zur Eingliederung bereitzustellen (BR-Drs. 755/08, S. 
38). Das SG Dessau-Roßlau vom 6.5.2024 – S 4 AS 872/20 spricht zutrefend 
davon, dass die Notwendigkeit der Förderung nicht im Sinne einer »Unver-
zichtbarkeit« zu verstehen sei. 

IV Förderleistungen zur Anbahnung einer Beschäftigungs-
aufnahme 

Bei Unterstützung der Anbahnung einer sozialversicherungs-
pfichtigen Beschäfigung oder einer betrieblichen, sozialversicherungspfich-
tigen Ausbildung können Maßnahmen gefördert werden, die die Vermitt-
lungssituation der leistungsberechtigten Person allgemein verbessern, ohne 
dass schon ein konkretes Arbeits- bzw. Ausbildungsplatzangebot vorliegt.  
Die Anbahnung kann damit auch im Erzielen eines Integrationsfortschritts 
und dem Überwinden von Integrationshemmnissen für einen Zielberuf/ 
eine Zieltätigkeit bestehen. 
Als Anbahnungs-Förderleistung kommen insbesondere in Betracht: 

1 Bewerbungskosten 

Nur zielführende 
Bewerbungen 

Kosten für Bewerbungen, die nicht ernsthaf auf die Aufnahme 
einer Tätigkeit gerichtet sind, müssen nicht übernommen werden (SG Heil-
bronn vom 11.12.2020 – S 8 AS 2326/19; SG Neuruppin vom 1.2.2021 – S 
26 AS 1310/18); ebenso wenig die Kosten für Bewerbungen, die nach dem 
Ergebnis der Potenzialanalyse oder nach Vorgaben in der EV aussichtslos 
sind (s. dazu SG Dessau-Roßlau vom 6.5.2024 – S 4 AS 872/20: Fehlende 
gesundheitliche Eignung). 

Übliche Formate Unter Bewerbungskosten sind die üblichen Kosten für die herkömmliche 
Erstellung von Bewerbungen (v. a. für Fotos, Klarsichthüllen, Fotokopien, 
Briefumschläge) und das Porto zum Versenden der Bewerbungen zu verste-
hen, sofern noch keine Nutzung moderner Informations- und Kommunika-
tionstechniken gebräuchlich ist oder sogar verlangt wird. Erstattungsfähige 
Bewerbungskosten sind demnach auch Kosten für Online-Bewerbungen, 
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für Ferngespräche oder Videokommunikation mit Arbeitgebern, soweit sie 
im Einzelnen nachgewiesen werden können. Der Nachweis nennenswerter 
digitaler Kosten bereitet Schwierigkeiten, wenn die bei einer Online-Bewer-
bung eingesetzten Mittel (Computer, E-Mail-Anschluss) auch unabhängig 
von Bewerbungen vorhanden sind. Das BayLSG vom 9.1.2014 – L 11 AS 
762/13 NZB; LSG Hamburg vom 21.7.2016 – L 4 AS 490/15; HessLSG vom 
5.10.2016 – L 7 AS 9/15 haben deshalb Klagen auf Übernahme spezieller 
online-Bewerbungskosten abgewiesen. 

Etwas anderes hat zu gelten, wenn das Herstellen von Bewerbungsunter-
lagen für Online-Bewerbungen (wie z. B. das Einscannen von Fotos und 
Unterlagen) den Arbeitsuchenden/Arbeitslosen nicht möglich ist und dafür 
auch nicht die Servicestellen der AA (das Berufsinformationszentrum – BiZ) 
genutzt werden können (s. dazu SG Hildesheim vom 30.7.2020 – S 46 AS 
4098/20 ER: Fahrkosten zu einem Internet-Café, weil das BiZ geschlossen 
habe). Das BiZ bietet an speziellen Computer-Arbeitsplätzen die Möglichkeit, 
Bewerbungsunterlagen zu erstellen und zu bearbeiten. Außerdem können 
dort Dokumente eingescannt, gedruckt oder auf einem USB-Stick gespei-
chert werden. 

BiZ 

Die Beschafung von Hard- oder Sofware zur Anfertigung von Bewerbungen 
scheidet wegen der überwiegend privatnützigen Verwendung in aller Regel 
aus (s. dazu BayLSG vom 24.11.2010 – L 16 AS 260/10; LSG Baden-Würt-
temberg vom 29.11.2024 – L 12 AS 2865/24); die hier für Bürgergeldbezieher 
angeführten Argumente gelten erst recht für Personen, die nicht hilfebe-
dürfig sind. 

PC, Laptop, 
Drucker 

Die Festlegung von Pauschalen für die Kostenübernahme von Bewerbungs-
schreiben hält sich im Rahmen des pfichtgemäßen Ermessens der AA (statt 
vieler BayLSG vom 4.12.2017 – L 11 AS 762/17 NZB). Üblich für Bewer-
bungen per Post sind Pauschalen zwischen 2 € und 5 € pro Bewerbung. Die 
Gerichte haben das nicht beanstandet (SG Nürnberg vom 30.8.2017 – S 22 
AS 1169/16: 4 € ok; SG Duisburg vom 5.10.2011 – S 41 AS 2980/10: 3 € ok). 
Wird ein Bewerbungsfoto verlangt, können dafür weitere Kosten übernom-
men werden. Die von den Finanzämtern akzeptierten Beträge – abhängig 
vom jeweiligen Finanzamt zwischen 8,50 € bis 15 € für Bewerbungen mit 
der Post, 2,50 € für jede Onlinebewerbung – gelten nicht für die Leistungen 
aus dem VB. 

Pauschale 
Festsetzung 

Setzen die AA eine Obergrenze für Bewerbungskosten fest, häufg in Höhe von 
260 € pro Jahr, muss bei der erstmaligen Bewilligung der Bewerbungskosten 
stets ein Bewilligungsbescheid erteilt werden, der den Beginn der Einjahresfrist 
und den Förderhöchstbetrag nennt. Ein Satz wie »Die AA unterstützt Ihre
Bewerbungsaktivitäten durch Übernahme angemessener Bewerbungskosten« 
reicht nicht. Die AA muss die Höhe der zu erstattenden Bewerbungskosten 
genau im Voraus angeben (LSG Niedersachsen-Bremen vom 4.4.2012 – L 15 
AS 77/12 B; LSG Nordrhein-Westfalen vom 21.6.2012 – L 19 AS 1045/12 B ER; 
zweifelnd LSG Nordrhein-Westfalen vom 16.11.2012 – L 19 AS 2098/12 B). 

Feste 

Obergrenze? 
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In begründeten Ausnahmefällen kann eine weitergehende Förderung über 
den vorgesehenen Maximalbetrag hinaus ermöglicht werden. Im Streitfall 
muss die AA darlegen, inwiefern der Antrag Hilfesuchender eine solche 
Ausnahme nicht erfüllt. Hat die AA eine entsprechende Prüfung unterlassen, 
so ist bei geltend gemachten höheren Leistungen der ergangene Bewilli-
gungsbescheid wegen Ermessensnichtgebrauchs nach § 35 Abs. 1 Satz 3 
SGB X aufzuheben. Die bloße Wiedergabe, dass ein begründeter Ausnah-
mefall nicht vorliege, stellt keine Ermessensausübung dar (SG Dortmund 
vom 24.8.2023 – S 91 AS 2584/22; s. auch LSG NRW vom 8.11.2013 – L 19 
AS 1186/13 B). 

Festlegung 
in EV/EV­VA 

Die AA muss auf jeden Fall die Bewerbungsaktivitäten bezuschussen, die sie in 
der EV oder einem EV-VA verlangt hat. Hält sie sich nicht an diesen Grundsatz, 
macht dieses widersprüchliche Verhalten das vorgegebene Vermittlungsbudget 
rechtswidrig (SG Nürnberg vom 29.1.2021 – S 22 AL 207/20). 

Schadensersatz­
anspruch 

Beruf sich die AA gegenüber einem Antrag auf Erstattung von Bewerbungs-
kosten auf einen festgesetzten Maximalbetrag, muss sie ggf. darüber hinaus 
gehende Kosten für sachgerechte, ernsthafe Bewerbungen als Schadenser-
satzanspruch gemäß § 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG übernehmen, wenn bei 
Abschluss einer EV, die Bewerbungspfichten aufgibt, nicht hinreichend über 
die nur beschränkte Kostenübernahme informiert wurde (LG Berlin vom 
17.2.2011 – 86 O 175/10). 

2 Reisekosten zur Anbahnung einer Beschäftigung 

Kosten für Fahrten zu Vorstellungsgesprächen und zur Un-
terzeichnung eines Arbeitsvertrages (SG Berlin vom 5.8.2011 – S 58 AL
1308/11), bei weiter entfernten Arbeitgebern auch Übernachtungskosten, 
können aus dem VB übernommen werden. 
Auch Fahrkosten für eine Arbeitserprobung oder ein sog. Einfühlungsver-
hältnis (»Schnupper-Arbeit«) können Anbahnungskosten sein. 
Gehen Arbeitserprobungen über einen kurzzeitigen Arbeitseinsatz hinaus, 
müssen sie auch ohne gezahlte Vergütung der AA gemeldet werden, an-
sonsten erlischt eine Arbeitslosmeldung und muss das nach Erlöschen der 
Meldung gewährte Alg zurückgezahlt werden!
Kosten für die Fahrt zur AA zwecks Stellensuche in der JOBBÖRSE werden 
nicht ersetzt (BSG vom 27.4.2011 – B 11 AL 17/10 R). Fahrkosten, die in 
Befolgung der allgemeinen Meldepfichten nach §§ 309, 310a SGB III entste-
hen, werden nicht aus dem VB übernommen, können aber nach § 309 Abs. 4 
SGB III ersetzt werden. Bei der Entscheidung nach § 309 Absatz 4 SGB III hat 
die AA die Bedeutung der persönlichen Meldung und die damit verfolgten 
Zwecke, die bei einem Meldeversäumnis drohende Sanktion sowie die Belas-
tung und die wirtschafliche Situation der Arbeitslosen zu berücksichtigen 
(LSG Sachsen vom 28.1.2021 – L 3 AL 134/19 NZB). 
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3  Betreuungskosten 

Kosten für einen kurzfristigen und vorübergehenden Betreu-
ungsbedarf, der allein  wegen  der Fahrten zu Vorstellungsgesprächen oder 
zur Unterzeichnung eines Arbeitsvertrages entsteht, können aus dem VB  
übernommen werden. 

4  Eignungs­/Leistungsproben 

Sind zur Anbahnung eines Beschäfigungsverhältnisses Eignungs- 
oder Leistungsproben, z.  B. in künstlerischen und gestalterischen Berufen, 
üblich, können insoweit entstehende Kosten als Förderbedarf anerkannt  
werden; vorausgesetzt, die Chance auf Erlangung des Zielberufs ist nach Lage  
auf dem Arbeitsmarkt realistisch (s. dazu LSG Saarland vom 30.11.2021 – L 4  
AS 13/19: Keine Kostenübernahme für Gesangs- und Korrepetitionsstunden  
für eine aussichtslose Anstellung als Opernsängerin). 

5  Ausländische Befähigungsnachweise 

Kosten im Zusammenhang mit dem Anerkennungsverfahren  
nach dem Anerkennungsgesetz des Bundes (Gesetz zur Verbesserung der 
Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifkatio-
nen) und den Anerkennungsgesetzen der Länder, z.  B. für Übersetzungen, 
Gebühren, Verfahren für die Prüfung der Gleichwertigkeit von ausländischen  
Berufsqualifkationen sowie Qualifkationsanalysen, die für die Anbahnung 
oder den Abschluss eines sozialversicherungspfichtigen Arbeitsverhältnis-
ses erforderlich sind, können aus dem VB übernommen werden. Wird eine 
Fachsprachenprüfung verlangt, fallen auch diese Kosten und darüber hinaus  
die Gebühren für die Prüfungsteilnahme als Förderbedarf an. 

Die AA sind verpfichtet, zur Anerkennung von Qualifkationen auf dem  
deutschen Arbeitsmarkt zu beraten. Dazu verweisen die Berater bei kon-
kreten Fragen an die Anlaufstellen des Netzwerks »Integration durch Qua-
lifzierung – IQ«. Diese bieten in allen Bundesländern auf regionaler Ebene 
Beratung für Anerkennungssuchende an. Seit 1.1.2026 sind die AA nach  
§ 421g SGB III ermächtigt, durch Zusammenwirken mit den Projektträgern 
des ESF Plus-Förderprogramms »IQ – Integration durch Qualifzierung« das 
für die Übernahme notwendige Fach- und Erfahrungswissen zur Anerken-
nungs- und Qualifzierungsberatung aufzubauen. Die BA kann in diesem  
Zusammenhang in Absprache mit den Projektträgern auch selbst beraten. 

Netzwerk  
»Integration 
durch Qualifi­
zierung – IQ« 

Während die Gebühren für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen einer 
bestimmten Berufsbezeichnung einen VB-Förderbedarf begründen, gilt das 
nicht für eine Klage auf Erteilung der abgelehnten Erlaubnis. Für das Risiko 
einer Klage muss die AA nicht aufommen. 

Klagekosten 
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V Förderleistungen zur Aufnahme einer Beschäftigung 

Es sind nur solche Kosten erstattungsfähig, die unmittelbar in  
Zusammenhang mit der berufichen Eingliederung erforderlich sind. Kosten  
zur Aufrechterhaltung einer schon ausgeübten Beschäfigung fallen nicht  
unter den Förderbegrif des § 44 SGB III. 
Als Aufnahme-Förderleistung kommen insbesondere in Betracht: 

1 Reisekosten nach Beschäftigungsaufnahme 

Pendler­
pauschale 

In der Anfangsphase einer aufgenommenen Arbeitsaufnahme  
können Kosten für Pendelfahrten aus dem VB übernommen werden. Die 
Beschränkung auf einen Höchstbetrag und eine nur begrenzte Dauer ist  
grundsätzlich zulässig (LSG Berlin-Brandenburg vom 25.6.2014 – L 18 AS 
272/14: 260 € pauschal für Pendelfahrten zu weit entferntem Arbeitsplatz; 
LSG Nordrhein-Westfalen vom 10.2.2014 – L 2 AS 2153/13 B: Beschrän-
kung der Fahrkostenbeihilfe auf drei Monate; LSG Berlin-Brandenburg vom 
9.5.2017 – L 18 AL 133/16: Kein Anspruch auf dauerhafe Unterstützung; 
SächsLSG vom 25.6.2025 – L 3 AL 10/23: Nur für den ersten Monat nach der 
Arbeitsaufnahme). In begründeten Ausnahmefällen kann eine weitergehen-
de Förderung über einen in den Weisungen vorgesehenen Maximalbetrag 
erfolgen (SG Dortmund vom 24.8.2023 – S 91 AS 2584/22). 

Familien­
heimfahrten 

Liegt der aufgenommene Arbeitsplatz außerhalb üblicher Pendlerentfernun-
gen, können auch Familienheimfahrten nach dem Maßstab in § 63 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 SGB III übernommen oder bezuschusst werden (SächsLSG vom 
6.8.2020 – L 3 AL 15/20 NZB). 

Höhe Bei Nutzung öfentlicher Verkehrsmittel sind die tatsächlichen Kosten unter 
Nutzung  der  günstigsten  Tarife  förderbar;  wird  ein  Auto  genutzt,  ist  Orientie-
rungsgröße für die Kostenübernahme § 5 Abs. 1 BRKG: 20 Cent je Kilometer  
zurückgelegter Strecke, höchstens 130 €. 

 2 Trennungskostenbeihilfe 

Aufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung können mit 
Leistungen aus dem VB gemildert werden. Sachgemäß erscheint es, die Un-
terkunfs- und Verpfegungskosten am Zweitwohnsitz in Anlehnung an § 86 
SGB III (monatlicher Höchstbetrag 588 €) zu erstatten. Die Unterstützung 
kann auf eine bestimmte Dauer begrenzt werden; eine Koppelung an die  
Dauer der Probezeit ist sachgerecht. Die Gewährung einer Trennungskosten-
beihilfe setzt die Notwendigkeit der Aufnahme der Beschäfigung außerhalb 
der üblichen Pendelentfernungen zur Überwindung der Arbeitslosigkeit  
voraus. Dies ist nicht der Fall, wenn eine Beschäfigung auch im näheren  
Umfeld aufgenommen werden könnte (LSG Sachsen-Anhalt vom 6.7.2016 
– L 5 AS 88/12). 
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3 Umzugskosten 

Umzugskosten können für die Aufnahme einer Beschäfigung  
außerhalb der üblichen Pendlerentfernungen übernommen werden. Ein  
eigener Hausstand ist nicht Voraussetzung für die Übernahme von Um-
zugskosten. Auch wer bisher bei den Eltern wohnte, kann einen Zuschuss 
zu den Umzugskosten erhalten (SG Berlin vom 20.9.2013 – S 58 AL 403/13). 
Auch Kosten für (wiederholte) Transportfahrten mit dem eigenen Auto, um 
Haushaltsgegenstände aus der weiter gehaltenen alten Wohnung in die neue 
Wohnung am Arbeitsort zu schafen, können als »Umzugskosten« anerkannt  
werden (SG Berlin vom 5.8.2011 – S 58 AL 1308/11). 
Soweit auf der Grundlage von internen Weisungen der AA pauschal nur  
ein Teilbetrag notwendiger Umzugskosten (meist 2.000 € bis 2.500 €) unab-
hängig von der tatsächlichen Höhe der Umzugskosten übernommen wird, 
ist das rechtswidrig. In begründeten Einzelfällen muss geprüf werden, ob 
weitergehende Kosten übernommen werden können (SG Mannheim vom 
31.3.2021 – S 17 AL 528/19). 

Obergrenze? 

4 Arbeitsmittel 

Aufwendungen für Arbeitsmittel, soweit ein Arbeitgeber diese 
nicht stellen muss, können übernommen werden. Als solche Arbeitsmittel 
kommen z. B. infrage: 
§ Arbeitskleidung, z. B. für Köche; 
§ Werkzeuge, z. B. Scheren für Friseure; 
§ arbeitsplatzspezifsche Brillen. 

Verlangt der Arbeitgeber eine Arbeit im Homeofce, muss er grundsätzlich alle  
dazu erforderlichen Arbeitsmittel bereitstellen (vgl. dazu BAG vom 10.11.2021  
– 5 AZR 334/21: Ein als Fahrradlieferant beschäfigter Arbeitnehmer hat An-
spruch auf Bereitstellung eines geeigneten Fahrrads und Mobilfunkgeräts als  
essentielle, geeignete Arbeitsmittel). Das gilt nicht, wenn Arbeitnehmer aus-
schließlich auf ihren eigenen Wunsch hin im Homeofce arbeiten wollen,  
obwohl der Arbeitgeber im Betrieb einen voll ausgestatteten Arbeitsplatz zur  
Verfügung stellt. Eine Förderung aus dem VB ist dann möglich, wenn Arbeit-
nehmer, z.  B. wegen Betreuungsaufgaben, nur im Homeofce arbeiten können. 

Homeoffice 

Ist vereinbart, dass Arbeitnehmer ihre eigenen technischen Geräte (z.  B.  
Smartphone, Laptop, Tablet) für Arbeitszwecke verwenden sollen (»Bring 
Your Own Device – BYOD«), muss für entstehende Arbeitskosten eine ad-
äquate Kompensation durch den Arbeitgeber erfolgen. Leistungen aus dem 
VB sind in der Regel nicht notwendig. 

BYOD 

Nach SG Darmstadt vom 22.10.2025 – S 25 R 367/22 sind Tätigkeiten im 
Homeofce keine Tätigkeiten unter üblichen Bedingungen des allgemeinen 
Arbeitsmarktes. Das Vorliegen von Erwerbsminderung wegen fehlender  
Wegefähigkeit könne nicht unter Hinweis auf die Möglichkeit einer Tätigkeit  

Verfügbarkeit? 
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im Homeofce verneint werden. Demzufolge könnte auch die Verfügbarkeit 
nach § 138 SGB III bei einer Beschränkung auf Homeofce-Arbeit in Frage 
stehen. Dies bedarf weiterer Klärung, auch unter Beobachtung von Entwick-
lungen auf dem Arbeitsmarkt. 

5 Eignungsnachweise 

Kosten für erforderliche Nachweise können übernommen werden, 
z. B. für 
§ Gesundheitsnachweis; 
§ Führungszeugnis; 
§ Schufa-Auskunf; 
§ Sehtest (für Fahrertätigkeit); 
§ Fahrgastbeförderungsschein. 

Abgrenzung zu  
§  45 SGB  III 

Soweit Nachweise mit einer Qualifzierung verbunden sind (z.  B. der Ga-
belstaplerschein oder die Erlaubnis für das Bewachungsgewerbe nach § 34a 
GewO), sind die Kosten als Maßnahmekosten zur berufichen Eingliederung  
gemäß § 45 SGB III zu übernehmen. Es handelt sich hierbei um die Vermitt-
lung beruficher Kenntnisse, die nicht aus dem VB gefördert werden kann. 

6 Führerschein 

Die Kosten für den Erwerb eines Führerscheins sind weder Wei-
terbildungskosten i.  S.  v. § 83 SGB III noch handelt es sich dabei um Lehr-
gangskosten nach § 84 Abs. 1 SGB III. Eine Übernahme der Kosten aus dem 
VB ist aber möglich, wenn ein Führerschein für die berufiche Eingliederung  
notwendig ist, z.  B. für eine vorrangig in Betracht kommende Tätigkeit als 
Lieferfahrer. Wird ein Führerschein benötigt, um Verwandte in menschen-
würdiger Weise pfegen zu können, ist eine Förderung nach § 4  4 SGB I  II  
ausgeschlossen (SG Landshut vom 27.10.2023 – S 11 AS 62/22). 

Wiederholungs­
prüfung 

Die Ablehnung eines Antrags auf Förderung aus dem VB zum Erwerb einer 
Fahrerlaubnis mit der Begründung, der Antragsteller habe zuvor einen aus 
dem VB fnanzierten Versuch zum Erwerb einer Fahrerlaubnis ohne ausrei-
chende Begründung abgebrochen, ist ermessensfehlerfrei (SG Hamburg vom  
25.1.2023 – S 62 AS 2257/21). 

MPU Das BayLSG vom 25.11.2016 – L 11 AS 733/16 B PKH hat eine Ablehnung 
der Kostenübernahme für die Medizinisch-Psychologische Untersuchung  
(MPU) eines früheren LKW-Fahrers bestätigt, weil wegen des bereits längeren  
Verlusts der Fahrerlaubnis die Eingliederung in einen Beruf ohne LKW-Fah-
rertätigkeit zielführender sei. 

Führerschein­ 
Sprach­

kenntnisse? 

Dagegen ist die Ablehnung eines Antrags auf Förderung zum Erwerb einer 
Fahrerlaubnis ermessensfehlerhaf, wenn dies allein mit unzureichenden  
Deutschkenntnissen des Antragstellers begründet wird (SG Hamburg vom 
4.7.2022 – S 62 AS 1531/21). 
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Die AA muss nicht sämtliche Kosten für den Erwerb der Fahrerlaubnis über-
nehmen. Ein Eigenanteil kann in Anlehnung an die Werte der Kfz-HilfeVO 
grundsätzlich verlangt werden. Für bedürfige Arbeitslose muss der für den 
Erwerb der Fahrerlaubnis gewährte Zuschuss nach Aufassung des SG Mainz  
vom 14.3.2017 – S 14 AS 1063/15 aber ausreichen, um die im »typischen  
Normalfall« durchschnittlich anfallenden Kosten abzudecken. Was ein »ty-
pischer Normalfall« sei, müsse ermittelt werden, indem statistische Werte bei  
einer hierüber orientierten Behörde oder bei einer repräsentativen Auswahl 
an Fahrschulen erhoben werde. 

Alle Kosten? 

Streitig ist, ob die Förderung aus dem VB eine konkrete und verbindliche 
Einstellungszusage voraussetzt (so LSG Berlin-Brandenburg vom 6.12.2019 
– L 18 AL 110/19; HessLSG vom 28.2.2024 – L 6 AS 75/23); ebenso, ob im 
Fall einer konkreten Einstellungszusage die Kosten (teilweise) übernommen 
werden müssen oder nur können (müssen: LSG Niedersachsen-Bremen vom  
13.10.2011 – L 15 AS 317/11 B ER: »Ermessensreduzierung auf Null«; a.  A. 
können: LSG Nordrhein-Westfalen vom 20.5.2014 – L 2 AS 626/14 B: Keine 
»Ermessensreduzierung auf Null«). 

Einstellungs­
zusage 

Zweifelhaf ist, ob die »Notwendigkeit« der Kostenübernahme damit verneint  
werden kann, dass die Arbeitslosen auch ohne Förderung fest entschlossen 
waren, die Beschäfigung aufzunehmen (so SächsLSG vom 27.1.2014 – L 7 
AS 1807/13 B). Selbst wenn die Beschäfigung bereits aufgenommen ist und 
ein Führerschein für eine dauerhafe Beschäfigung Bedingung der Einstel-
lung war, kann eine Förderung noch möglich sein, wenn der Antrag auf  
Kostenübernahme rechtzeitig vor dem Beginn der Beschäfigung gestellt  
wurde; wird er erst nach der Beschäfigungsaufnahme gestellt, kann er mit 
dem Argument fehlender Notwendigkeit abgelehnt werden. 

VI  Sonstige Kosten 

Das VB hält einen ofenen Katalog möglicher Hilfeleistungen be-
reit; so kommt z.  B. auch die Bezuschussung des Kaufs oder der Reparatur ei-
nes Autos in Betracht, wenn wegen der räumlichen Lage und des Mangels an 
öfentlichen Verkehrsmitteln ein Pkw notwendig ist, um einen konkret zuge-
sagten Arbeitsplatz zu erreichen. Zum Förderanspruch nach der Kfz-HilfeVO  
bei einer berufichen Maßnahme, die weder die Voraussetzungen einer be-
rufichen Aus- noch einer Weiterbildung erfüllt, s. LSG Baden-Württemberg 
vom 13.09.2023 – L 8 AL 3484/21. Für bereits in Ausbildung/Beschäfigung 
eingegliederte Personen scheiden Leistungen aus dem VB aus, auch wenn z.  B.  
ein reparaturbedürfiges Auto für die Fahrt zum Arbeitsplatz benötigt wird 
(BayLSG vom 2.11.2015 – L 10 AL 253/15 B: Keine Kosten für die Reparatur 
eines Kfz für einen bereits in Ausbildung Stehenden). 
Eine Förderung aus dem VB ist jedenfalls nicht schon dann notwendig, wenn  
die  Förderung  lediglich  in  irgendeiner  Weise  für  die  berufiche  Eingliederung  
sachdienlich oder wünschenswert ist (LSG Sachsen-Anhalt vom 19.5.2016 – 
L 3 AL 172/14; SG Magdeburg vom 27.10.2023 – S 47 AL 47/18: Antrag auf 
Übernahme von Fahrkosten erst nach geraumer Zeit der Arbeitsaufnahme). 
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VII  Verfahren 

Eine Förderung aus dem VB wird gem. § 324 SGB III grundsätzlich  
nur erbracht, wenn  sie jeweils vor Eintritt des leistungsbegründenden Ereig-
nisses beantragt worden ist. Nach § 324 Abs. 1 Satz 2 SGB III »kann die AA 
zur Vermeidung unbilliger Härten eine verspätete Antragstellung zulassen«. 
Wurde die Übernahme konkreter Leistungen aus dem VB in der EV festgelegt  
und ist keine Beantragung einer Förderung dieser Leistung in einem Vermerk  
des Kundenportals ersichtlich, gilt nach den FW V.44.01 (1) der Tag der Fest-
legung in der EV als Tag der Antragstellung für die vereinbarten Leistungen. 
Auf Verlangen der Arbeitsuchenden/Arbeitslosen ist zugleich mit der EV  
auch ein entsprechender Förderantrag, z.  B. auf Reisekostenerstattung, aus-
zuhändigen oder sind die entsprechenden Portale, z.  B. das Online-Angebot 
Reisekostenantrag freizuschalten. 

Vorher  
beantragen! 

Meist­
begünstigungs­

grundsatz 

Nach dem Meistbegünstigungsgrundsatz umfasst der Antrag auf Bewerbungs-
kosten auch Reisekosten zu Vorstellungsgesprächen; umgekehrt gilt das nicht,  
weil das leistungsbegründende Ereignis, der Fahrantritt, nach  der Entstehung  
vorangegangener Bewerbungskosten erfolgt. Bietet der Arbeitgeber ein Vi-
deo-Bewerbungsgespräch oder Online-Vorstellungsgespräch an und verfügen  
die Arbeitsuchenden über die dazu nötige technische Ausstattung, kann die 
Übernahme von Reisekosten zu einem persönlichen Gespräch ggf. als nicht  
notwendig abgelehnt werden. Kurse zum Erwerb von Online-Bewerbungsfä-
higkeiten sind ggf. nach § 45 SGB III förderbar (Bewerbungstrainingsmaß-
nahme). 

Konkretisierung Eine vorherige Zustimmung der AA ist neben dem Antrag keine zusätzliche 
Voraussetzung für eine Kostenübernahme. Allerdings sollte zur Festlegung, 
welche Kosten auch tatsächlich ohne Prüfung, ob sie notwendig waren, er-
stattet werden, in der EV vereinbart werden; z.  B. dass die Reisekosten für 
Vorstellungsgespräche im ortsnahen Bereich und im Umkreis von 40 km  
immer erstattet werden und dass aufwändigere Reisekosten mit der Arbeits-
vermittlung abgesprochen und vor Antritt der Reise auch genehmigt werden.  

Leistungs­
begründendes 

Ereignis 

Das leistungsbegründende Ereignis ist im Regelfall der Zeitpunkt, zu dem  
die Kosten aufgewendet werden müssen oder mit Vertragsschluss begründet  
werden, spätestens jedoch der Tag der Beschäfigungsaufnahme. Bei Reise-
kosten zu Vorstellungsgesprächen kann nach den FW V.44.01 (2) auch das  
Vorstellungsgespräch selbst als leistungsbegründendes Ereignis gewertet  
werden, wenn beispielsweise die Fahrkarte vor der Antragstellung erworben  
wird. Dementsprechend kann ein notwendiger Umzug noch bezuschusst wer-
den, obwohl der Ausbildungs-/Arbeitsvertrag bereits abgeschlossen wurde.  
Es bestünde sonst die Gefahr eines Scheiterns einer Arbeitsaufnahme, wenn  
Arbeitsuchende bzw. Arbeitslose vor Abschluss des Ausbildungs-/Arbeitsver-
trages erst abwarten müssten, ob ihr Förderantrag positiv beschieden wird.  
Das Risiko, vom potentiellen Arbeitgeber negativ bewertet zu werden, falls  
die Zusage zum angebotenen Arbeitsplatz von einer Unterstützungszahlung  
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der AA abhängig gemacht wird, soll § 44 SGB III verhindern (SG Berlin vom  
20.9.2013 – S 58 AL 403/13). 

Die zur Übernahme geltend gemachten Kosten müssen möglichst mit Origi-
nalbelegen nachgewiesen werden (BayLSG vom 29.9.2015 – L 10 AL 212/15 
NZB). Erfolgen Bewerbungen mit der Post, kann eine Antwort des Arbeit-
gebers nicht verlangt werden, weil Bewerbungen häufg ohne Reaktion blei-
ben und vom angeschriebenen Arbeitgeber keine Antwort verlangt werden 
kann. Anders ist das bei Stellenangeboten, die die AA unterbreitet. Hier  
kann die AA beim Arbeitgeber anfragen, ob sich die Arbeitsuchenden bzw. 
die Arbeitslosen auch tatsächlich beworben haben. Bei Nutzung moderner 
Informations- und Kommunikationstechniken sind aussagefähige, digitale 
Nachweise ausreichend. Ggf. sollte in der EV festgehalten werden, welche 
Art von Nachweis die AA verlangt. 

Belege 

Nach BSG vom 25.10.1990 – 7 RAr 14/90 kann die AA im Rahmen ihres 
Ermessens, ob gefördert wird, die Erschöpfung der für die Eingliederung  
vorgesehenen Haushaltsmittel nicht als Ablehnungsgrund anführen. § 71b 
Abs. 3 Satz 2 SGB IV verpfichtet die BA ausdrücklich, einen »angemessenen 
Anteil« der Mittel aus dem Eingliederungstitel für die Förderung aus dem 
Vermittlungsbudget »sicherzustellen«. Ein »Windhundprinzip« gibt es bei 
der Förderung aus dem VB nicht. Das gilt auch bei einer Schrumpfung der 
Förderhöhe im Verlauf eines Haushaltsjahres der BA. 

AA muss Mittel 
bereithalten 
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 SGB II­Leistungs­
berechtigte 

C  Aktivierung und berufliche Eingliederung  
§§  39a, 45, 296–299 SGB  III 

I Förderfähige Personen  40 

II Förderziele  41 
1 Maßnahmen zur Heranführung an den Ausbildungs­

und Arbeitsmarkt sowie zur Feststellung, Verringerung 
oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen  42 

2 Aktivierung von Arbeitslosen mit schwerwiegenden 
Vermittlungshemmnisse  42 

3 Heranführung an eine selbstständige Tätigkeit?  43 
4 Stabilisierung eines Beschäftigungsverhältnisses  43 

III Förderarten  43 
1 Maßnahmen bei einem Träger (MAT)  44 
2 Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG)  46 
3 Vermittlungsgutschein für eine Arbeitsvermittlung 

durch Dritte  47 

IV Sonstige § 45 SGB III­Förderleistungen?  51 

I Förderfähige Personen 

Ausbildungssuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchen-
de (g S. 26), Arbeitslose (g S. 26) und Ausländer (g S. 27) können 
(Ermessen) mit Maßnahmen zur Aktivierung und berufichen Eingliederung 
gefördert werden.
Über die einzige Muss-Leistung nach § 45 Abs. 7 SGB III g S. 47 f. 

Seit Januar 2025 ist die Förderung der berufichen Weiterbildung für erwerbs-
fähige Bürgergeldberechtigte von den Jobcentern auf die AA übergegangen 
(g S. 477). 
Das gilt nicht für die Leistungen zur Aktivierung und berufichen Eingliede-
rung (§ 22 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB III). Ehemalige Bezieher von Bürgergeld 
bzw. ab 1.7.2026 von Grundsicherungsgeld, die im Rahmen der §§ 16e bzw. 
16i SGB II gefördert werden und deren Hilfebedürfigkeit allein aufgrund 
des Verdienstes entfallen ist, können daher nicht über § 45 SGB III gefördert 
werden. 



  

 
 
  

 

 
 
 

  

   

 

 
  

 
   

 

II  Förderziele 

II Förderziele 41 

Die mit § 45 SGB III-Maßnahmen anzustrebenden Ziele werden 
abschließend in § 45 Abs. 1 Satz 1 SGB III genannt: 
§ Heranführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie Feststellung, 

Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen; 
§ Heranführung an eine selbstständige Tätigkeit; 
§ Stabilisierung einer Beschäfigungsaufnahme; 
§ außerdem: Die Vermittlung in eine versicherungspfichtige Beschäfigung, 

auch in Mitgliedstaaten der EU oder EWR-Vertragsstaaten durch einen 
zugelassenen, privaten Arbeitsvermittler. 

Nach § 45 Abs. 2 Satz 4 SGB III sind Maßnahmen der Berufswahl und Be-
rufsausbildung (alle Instrumente der §§ 48 bis 80 SGB III) im Rahmen des 
§ 45 SGB III ausgeschlossen. In der Praxis kommt daher für Ausbildungssu-
chende – abgesehen von der Ausbildungsvermittlung durch private Dritte 
(§ 296a SGB III) – als § 45 SGB III-Fördermaßnahme in der Regel nur die 
Heranführung an den Ausbildungsmarkt nach § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III 
in Betracht; das betrif Jugendliche und junge Erwachsene ohne berufiche 
Erstausbildung, die noch nicht über ausreichende Schlüsselkompetenzen 
und soziale Kompetenzen verfügen, um direkt eine Ausbildung anfangen 
zu können. Die für diesen Personenkreis über § 45 SGB III angebotenen 
Standardmaßnahmen sind die »Aktivierungshilfen für Jüngere (AhfJ)«. Im 
Rahmen der AhfJ sind auch Maßnahmeteile bei einem Arbeitgeber möglich. 
Nach Abschluss einer AhfJ-Maßnahme kann in weitergehende Qualifzie-
rungsangebote nach den §§ 48 f. SGB III (insbesondere Berufsvorbereiten-
de Bildungsmaßnahmen oder Einstiegsqualifzierung) übergeleitet werden, 
sofern nicht bereits Ausbildungsreife erlangt wurde. 

Nicht zu den Leistungen der Heranführung an den Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt i. S. v. § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III gehören z. B. der Erwerb 
von Gesundheits- oder Befähigungsnachweisen oder der Erwerb eines Füh-
rerscheins. Dies kann ggf. nach § 44 SGB III aus dem Vermittlungsbudget 
gefördert werden (g Kap. B). 

Die Ermittlung diagnostischer oder therapeutischer Inhalte, die in die 
Zuständigkeit der Krankenkassen oder Reha-Träger fallen sowie ärztliche 
oder psychologische Begutachtungen sind unabhängig von der mit § 45 
SGB  III-Maßnahmen verfolgten Zielsetzung (z. B. Eignungsfeststellung, 
Feststellung der Beschäfigungsfähigkeit) von der Förderung ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

Abgrenzung zu 
Maßnahmen der 
Berufswahl und 
Berufsausbildung 

Abgrenzung 
zu § 44 SGB III­
Leistungen 

Abgrenzung zu 
vorrangigen 
Leistungsträgern 



  

 

 

 
 

 

 

  

 

 
     

  
     

  
      

42 C Aktivierung und berufliche Eingliederung 

Unzulässige 
Maßnahmen 

1 Maßnahmen zur Heranführung an den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt sowie zur Feststellung, Verringerung oder 
Beseitigung von Vermittlungshemmnissen 

Hierunter fallen Maßnahmen mit dem Ziel und Schwerpunkt der 
berufichen Eingliederung, wie z. B. ein Bewerbungstraining, Verbesserung 
der Fähigkeiten, Bewerbungsgespräche zu führen. Geeignet sind alle Maß-
nahmen, die die Eingliederung in den Arbeitsmarkt nach der Förderung 
deutlich wahrscheinlicher machen als zuvor (LSG Saarland vom 30.11.2021 
– L 4 AS 13/19; LSG Hamburg vom 15.12.2021 – L 2 AL 23/21). Diese Eig-
nungsprognose liegt nicht im Beurteilungsspielraum der AA, sondern ist 
gerichtlich voll überprüfar. Das der AA vorbehaltene Ermessen bezieht sich 
auf die Wahl zwischen verschiedenen, geeigneten Maßnahmen. Mit der Her-
anführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt werden niederschwellige 
Angebote und Unterstützungsleistungen im Vorfeld von Ausbildung, Quali-
fzierung und Beschäfigung berücksichtigt, ohne dass schon ein konkretes 
berufiches Ziel identifziert ist. 

Unzulässig sind Maßnahmen, die bei nicht bestehenden Vermittlungshemm-
nissen zur Missbrauchskontrolle eingesetzt werden, um z. B. die Erwerbs-
bereitschaf bzw. Verfügbarkeit gemäß § 138 SGB III zu prüfen; außerdem 
Maßnahmen, die Teilnehmern keine Kenntnisse vermitteln bzw. Inhalte 
haben, über die die Arbeitsuchenden/Arbeitslosen bereits ausreichend ver-
fügen. Solche Maßnahmen, häufg sind das Bewerbungstrainings, sind für 
die Betrefenden nicht nur unzumutbar, sondern bereits ungeeignet, da sie 
nicht zu einer Verbesserung der berufichen Qualifkation führen. 
Zur Abwehr einer möglichen Sperrzeit g S. 324 f. 

2 Aktivierung von Arbeitslosen mit schwerwiegenden 
Vermittlungshemmnissen 

Für die Aktivierung von Arbeitslosen, deren berufiche Einglie-
derung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen, insbe-
sondere auf Grund der Dauer ihrer Arbeitslosigkeit, besonders erschwert ist, 
sollen nach § 45 Abs. 1 Satz 2 SGB III Maßnahmen gefördert werden, die 
nach inhaltlicher Ausgestaltung und Dauer den erhöhten Stabilisierungs- und 
Unterstützungsbedarf der Arbeitslosen berücksichtigen. Die Gesetzesbe-
gründung führt dazu aus: 

»Solche Maßnahmen können zum Beispiel einen Anteil an Elementen ent­
halten, die auf die Strukturierung des Tagesablaufs und die Orientierung 

auf eine Erwerbstätigkeit an sich abstellen. Die Betreuung in diesen Maß­
nahmen sollte zudem intensiver sein und kann auch aufsuchenden Charak­
ter haben. Gegenstand dieser Maßnahmen, die längerfristig ausgerichtet 

werden und auch die Dauer eines Jahres überschreiten können, ist ein 

Stärkenansatz, durch den mittels einer ganzheitlichen Herangehensweise 

Potenziale der Arbeitslosen für den Arbeitsmarkt entwickelt werden sollen. 



  
 

 
 

 

 

 

 

 

         

 

 

 
 
 

III Förderarten 43 

Aus der Regelung folgt auch, dass besondere Belange anderer Personen 

mit Vermittlungshemmnissen bei der Konzeption und Ausgestaltung der 

Maßnahmen zu berücksichtigen sind. Dies gilt insbesondere für Maßnah­
men zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung von behinderten und 

schwerbehinderten Menschen.« (BT­Drs. 17/6277, S. 93) 

3 Heranführung an eine selbstständige Tätigkeit? 

Der eingangs genannte Kreis förderbarer Personen (von Arbeits-
losigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose, die eine sozialversi-
cherungspfichtige Beschäfigung anstreben), schließt eigentlich Arbeitsu-
chende und Arbeitslose, die eine selbstständige Tätigkeit anstreben, von der 
Förderung aus. Die in § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB III genannte Fördermög-
lichkeit ist daher so zu verstehen, dass – ausnahmsweise – auch Personen, 
die eine Selbstständigkeit beabsichtigen, beschränkt auf Leistungen nach 
§ 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB III, förderbar sind. 

In Abgrenzung zur direkten Förderung einer Selbstständigkeit nach § 93 Vorbereitung 
und Eignungs­
feststellung 

SGB III (näher dazu g S. 595 f.) zielt die § 45 SGB III-Förderung demnach 
auf die Heranführung an eine selbstständige Tätigkeit und demgemäß auf 
Leistungen, die zeitlich und inhaltlich schon vor einer konkret geplanten 
selbstständigen Tätigkeit ansetzen. Eine Förderung nach § 45 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 SGB III kommt z. B. zur Vorbereitung für jedwede rechtlich zulässige 
selbstständige Tätigkeit in Betracht, umfasst also generell Maßnahmen zur 
Eignungsfeststellung, Orientierungs-, Motivations-, Informations- und Bil-
dungsveranstaltungen sowie Hilfen, um tragfähige Konzepte für eine mög-
liche, spätere Anschubhilfe nach § 93 SGB III erstellen zu können. 

4 Stabilisierung eines Beschäftigungsverhältnisses 

Zur Stabilisierung einer Beschäfigungsaufnahme nach § 45 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 5 SGB III können Maßnahmen gefördert werden, die der Hilfe 
durch Dritte in der ersten Zeit nach Beginn eines Beschäfigungsverhältnisses 
dienen und auf eine Begleitung und Unterstützung gerichtet sind. Insbe-
sondere sollen dadurch Anfangsschwierigkeiten und Konfikte während der 
Probezeit konstruktiv gelöst werden, um einen Beschäfigungsabbruch zu 
verhindern (BR-Drs. 755/08, S. 55). 

III Förderarten 

§ 45 SGB III hält zur Realisierung der o.g. Eingliederungsleistun-
gen drei Förderarten bereit: 
§ Maßnahmen bei einem Träger (MAT); 
§ Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG); 
§ Vermittlungsgutschein für eine Arbeitsvermittlung durch Dritte. 



 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

            

 

 

44 C Aktivierung und berufliche Eingliederung 

1 Maßnahmen bei einem Träger (MAT) 

Förderzugang 

AVGS­Zugang 

Zusicherung 

Suchportale 

Zeitliche 
Befristung 

Umfang der 
Förderleistungen 

Die Förderung kann durch Zuweisung (Verwaltungsakt mit 
Rechtsbehelfsbelehrung) in eine von der AA vorgegebene Maßnahme oder 
durch eine Förderzusicherung im Rahmen eines Aktivierungs- und Vermitt-
lungsgutscheins (AVGS) erfolgen. Die Entscheidung über den Förderzugang 
ist u. a. davon abhängig, wie der individuelle Förderbedarf mit den vor Ort 
zur Verfügung stehenden Arbeitsmarktdienstleistungen abgedeckt werden 
kann, ob z. B. eine von der BA eingekaufe Maßnahme zur Realisierung der 
passenden Maßnahmeinhalte vorhanden ist. 

Für Personen mit hoher Motivation und Eigeninitiative ist der Zugang über 
den AVGS attraktiv. Sie sind auf Verlangen für den e-Service der BA freizu-
schalten, um die Teilnahme an einer Maßnahme online beantragen und teil-
nahmebezogene Unterlagen (z. B. Erklärungsbogen) hochladen zu können. 

Die Ausstellung eines AVGS ist eine verbindliche Förderzusage im Sinne 
einer Zusicherung gemäß § 34 SGB X. Der AVGS berechtigt die geförderte 
Person zur Teilnahme an einer nach § 179 SGB III zugelassenen und för-
derfähigen Maßnahme. Aus dem AVGS ergibt sich das Maßnahmeziel, der 
Maßnahmeinhalt und die Maßnahmedauer. Das ermöglicht die Auswahl 
eines passenden Trägers. 

Im Portal »mein NOW« können Arbeitsuchende/Arbeitslose nach förder-
fähigen Maßnahmen suchen und diese dem Arbeitsvermittler vorschlagen. 
Außerdem besteht eine Suchmöglichkeit im Fachportal der BA zu www. 
arbeitsagentur.de/avgs. Wird die ausgesuchte Maßnahme in eine EV auf-
genommen, besteht ein Anspruch auf Förderung, ohne EV muss die AA 
unter Ausübung ihres Ermessens prüfen, ob die gewünschte Maßnahme 
gefördert wird. 
Der AVGS wird von der AA zeitlich befristet, meist für die Dauer einer EV. 
Der Eintritt in die Maßnahme muss innerhalb der zeitlichen Befristung er-
folgen. Ist die zeitliche Befristung ohne Teilnahme abgelaufen, kann erneut 
ein AVGS für die konkrete Unterstützungsleistung ausgehändigt werden, 
wenn dafür noch die Fördervoraussetzungen vorliegen. 

Die Förderung umfasst nach § 45 Abs. 1 Satz 4 SGB III die Übernahme 
der angemessenen Kosten für die Teilnahme, soweit dies für die berufiche 
Eingliederung notwendig ist. Nicht förderfähig ist die Verpfegung von Teil-
nehmern durch den Maßnahmeträger. 

Mit dem Bescheid über die Bewilligung der Teilnahme bzw. dem AVGS zur 
Übernahme der Maßnahmekosten erhalten die Teilnehmer einen Erklärungs-
bogen für die Erstattung ihrer förderfähigen individuellen Kosten. Diese sind 
in Anlehnung an die ausdrücklich geregelten Weiterbildungskosten gemäß 
der §§ 82 f. SGB III: 
§ Notwendige Fahrkosten entsprechend § 85 SGB III i. V. m. § 63 Abs. 1 

und 3 SGB III; 

http://www.arbeitsagentur.de/avgs
http://www.arbeitsagentur.de/avgs
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§ Kosten für auswärtige Unterbringung und Verpfegung entsprechend § 86 
SGB III; 

§ Kinderbetreuungskosten bis zu 160 € entsprechend § 87 SGB III. 

Bei unzureichender Eigenleistungsfähigkeit können die Teilnehmerkosten 
vorab mit Bescheid bewilligt werden; es besteht Anspruch auf monatliche 
Vorauszahlung (§ 337 Abs. 3 Satz 3 SGB III). 

Besteht vor Eintritt in die Maßnahme ein Anspruch auf Alg, kann die För-
derung auf die Weiterleistung von Alg beschränkt werden (§ 45 Abs. 1 Satz 
5 SGB III). Zwar gelten die Maßnahmeteilnehmer nicht als arbeitslos (§ 16 
Abs. 2 SGB III), für den Bezug von Alg sind sie aber nach § 139 Abs. 1 Satz 1 
SGB III weiter verfügbar. 

Der Antritt einer Maßnahme ohne Zustimmung oder trotz Ablehnung seitens 
der AA beendet den Alg-Anspruch, wenn die Teilnahme über die 15-Stun-
den-Grenze hinausgeht. Die Regelung des § 139 Abs. 3 SGB III (näher dazu 
g S. 121 f.) gilt nicht für Maßnahmen nach § 45 SGB III. 

Teilnehmer an zugewiesenen sowie an zugelassenen AGVS-Maßnahmen, 
die in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, müssen so-
wohl dem Maßnahmeträger als auch der AA die Arbeitsunfähigkeit (AU) 
unverzüglich unter Nennung von Beginn und Dauer mitteilen und die AU 
ab dem ersten Tag durch eine ärztliche Feststellung nachweisen. Die AU-Be-
scheinigung wird durch elektronischen Abruf von den Krankenkassen an 
die AA übermittelt. 
Weiterhin in Papierform müssen krankheitsbedingte Fehlzeiten der AA 
nachgewiesen werden von privat versicherten Teilnehmern oder wenn Fehl-
zeiten darauf beruhen, dass nach ärztlichem Zeugnis ein erkranktes Kind 
der Beaufsichtigung, Betreuung oder Pfege bedarf (s. § 146 Abs. 2 SGB III) 
oder wenn bei stationärer Behandlung eines Angehörigen der Maßnahme-
teilnehmer mit aufgenommen wird; bei der stationären Behandlung eines 
versicherten Kindes, das 9 Jahre alt ist, wird die Notwendigkeit der Mit-
aufnahme einer Begleitperson aus medizinischen Gründen unwiderlegbar 
vermutet (§ 11 Abs. 3 SGB V). 
Zu Ansprüchen auf Krankengeld in den genannten Fällen g S. 670. 
Wird eine bewilligte Maßnahme gar nicht erst begonnen oder vorzeitig ab-
gebrochen, muss der Maßnahmeträger dies unverzüglich der AA melden 
(§ 318 Abs. 1 SGB III). Außerdem müssen die Träger kalendermonatlich die 
Fehltage der Teilnehmer sowie die Gründe für die Fehltage mitteilen (§ 318 
Abs. 3 SGB III). 
Zu möglichen leistungsrechtlichen Auswirkungen (Sperrzeit) g S. 324 f. 

Teilnehmer von § 45 SGB III-Maßnahmen müssen eine Beurteilung ihrer 
Leistung und ihres Verhaltens durch den Träger zulassen« (§ 318 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 SGB III). Dieser Eingrif in das informationelle Selbstbestimmungs-
recht (Art. 2 Abs. 1 GG und Art. 1 Abs. 1 GG) ist nach LSG Hamburg vom 
21.5.2010 – L 5 AS 48/09 hinzunehmen, wenn sich die Datenübermittlung 

Nur Alg 
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Einsichtsrecht 

Nur im Inland 

Betriebliche 
Anforderungen 

Zeitarbeits­
unternehmen? 

Maßnahmeziel 

Nur zur 
Qualifizierung 

auf die für die Leistungsbeurteilung und -erbringung erheblichen Daten 
beschränkt. Hinsichtlich unrichtiger Angaben haben die Betrofenen einen 
Berichtigungsanspruch gegen den Maßnahmeträger. Auch steht ihnen die 
Möglichkeit ofen, durch eine Gegendarstellung ihre Sicht der Dinge akten-
kundig zu machen (LSG Hamburg, a. a. O.). 

Gemäß § 83 SGB X ist dem Teilnehmer, wenn er es wünscht, die Teilneh-
merbeurteilung zu übermitteln. 

2 Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) 

Auch die Förderung einer MAG-Maßnahme kann durch Zuwei-
sung oder mit AVGS erfolgen, der die Auswahl eines Arbeitgebers ermög-
licht, der eine zu dem von der AA identifzierten Maßnahmeziel und -inhalt 
passende, betriebliche Maßnahme mit einer Dauer bis zu sechs Wochen, ggf. 
12 Wochen anbietet. 

Betriebliche Maßnahmen i. S. v. § 45 Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 SGB III können nicht 
bei einem Arbeitgeber im Ausland gefördert werden. Maßgeblich ist der Ort 
der betrieblichen Maßnahme. 

Betriebliche Maßnahmen können nur unter der Bedingung gefördert werden, 
dass der Arbeitgeber die maßgeblichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
einschließlich des Unfallversicherungsschutzes einhält – betriebliche § 45 
SGB III-Maßnahmen stehen unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversi-
cherung – und die Betreuung, Beaufsichtigung und Anleitung der Teilnehmer 
durch eine Fachkraf erfolgt. 

Bei Zeitarbeitsunternehmen können Maßnahmen nur dann gefördert wer-
den, wenn die Maßnahme im Zeitarbeitsunternehmen selbst erfolgt oder die 
Betreuung und Anleitung der Teilnehmer durch eine Fachkraf des Zeitar-
beitsunternehmens gewährleistet ist und die einschlägigen Bestimmungen 
der Zeitarbeitsbranche eingehalten werden. 

Betriebliche Maßnahmen sollen die berufiche Eignung in Bezug auf die 
angestrebte Tätigkeit feststellen. Die Verringerung und Beseitigung berufs-
fachlicher Vermittlungshemmnisse können Gegenstand der betrieblichen 
Maßnahme sein. Betriebliche Maßnahmen können zudem die Orientierung 
auf dem Arbeitsmarkt unterstützen. 

Betriebliche Maßnahmen begründen kein Beschäfigungsverhältnis. Sie wer-
den auch nicht analog einem Praktikum durchgeführt. 
Zweck der Maßnahme darf es insbesondere nicht sein, ausschließlich oder 
überwiegend Tätigkeiten auszuüben, für die i. d. R. Entgelt gezahlt wird. Be-
triebliche Maßnahmen dürfen nicht dazu genutzt werden, urlaubs- oder 
krankheitsbedingte Ausfälle oder betriebliche Spitzenbelastungen aufzu-
fangen. 
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Finanzielle Zuwendungen des Arbeitgebers für die im Rahmen der Maß-
nahme erbrachten Leistungen sind ausgeschlossen. 

Betriebliche Maßnahmen dürfen jeweils die Dauer von sechs Wochen bei 
einem Arbeitgeber nicht überschreiten. Bei Langzeitarbeitslosen oder Ar-
beitslosen, deren berufiche Eingliederung auf Grund von schwerwiegen-
den Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist, ist die Teilnahme an 
Maßnahmen oder Teilen von Maßnahmen, jeweils bis zur Dauer von zwölf 
Wochen möglich. Dabei ist die Förderhöchstdauer von insgesamt acht Wo-
chen für die Vermittlung von berufichen Kenntnissen zu berücksichtigen. 
Es ist grundsätzlich von einer Dauer von fünf Arbeitstagen wöchentlich 
auszugehen. Abweichungen sind bei branchen- bzw. betriebsüblichen Be-
sonderheiten möglich (z. B. Sechs-Tage-Woche). 

Die konkrete Dauer wird von der AA festgelegt. Sie richtet sich nach den 
individuellen Handlungsbedarfen, dem daraus abgeleiteten strategischen 
Vorgehen und den Anforderungen an die betriebliche Maßnahme. 

Die Übernahme der individuellen Kosten der Teilnehmer entspricht den 
Grundsätzen in MAT-Maßnahmen s. o. g S. 44. 

Für Fehlzeiten und Zeiten der Arbeitsunfähigkeit gelten ebenfalls die Aus-
führungen zu MAT-Maßnahmen (g S. 45) entsprechend. 

Der Arbeitgeber soll für die AA einen Berichtsbogen erstellen, wenn im 
Anschluss an die Maßnahme keine Übernahme des Teilnehmers in ein versi-
cherungspfichtiges Beschäfigungsverhältnis erfolgt. Im Berichtsbogen sind 
insbesondere die während der Maßnahme erworbenen oder noch fehlenden 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu beschreiben sowie die Anzahl der Fehltage 
anzugeben. Rechtsgrundlage für die Auskünfe an die AA ist § 318 SGB III. 

3  Vermittlungsgutschein für eine Arbeitsvermittlung  
durch Dritte 

Eine erfolgsbezogen (»erst die Vermittlung, dann die Bezahlung«) 
vergütete Arbeitsvermittlung in versicherungspfichtige Beschäfigung durch 
private Arbeitsvermittler kann (Ermessen) die AA Ausbildungssuchenden, 
von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeitsuchenden (g S. 26), Arbeitslosen 
(g S. 26) und Ausländern (g S. 27) anbieten. 
Sie muss diese Leistung Personen anbieten, die Anspruch haben auf 
§ Alg bei Arbeitslosigkeit oder bei beruficher Weiterbildung nach § 136 

Abs. 1 SGB III; 
§ Teilarbeitslosengeld nach § 162 SGB III; 
§ Arbeitslosenbeihilfe nach § 101 Soldatenversorgungsgesetz (SVG); 
§ Entgeltersatzleistungen nach § 13 Entwicklungshelfer-Gesetz (EhfG); 
§ Entgeltersatzleistungen nach § 11 Sekundierungsgesetz (SekG). 

 

 

 

 
 

 

 
 

  

 

 
 
 
 

 

Dauer 

Vollzeit 

Individuelle 
Festlegung 

Teilnahmekosten 

Fehlzeiten, 
AU­Zeiten 

Berichtsbogen 



 

 

 

 

 

 

  
 

 
 
 

       

 

 

  

 

48 C Aktivierung und berufliche Eingliederung 

Ausnahme 

Wartefrist 

Sechswöchige 
Arbeitslosigkeit 

Vermittlungs­
vertrag 

Höhe der 
Vergütung 

Ausgenommen sind Arbeitslose, die einen Alg-Anspruch allein nach § 147 
Abs. 3 SGB III (»kleine Anwartschaf« g S. 141 f.) erworben oder allein 
noch als Restanspruch haben. 

Außerdem setzt der Pfichtanspruch auf eine von der Versichertengemein-
schaf fnanzierte private Arbeitsvermittlung nach § 45 Abs. 7 SGB III voraus, 
dass die Anspruchsteller nach einer Arbeitslosigkeit von sechs Wochen in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten noch nicht vermittelt sind; Zeiten, in 
denen sie an einer MAT- oder MAG-Maßnahme oder an Maßnahmen der 
berufichen Weiterbildung (§§ 81 f. SGB III) teilgenommen haben, bleiben 
unberücksichtigt, d. h. die dreimonatige Wartefrist verlängert sich um die 
Tage, an denen die Antragsteller an §§ 45, 81 SGB III-Maßnahmen teilge-
nommen haben. 

In der Wartefrist muss eine Arbeitslosigkeit von mindestens sechs Wochen 
bestanden haben. Ein Bezug von Alg ist nicht notwendig; es zählen auch 
Tage, in denen die Alg-Auszahlung gesperrt oder sonst ruht. Nach den FW 
45.06 (7) muss die 6-wöchige Arbeitslosigkeit nicht in einem zusammenhän-
genden Zeitraum vorgelegen haben. Bei mehreren Zeitabschnitten seien die 
tatsächlichen Kalendertage der Arbeitslosigkeit zu addieren. Errechneten 
sich mindestens 42 Kalendertage (§ 339 Satz 1 SGB III), sei die geforderte 
Zeit der Arbeitslosigkeit erfüllt. 

Hat die AA mit der Ausstellung eines AVGS eine verbindliche Förderzusage 
i. S. v. § 34 SGB X erteilt, können die Geförderten mit einem von ihnen ausge-
wählten privaten Arbeitsvermittler einen Vertrag abschließen. Der Vertrag ist 
zivilrechtlicher Natur, muss aber den Vorgaben der §§ 296, 297, 298 SGB III 
entsprechen: 
§ Wahrung der Schrifform; 
§ Mitteilung des Vertragsinhalts in Textform; 
§ Regelung der Vergütung zu den gesetzlich vorgegebenen Beträgen (§ 45 

Abs. 6 Sätze 3 bis 6 SGB III, § 296 Abs. 3 SGB III) und den dort genannten 
Zahlungsbedingungen; 

§ Wahrung des Datenschutzes. 

Die Qualifzierung als Arbeitsuchende im Sinne des § 296 Abs. 1 S. 1 SGB III 
setzt keine Meldung bei der AA als arbeitsuchend voraus; auch für Personen, 
die keinen AVGS bekommen würden, unterliegt der Vermittlungsvertrag 
den einschlägigen Normen der §§ 35, 296, 297 SGB III (OLG Stuttgart vom 
7.4.2021 – 3 U 548/19). 

Auch bezüglich der Höhe der Vergütung und der Zahlungszeitpunkte wird 
der zivilrechtliche Vermittlervertrag von Regelungen des SGB III determi-
niert; das betrif zum einen die in § 45 Abs. 6 SGB III oder für besondere 
Personengruppen (Künstler, Fotomodell, Doppelgänger, Stuntman, Discjo-
ckey, Berufssportler) in § 301 SGB III i. V. m. der Vermittler-VergütungsVO 
vom 27.6.2002 festgelegten Vergütungsbeträge, zum anderen das gesetzliche 
Verbot (§ 134 BGB), Vorschüsse auf die Vergütung zu fordern oder entgegen-
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zunehmen (§ 296 Abs. 2 Satz 2 SGB III). Für Leistungen zur Ausbildungs-
vermittlung darf der Vermittler nur vom Ausbildungsbetrieb eine Vergütung 
verlangen (§ 296a SGB III). 

Die Arbeitsvermittlung umfasst nach § 296 Abs. 1 Satz 3 SGB III alle Leistun-
gen, die zur Vorbereitung und Durchführung der Vermittlung erforderlich 
sind, insbesondere die Feststellung der Kenntnisse der oder des Arbeitsu-
chenden sowie die mit der Vermittlung verbundene Berufsberatung. 

Vermittlungs­
tätigkeit 

Eine zu vergütende Vermittlung i.  S.  v. §§ 45, 296 SGB III setzt voraus, dass 
ein sozialversicherungspfichtiges  Arbeitsverhältnis durch den privaten  
Arbeitsvermittler tatsächlich zustande gekommen ist, d.  h. wenn der Arbeits-
vermittler den Kontakt zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber herstellt  
und durch aktive Tätigkeit den Abschluss eines Arbeitsvertrages herbeiführt.  
Dabei darf der Arbeitsvermittler mit dem Arbeitnehmer und dem Arbeit-
geber weder rechtlich, wirtschaflich noch persönlich verfochten sein, z.  B. 
dürfen Vermittler und Arbeitgeber nicht denselben Geschäfsführer und  
Gesellschafer haben (BSG vom 6.4.2006 – B 7a AL 56/05 R). Verneint hat das  
BSG einen solchen engen Zusammenhang bei einer Arbeitsvermittlerin, die 
zugleich Arbeitnehmerin des einstellenden Personaldienstleisters war (BSG 
vom 6.5.2008 – B 7/7a AL 8/07 und 10/07 R). 
Ein vorangegangener Kontakt der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers zum 
Arbeitgeber ist nach den FW 45.15 (2) unschädlich, wenn der Arbeitgeber 
die Bewerbung zuvor defnitiv abgelehnt oder nicht angenommen hatte. 

Vermittlungs­
erfolg 

Trotz wirksam abgeschlossenen Vermittlungsvertrages kann der Vermittler 
gegenüber der AA einen Vergütungsanspruch nur geltend machen,  wenn  
ihm der AVGS vorgelegt wird. Denn in diesem Fall ist die zivilrechtlich  
geschuldete Vergütung bis zu dem Zeitpunkt gestundet, in dem die AA den 
Vermittler nach Maßgabe von § 45 Abs. 6 SGB III vergütet (§ 296 Abs. 4 Satz 
2 SGB III). Nach LSG Mecklenburg-Vorpommern vom 25.6.2019 – L 2 AL 
52/13 tritt die Stundung nur dann ein, wenn das Original des AVGS dem 
Arbeitsvermittler ausgehändigt wurde, damit dieser seinen Vergütungsan-
spruch gegenüber der AA nachweisen und einlösen kann. Akzeptiert er eine 
Kopie oder gar eine mündliche Erklärung, die AA habe die Förderung der 
Vermittlung zugesagt, geht das zu seinen Lasten, wenn ein Original-AVGS 
nicht beschaf werden kann. 

Vergütungs­
anspruch 
des Arbeits­
vermittlers 

Ob ein Anspruch des Vermittlers gegen die AA aus dem AVGS besteht, muss 
der Vermittler ggf. mit einer sozialgerichtlichen Klage gegen die AA prüfen 
lassen. Die vermittelte Person wird meist über eine Beiladung gemäß § 75 
SGG am Verfahren beteiligt. Als Beigeladene/r muss die Person weder einen 
Antrag stellen noch einen Rechtsanwalt zur Hilfe nehmen. Selbst wenn die 
beigeladene Person sich nicht aktiv ins Klageverfahren einbringt, drohen ihr 
weder Gerichtskosten noch muss sie die Vermittlungsgebühr dann ggf. aus 
eigener Tasche bezahlen. Denn entweder erkennt das Sozialgericht einen  
Vergütungsanspruch an, den die AA erfüllen muss, oder der Anspruch des 
Arbeitsvermittlers gegen die AA wird vom Gericht verneint; dann scheidet 

Sozialgericht ist 
zuständig 
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auch die Inanspruchnahme der vermittelten Person aus (BSG vom 6.4.2006 
– B 7a AL 56/05 R). 

Schadensersatz­
anspruch? 

Wann muss die 
AA die Vergütung 

aus dem AVGS 
zahlen? 

Geltungsdauer 
des AVGS 

Allenfalls könnte der Vermittler einen zivilrechtlichen Schadensersatzan-
spruch aus dem Vermittlungsvertrag gegen den Vertragspartner haben, wenn 
dieser den Vergütungsanspruch aus dem AVGS schuldhaf vereitelt. Allein der 
Umstand, dass eine in Arbeit vermittelte Person das Beschäfigungsverhältnis 
vor Ablauf von sechs Wochen wieder beendet und der Vergütungsanspruch 
gegenüber der AA deshalb entfällt (§ 45 Abs. 6 Satz 5 SGB III), löst keinen 
Schadensersatzanspruch aus. 
Zu einer deshalb möglichen Sperrzeit g S. 286 f. 

Die AA muss für die Vergütung aufommen, wenn 
§ ein AVGS für die Inanspruchnahme privater Arbeitsvermittlung ausge-

geben wurde; 
§ der Vermittler der AA den Original-AVGS (LSG Mecklenburg-Vorpom-

mern, a. a. O.) nach erstmaligem Vorliegen der in § 45 Abs. 6 SGB III 
genannten Auszahlungsvoraussetzungen vorlegt; 

§ der ausgewählte private Arbeitsvermittler gemäß § 178 SGB III zugelas-
sen ist; 

§ vor Beginn der Vermittlungstätigkeit ein schriflicher Vermittlungsvertrag 
abgeschlossen wurde (BSG vom 3.5.2018 – B 11 AL 11/17 R); 

§ das Arbeitsverhältnis durch die Leistung des Vermittlers zustande ge-
kommen ist; 

§ das vermittelte Arbeitsverhältnis nicht gegen ein Gesetz, z. B. das Min-
destlohngesetz oder die guten Sitten verstößt; 

§ das Arbeitsverhältnis nicht von vornherein auf eine Dauer von weniger 
als drei Monaten begrenzt ist; 

§ das Arbeitsverhältnis nicht bei einem früheren Arbeitgeber begründet 
wird, bei dem die vermittelten Arbeitnehmer während der letzten vier 
Jahre vor Aufnahme der Beschäfigung mehr als drei Monate lang ver-
sicherungspfichtig beschäfigt waren; dies gilt nicht, wenn es sich um 
die befristete Beschäfigung besonders betrofener schwerbehinderter 
Menschen handelt (§ 45 Abs. 6 Satz 6 Nr. 2 SGB III). 

Der Vergütungsanspruch des Vermittlers hängt zwingend davon ab, dass die 
Beschäfigung innerhalb des Geltungszeitraums des AVGS aufgenommen 
wird (LSG Berlin-Brandenburg vom 20.4.2022 – L 18 AL 35/20; LSG Sach-
sen-Anhalt vom 16.11.2022 – L 2 AL 15/22). Das gilt auch dann, wenn die AA 
die Geltungsdauer an Bedingungen, z. B. die Verfügbarkeit des Arbeitslosen, 
geknüpf hat und der Vermittler in Unkenntnis des Eintritts der Bedingung 
die Vermittlung in eine Beschäfigung zu einem Zeitpunkt bewirkt, in dem 
der AVGS unwirksam geworden ist (s. dazu LSG Berlin-Brandenburg vom 
21.10.2020 – L 18 AL 68/18: Die Auszahlung der Vermittlungsvergütung 
kann aufgrund eines dem privaten Arbeitsvermittler nicht bekannten oder 
nicht beeinfussbaren Ereignissen [Wegfall der subjektiven Verfügbarkeit] 
entfallen). 
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Die für die Auszahlung der Vergütung in § 45 Abs. 6 SGB III geforderte Be-
schäfigungsdauer ist nach § 26 SGB X i.  V.  m. § 187 Abs. 2 i.  V.  m. § 188 Abs. 2  
BGB zu berechnen. Ausschlaggebend für den Beginn der Frist ist der Tag der  
tatsächlichen Beschäfigungsaufnahme. Zeiten ohne Arbeitsentgelt zählen 
als unschädliche Unterbrechung, verlängern jedoch den sechswöchigen bzw. 
sechsmonatigen Zeitraum der vergütungsrelevanten Beschäfigungsdauer.  
Bei einer einvernehmlichen, unwiderrufichen Freistellung von der Arbeits-
leistung durch den Arbeitgeber unter Weiterzahlung des Arbeitsentgelts  
endet das Beschäfigungsverhältnis mit dem letzten Tag, an dem tatsächlich 
noch Arbeitsleistungen erbracht wurden. Unwiderrufich freigestellte Perso-
nen sind arbeitslos i.  S.  v. § 16 SGB III, auch wenn ein möglicher Anspruch 
auf Alg wegen Weiterzahlung des Arbeitsentgelts ruht. 

Vergütungs­
relevante 
Beschäftigungs­
dauer 

Die Rechtmäßigkeit des AVGS ist im Abrechnungsverfahren zwischen dem 
privaten Arbeitsvermittler und der AA nicht zu prüfen, soweit nicht aus-
nahmsweise die Nichtigkeit des Gutscheins oder einzelner Bestimmungen 
in Betracht kommt (LSG Sachsen-Anhalt vom 19.10.2017 – L 3 AL 24/16). 

Keine Prüfung 
des AVGS 

IV Sonstige § 45 SGB III­Förderleistungen? 

Anders als der Wortlaut von § 45 SGB III ist die dortige Aufzäh-
lung einzelner Leistungen nach der Gesetzesbegründung nur »beispielhaf« 
(BR-Drs. 755/08, S. 54). Denkbar wären danach weitere, situativ gebotene 
Fördermaßnahmen. 

So können über § 45 SGB III beispielsweise Deutschkurse für Migranten  
gefördert werden, sofern nicht vorrangig die berufsbezogene Deutschsprach-
förderung des Bundes gemäß § 45a AufenthG, die vom BAMF umgesetzt 
wird, genutzt werden kann. Allgemeinsprachliche Deutschkurse sind nicht 
förderbar. Diese erfolgen gemäß § 43 AufenthaltsG ausschließlich in Inte-
grationskursen, für die das BAMF zuständig ist. Dagegen sind berufsbezogene  
Deutschkurse im Rahmen von § 45 SGB III möglich; sie dienen der Ver-
mittlung bzw. Erweiterung berufsbezogener Deutschkenntnisse, die für die 
Teilnahme an weiterführenden Qualifzierungsangeboten bzw. eine Ausbil-
dungs-/Arbeitsaufnahme erforderlich sind. Die nach § 45 SGB III förderbare  
berufsbezogene Deutschförderung umfasst insbesondere das Erlernen von 
Fachsprache und Fachbegrifen aus einem bestimmten Beruf oder Berufsfeld.  
Sie soll nach den FW 45.12 (6) sowohl mündliche als auch schrifsprachliche 
Inhalte enthalten und darf höchstens acht Wochen dauern. 

Berufsbezogene 
Deutschkurse 

Auch eine sozialpädagogische Begleitung von Teilnehmern in §  45  
SGB III-Maßnahmen ist möglich. Sie wird in der Gesetzesbegründung bereits  
erwähnt: »Notwendige sozialpädagogische Begleitung kann in angemesse-
nem Umfang Bestandteil der Maßnahme zur Aktivierung und berufichen 
Eingliederung sein.« (BR-Drs. 755/08, S. 54) und ist seit Januar 2023 in § 84 
Abs. 1 Nr. 1 SGB III als möglicher Bestandteil von Lehrgangskosten aus-

Sozial­
pädagogische 
Begleitung 

drücklich genannt. 



  

52 C Aktivierung und berufliche Eingliederung 

Eine sozialpädagogische Begleitung kann notwendig sein bei der Aktivie-
rung von Arbeitslosen mit schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen, z. B.
Überschuldeten oder Suchtabhängigen. Aber auch in »normalen« Trainings-
maßnahmen und bei der »nachgehenden Stabilisierung eines Beschäfigungs-
verhältnisses« kann eine sozialpädagogische Begleitung hilfreich sein. 
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II Drei Voraussetzungen 
§ 137 Abs. 1 SGB III 

Alg wegen Arbeitslosigkeit können erwerbsfähige Personen (näher 
dazu g S. 75 f.) nur bekommen, wenn sie die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 
Sie müssen 
§ arbeitslos sein; 
§ sich arbeitslos gemeldet;  
§ die Anwartschafszeit erfüllt haben. 

III Arbeitslos sein 
§ 138 Abs. 1 SGB III 

Arbeitslos für den Bezug von Alg sind Personen, die 
§ weniger als 15 Wochenstunden beschäfigt sind 

(dazu unten g 1); 
§ sich bemühen, die Beschäfigungslosigkeit zu beenden 

(dazu unten g 2); 
§ den Vermittlungsbemühungen der AA zur Verfügung stehen 

(dazu unten g 3). 

1 Wer ist beschäftigungslos? 

1.1 Beschäftigungslosigkeit bei »Voll­Alg« 
§ 138 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 SGB III 

Beschäfigungslos ist, wer gar nicht oder weniger als 15 Stunden 
wöchentlich arbeitet. Auf das Bestehen eines Arbeitsvertrages kommt es 
nicht an. 

Für den Anspruch auf Alg ist der leistungsrechtliche Begrif des Beschäfi-
gungsverhältnisses maßgebend, der sich vom beitrags- bzw. versicherungs-
rechtlichen Begrif unterscheiden kann (s. z. B. BSG vom 24.9.2024 – B 11 
AL 5/23 R). 
Der leistungsrechtliche Begrif des Beschäfigungsverhältnisses bestimmt sich 
danach, ob Arbeitslose ihre Arbeitskraf (noch) einem Dritten unterstellen 
bzw. dessen Direktionsrecht unterliegen. Ob ein Anspruch auf Arbeitsentgelt 
besteht, spielt für den leistungsrechtlichen Begrif des Beschäfigungsver-
hältnisses keine Rolle. 

Beschäfigungslosigkeit kann mithin auch vorliegen, wenn das Arbeitsver-
hältnis zwar noch besteht, die Verpfichtungen aus dem Arbeitsvertrag aber 
ausgesetzt sind. Die für die Praxis wichtigsten Fälle sind: 

Beschäftigungs­
losigkeit und  
Beschäftigungs­
suche und 
Verfügbarkeit 

Grenze: 15 
Wochenstunden 

Beschäftigungs­
losigkeit trotz 
Arbeitsverhältnis 



 

 

 

 
  

 

 

 

 

 
 

 

 

 

58 D Wer bekommt Arbeitslosengeld (Alg)? 

Kündigungs­
schutzklage 

Formgerechte 
Kündigung? 

Beispiel 

Rückkehr ins 
Arbeitsverhältnis 

1.1.1 Kündigung 

Wird ein Arbeitsverhältnis gekündigt, liegt entweder am Tag nach 
Ablauf der Kündigungsfrist oder ab dem Tag der Kündigungserklärung bei 
fristloser Kündigung Beschäfigungslosigkeit in Form einer einseitigen Ver-
weigerung der Entgegennahme der Arbeitsleistung (Arbeitgeber-Kündigung) 
oder der Verweigerung, weiter die Arbeitsleistung zu erbringen (Arbeitneh-
mer-Kündigung), vor. In beiden Fällen sind die Gekündigten beschäfigungs-
los i. S. v. § 138 SGB III und können sich arbeitslos melden. 

Das gilt auch, wenn gekündigte Arbeitnehmer Kündigungsschutzklage erhe-
ben. Solange der Arbeitgeber nicht bereit ist, die Dienste wieder anzunehmen, 
sind die betrofenen Arbeitnehmer beschäfigungslos. Um ihren im Fall der 
Unwirksamkeit der Kündigung entgangenen Lohn (Verzugslohn gemäß § 615 
BGB) zu sichern, müssen sie dem Arbeitgeber ihre Dienstbereitschaf nicht 
aktiv oferieren; sie sollten sich aber auf jeden Fall arbeitsuchend melden, 
auch wenn sie noch keinen Anspruch auf Alg erworben haben (g S. 22 f.). 
Erfolgt außerdem eine Arbeitslosmeldung nach § 141 SGB III, bestimmt diese 
– ungeachtet des Ausgangs der Kündigungsschutzklage – die Bestimmung 
bzw. Berechnung der Anwartschafszeit (g S. 143). 

Nach § 623 BGB bedarf die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses der Schrif-
form, egal von welcher Partei. Kündigungen, die nicht schriflich erfolgen, 
sondern z. B. per E-Mail, Fax, E-Postbrief, SMS, WhatsApp oder mündlich, 
sind unwirksam. Da nach § 623 BGB auch für die Beendigung von Arbeits-
verhältnissen durch Aufebungsvertrag die Schrifform vorgeschrieben ist, 
kann eine mangels Schrifform unwirksame mündliche Kündigungserklärung 
nicht als Angebot auf Abschluss eines Aufebungsvertrags angesehen werden, 
dem der Erklärungsempfänger zustimmen könnte. 
Bei fehlender Schrifform können betrofene Arbeitnehmer die Kündigung 
auch noch nach Ablauf der dreiwöchigen Klagefrist nach § 4 Satz 1 KSchG 
gerichtlich angreifen. 
Bringt eine unwirksame Kündigung die Weigerung, den Arbeitsvertrag zu 
erfüllen, aber zweifelsfrei zum Ausdruck, liegt trotz wirksamen Arbeits-
vertrags Beschäfigungslosigkeit vor. Ggf. besteht dann kein Anspruch auf 
Verzugslohn. 

G. wird auf der Baustelle von einem Vorgesetzten sehr grob zurechtgewiesen. 
Im Streit kündigt er mündlich und verlässt die Baustelle. Der Arbeitgeber 
kündigt schriflich am daraufolgenden Tag ordentlich zum nächstzulässigen 
Termin. Um hier Verzugslohn bis zum Ablauf der Kündigungsfrist zu erhal-
ten, hätte G. seine Arbeitsbereitschaf bekunden müssen. 

Im Fall einer Arbeitslosmeldung nach mündlicher oder sonst unwirksamer 
Arbeitgeber-Kündigung kann die AA zunächst verlangen, dass die Arbeits-
losen eine Erklärung des Arbeitgebers beibringen, dass dieser die Arbeits-
leistung auch weiterhin bzw. bis zu einer wirksamen Kündigung nicht an-
nehmen werde. Bei einer unwirksamen Eigenkündigung oder einem bloßen 
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Fernbleiben von der Arbeit kann die AA vor Prüfung eines Alg-Anspruchs 
eine Wiederaufnahme der Tätigkeit verlangen, es sei denn, es liegt ein wich-
tiger Grund vor, der die Wiederaufnahme unzumutbar macht, z. B. wegen 
massiven Mobbings; Verfügbarkeit besteht trotz unwirksamer Kündigung 
allerdings nur, wenn sich die Betrofenen ohne Einschränkung der Arbeits-
vermittlung zur Verfügung stellen und bereit sind, ein neues Arbeitsverhältnis 
einzugehen (SG Dortmund vom 10.10.2016 – S 31 AL 84/16; LSG Nieder-
sachsen-Bremen vom 24.10.2017 – L 11 AL 9/15). 

Gekündigte Arbeitnehmer haben bei Anfechtung der Kündigung aus §§ 611, 
242 BGB i. V. m. Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG Anspruch auf arbeitsver-
tragsgemäße Beschäfigung über den Ablauf der Kündigungsfrist oder bei 
einer fristlosen Kündigung über deren Zugang hinaus. Der Anspruch greif 
bis zum rechtskräfigen Abschluss des Kündigungsschutzprozesses, wenn die 
Kündigung wahrscheinlich unwirksam ist und überwiegende schutzwerte In-
teressen des Arbeitgebers einer Prozess-Beschäfigung nicht entgegenstehen 
(statt vieler LAG Hessen vom 19.11.2024 – 4 SLa 127/24). Einen Eilantrag 
oder eine Klage auf Weiterbeschäfigung kann die AA aber nicht als Bedin-
gung für einen Anspruch auf Alg fordern. § 157 Abs. 3 SGB III gibt einen 
Anspruch auf Alg trotz geltend gemachten Arbeitsentgelts (Gleichwohlge-
währung g S. 387 f.). 

Zum Annahmeverzug bei Ablehnung einer Prozessbeschäfigung s. BAG 
vom 29.3.2023 – 5 AZR 255/22. 

Kündigt ein Arbeitgeber fristlos und hilfsweise ordentlich, kann er für den 
Fall der Unwirksamkeit der fristlosen Kündigung zur Vermeidung einer 
Kumulation von Annahmeverzugs- und Urlaubsabgeltungsansprüchen vor-
sorglich den Urlaub in der Kündigungsfrist gewähren. Er muss dann aber die 
Urlaubsvergütung vor Antritt des Urlaubs zahlen oder verbindlich zusagen. 
Eine solch vorsorgliche Urlaubsanordnung verstößt nicht gegen Art. 7 Abs. 1 
RL 2003/88/EG. Dem Erholungszweck des Urlaubs steht nicht entgegen, 
dass die Gekündigten nach der hauptsächlich ausgesprochenen fristlosen 
Kündigung bei Arbeitslosmeldung für Vermittlungsbemühungen der AA 
zur Verfügung stehen müssen oder bei einer Arbeitssuchendmeldung Mit-
wirkungspfichten unterliegen (LAG Baden-Württemberg vom 4.9.2019 – 4 
Sa 15/19). 

1.1.2 Widerrufliche Freistellung 

Die widerrufiche Freistellung spielt meist in Zusammenhang mit 
vorübergehenden Leistungseinschränkungen eine Rolle. 
Größere Bedeutung hatte sie in der »Corona-Phase« erlangt für Beschäfige in 
Gesundheitsberufen, die sich nicht impfen lassen wollten. Die widerrufiche 
Freistellung bis zum Nachweis einer Impfung war hier rechtmäßig (statt vieler 
BAG vom 19.6.2024 – 5 AZR 249/23; LAG Türingen vom 24.7.2024 – 4 Sa 
369/22). Dennoch ist die mit der Freistellung verbundene Untätigkeit ohne 

Weiter­
beschäftigungs 

anspruch 

Vorsorgliche 
Urlaubs­
gewährung 

Corona­Fälle 
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Leidensgerechter 
Arbeitsplatz 

Schadensersatz 
statt Verzugslohn 

Stufenweise 
Wieder­

eingliederung 

Fehlender 
Arbeitsplatz 

Arbeitsentgeltanspruch kein Fall der Arbeitslosigkeit i. S. v. § 138 Abs. 1 Nr. 1 
SGB III; das Arbeitsverhältnis besteht ja fort und der Arbeitgeber hat die 
sofortige Weiterbeschäfigung nach Vorlage eines Impfnachweises angeboten. 
Allenfalls haben die Betrofenen Bürgergeld beziehen können. 

Kann der Arbeitgeber die Arbeitnehmer wegen gesundheitlicher Probleme 
nicht mehr auf dem bisherigen Arbeitsplatz einsetzen, aber auch nicht sofort 
einen leidensgerechten Arbeitsplatz anbieten, bedeutet eine vorübergehende 
Nichtarbeit keine Beschäfigungslosigkeit i. S. v. § 138 Abs. 1 Nr. 1 SGB III, so-
lange sich die widerrufich freigestellten Arbeitnehmer bereithalten müssen, 
ihre bisherige oder eine andere arbeitsvertraglich mögliche Tätigkeit wieder 
aufzunehmen. Ob diese Situation vorliegt, muss im Fall einer Arbeitslosmel-
dung die AA, ggf. das Sozialgericht, im Rahmen einer Gesamtwürdigung der 
tatsächlichen Verhältnisse im Einzelfall feststellen. 
Meist sichert in diesem Fall das Krankengeld die Betrofenen ab. Sind Ar-
beitnehmer ohne Krankengeldanspruch beschäfigungslos, weil sie weder auf 
ihrem alten Arbeitsplatz noch im Rahmen des Direktionsrechts auf einem 
anderen Arbeitsplatz eingesetzt werden können (s. dazu LSG Sachsen-Anhalt 
vom 28.1.2010 – L 2 AL 65/06), setzt ein Anspruch auf Alg entweder eine 
nicht nur vorübergehende, volle Erwerbsminderung bei Aussteuerung des 
Krankengeldes voraus (§ 145 SGB III, g S. 107 f.) oder ein Restleistungs-
vermögen, das eine reguläre Arbeit im Umfang von mindestens 15 Stunden 
wöchentlich noch ermöglicht. 

Unterlässt es der Arbeitgeber schuldhaf, Arbeitnehmern eine leidensgerechte 
und vertragsgemäße Arbeit zuzuweisen, führt das statt Verzugslohnansprü-
chen lediglich zu einem Anspruch der Arbeitnehmer auf Schadensersatz nach 
§ 280 Abs. 1 BGB oder § 823 Abs. 2 BGB (BAG vom 14.10.2020 – 5 AZR 
649/19; s. auch LAG Hessen vom 8.11.2024 – 10 SLa 391/24). 

Eine (noch) bestehende Arbeitsunfähigkeit (AU) schließt den Bezug von Alg 
nicht aus, wenn sich die AU nur auf die arbeitsrechtlich geschuldete Tätigkeit 
bezieht, d. h. wenn trotz der AU die Aufnahme zumutbarer, anderweitiger 
Tätigkeiten von zumindest 15 Stunden wöchentlich (Verfügbarkeit nach 
§ 138 Abs. 5 SGB III) nicht ausgeschlossen ist. Nehmen krankgeschriebene 
Arbeitnehmer einen Arbeitsversuch gemäß § 74 SGB V oder § 44 SGB IX 
(sog. stufenweise Wiedereingliederung) auf, bleiben sie ungeachtet der Dauer 
des versuchten Wiedereinstiegs beschäfigungslos und können, wenn der An-
spruch auf Krankengeld erschöpf ist, Alg beanspruchen (BSG vom 21.3.2007 
– B 11a AL 31/06 R und vom 17.12.2013 – B 11 AL 20/12 R). Auch nach den 
FW 138.1.1. (7) (Stand Dezember 2024) ändert die Aufnahme einer Tätigkeit 
zur stufenweisen Wiedereingliederung – unabhängig von der Stundenzahl – 
nichts am Fortbestehen der Beschäfigungslosigkeit. 

Die tatsächliche Nichtbeschäfigung im Rahmen einer widerrufichen 
Freistellung aufgrund der fehlenden Beschäfigungsmöglichkeiten in einem 
abzuwickelnden Unternehmen ist keine Beschäfigungslosigkeit i. S. v. § 138 
Abs. 1 Nr. 1 SGB III, wenn der Arbeitgeber noch Möglichkeiten einer einver-
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nehmlichen Beendigung des Arbeitsverhältnisses prüf und ggf. verhandelt 
und Alternativen zu Änderungskündigungen in Erwägung zieht. Erst wenn 
die Aufnahme einer Beschäfigung unter keinen Umständen in Betracht 
kommt, z. B. weil die Firma faktisch nicht mehr existiert, kann Beschäfi-
gungslosigkeit und ggf. ein Anspruch auf Alg bestehen (BSG vom 4.7.2012 
– B 11 AL 16/11 R). 
Ebenso, wenn sich das fortbestehende Arbeitsverhältnis als »leere Hülse« 
erweist, d. h. eine Wiederbelebung des Arbeitsverhältnisses nicht zu erwar-
ten ist; dann kommt den Erklärungen des Arbeitgebers zu seiner weiterhin 
bestehenden Verfügungsbefugnis und seinem Verfügungswillen oder der 
Arbeitnehmer zu ihrer fortbestehenden Dienstbereitschaf keine, die Beschäf-
tigungslosigkeit und Verfügbarkeit ausschließende Bedeutung zu (BSG vom 
12.9.2019 – B 11 AL 20/18 R m. w. N.). 

1.1.3 Unwiderrufliche Freistellung 

Eine unwiderrufiche Freistellung, egal ob einvernehmlich verein-
bart oder vom Arbeitgeber verfügt, führt zur leistungsrechtlichen Beschäf-
tigungslosigkeit. Bestehen Zweifel, ob der Arbeitgeber bei Bedarf oder im 
Notfall doch noch auf die Arbeitskraf zurückgreifen will, kann die AA eine 
ausdrückliche Erklärung der Unwiderrufichkeit vor der Gewährung von 
Alg verlangen (BAG vom 19.5.2009 – 9 AZR 433/08; zu einem Streit, ob eine 
widerrufiche Freistellung eigentlich unwiderrufich sein sollte, s. LSG NRW 
vom 23.2.2010 – L 1 AL 9/09). Hat der Arbeitgeber die Unwiderrufichkeit 
nicht oder verspätet erklärt, kann ein darauf beruhender Verlust von Alg zu 
einem Schadensersatzanspruch gegen den Arbeitgeber führen. Dieser ist kraf 
seiner vertraglichen Fürsorgepficht zur Freistellung verpfichtet, wenn er 
keine Arbeit mehr zuweisen kann oder will. Der Arbeitgeber darf vor Abgabe 
einer Freistellungserklärung aber berücksichtigen, ob er sich gegenüber der 
AA ersatzpfichtig macht (BAG vom 10.7.1991 – 5 AZR 383/90). 

Meist werden unwiderrufiche Freistellungen in Zusammenhang mit einer Freistellung 
Kündigung oder dem Abschluss eines Aufebungsvertrages verfügt/verein- bestimmt 
bart und sehen bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine Fortzahlung Sperrzeitbeginn 

der Vergütung und die Anrechnung von Urlaubs- und Freizeitansprüchen 
vor. Die Arbeitslosmeldung mit Antrag auf Alg erfolgt demgemäß i. d. R. erst 
nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Dennoch beginnt eine etwaige 
Sperrzeit nach § 159 Abs. 1 Nr. 1 SGB III zu Beginn der unwiderrufichen 
Freistellung (näher dazu g S. 345 f.). 

Obwohl der Alg-Anspruch für Zeiträume mit Anspruch auf Arbeitsentgelt Anwartschaft 
ruht (§ 157 Abs. 1 SGB III), kann eine Arbeitslosmeldung mit Alg-Antrag sichern 

zu Beginn der unwiderrufichen Freistellung nötig sein, um eine Anwart-
schafszeit (mindestens 12 Monate Versicherungszeit in der Rahmenfrist) zu 
sichern. Dass der Anspruch zunächst ruht, verhindert nicht die Entstehung 
des Alg-Anspruchs als Stammrecht. 
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Beispiel 

Alt­Anspruch 
sichern 

 

 

 

 

 

  

 
 
 

 

 
 
 
 

 

Beispiel 

Freistellung statt 

Abfindung? 

K. war vom 1.1.2021 bis zum 31.3.2023 versicherungspfichtig beschäfigt. 
Er hatte zum 31.3. gekündigt, um ab 1.4.2023 ein Studium zu beginnen. 
Nach Abbruch des Studiums im Oktober 2024 nahm K. zum 1.11.2024 eine 
versicherungspfichtige Beschäfigung auf, die mit Aufebungsvertrag und 
unwiderruficher Freistellung gegen Entgeltfortzahlung ab 1.2.2025 zum 
31.3.2025 endete. Meldete sich K. zum 1.4.2025 arbeitslos, liefe die Rahmen-
frist vom 31.3.2025 bis zum 1.10.2022. Innerhalb dieser Rahmenfrist liegen 
nur 6 + 5 Monate Versicherungszeit, d. h. ein Alg-Anspruch besteht mangels 
Erfüllung der Anwartschafszeit nicht; es fehlen noch 30 Tage. Meldet sich 
K. zum 1.2.2025 arbeitslos, ist die Anwartschafszeit in der Rahmenfrist vom 
31.1.2025 bis 1.8.2022 mit 8 + 4 Monaten erfüllt. 

Um einen alten Restanspruch auf Alg noch abrufen zu können, muss dieser 
Anspruch vor Ablauf der 4-Jahresfrist »geltend gemacht werden« (§ 161 
Abs. 2 SGB III). Eine wirksame Geltendmachung setzt nach Rechtsprechung 
des BSG einen Alg-Auszahlungsanspruch voraus. Ein bloß ruhender An-
spruch genüge nicht (BSG vom 21.3.1990 – 7 RAr 36/88 und vom 7.5.2009 
– B 11 AL 72/08 B). Ist die unwiderrufiche Freistellungsphase nicht voll 
mit einem Entgeltanspruch abgedeckt und ist auch keine Sperrzeit realisiert 
worden, ist rechtzeitig zu prüfen, ob ein Erlöschen des Alt-Anspruchs droht. 

S. hatte am 1.3.2021 einen Alg-Anspruch von 360 Kalendertage erworben. 
Davon verbraucht er wegen Arbeitslosigkeit vom 1.3. bis 31.9.2021 210 Tage 
(§ 154 i. V. m. § 148 Abs. 1 Nr. 1 SGB III). Ab 1.10.2021 beendet er die Ar-
beitslosigkeit durch Einstieg in eine Firma seines Bruders als selbstständig 
tätiger Teilhaber. Diese Tätigkeit endet Ende Mai 2024, weil S. ab 1.6.2024 eine 
versicherungspfichtige Beschäfigung aufnimmt. Die Beschäfigung wird 
zum 31.3.2025 gekündigt mit unwiderruficher Freistellung ab 1.2.2025 ohne 
Fortzahlung einer Vergütung, weil S. nach schon ausgeschöpfem Urlaubs-
anspruch eine Auszeit nehmen will. Mit der Beschäfigung vom 1.6.2024 bis 
31.1.2025 erfüllt S. keine Anwartschafszeit für einen neuen Alg-Anspruch. 
Den am 1.3.2021 entstandenen Anspruch kann er noch bis einschließlich 
1.3.2025 geltend machen, ab 2.3.2025 erlischt der Anspruch wegen Ablaufs 
der Vier-Jahres-Frist und kann dann nicht mehr abgerufen werden. Meldet 
sich S. nach Eintritt der Beschäfigungslosigkeit am 1.2.2025 arbeitslos, kann 
er die Wiederbewilligung der noch nicht verbrauchten Anspruchstage aus 
2021 (150 Tage) beantragen. Die Auszahlung des Alg erfolgt dann ab 1.2.2025, 
sofern S. sich für die Arbeitsvermittlung zur Verfügung stellt. 

Wird eine Abfndung in eine Verlängerung des Arbeitsverhältnisses mit un-
widerruficher Freistellung umgewandelt, ist darin nach LSG Baden-Würt-
temberg vom 27.4.2023 – L 12 AL 331/23 kein missbräuchliches Verhalten zu 
sehen. Die zugelassene Revision zur Frage, ob es den Arbeitsvertragsparteien 
freisteht, eine Abfndung in Arbeitsentgelt umzuwandeln, sowie die Frage, wie 
lange bei einer unwiderrufichen Freistellung ein versicherungsrechtliches 
Beschäfigungsverhältnis fortbestehen kann, wurde nicht eingelegt. 
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Häufg wird in Zusammenhang mit Freistellungen vereinbart, dass der Ar-
beitgeber den Arbeitnehmer »unter Anrechnung auf Urlaubsansprüche von 
der Verpfichtung zur Arbeitsleistung freistellt«; das ist grundsätzlich eine 
zulässige Form der Urlaubsgewährung mit Anspruch auf Urlaubsgeld (BAG 
20.8.2019 – 9 AZR 468/18). Notwendig ist allerdings die endgültige Befreiung 
des Arbeitnehmers von der Arbeitspficht (BAG 10.02.2015 – 9 AZR 455/13). 
Eine unter dem Vorbehalt des Widerrufs stehende Freistellung erfüllt den 
Urlaubsanspruch nicht, sondern führt nach Ende des Arbeitsverhältnisses 
zu einem Anspruch auf Urlaubsabgeltung (zur Auswirkung der Urlaubsab-
geltung auf den Alg-Anspruch g S. 379 f.). 

Das LSG Sachsen vom 30.6.2016 – L 3 AL 130/14 hat die von der AA festge-
setzte Sperrzeit auf eine Arbeitslosmeldung nach halbjährlicher, unbezahlter 
Freistellung eines Arbeitnehmers bestätigt. Die Umwandlung eines bestehen-
den Beschäfigungsverhältnisses ohne Aussetzzeiten in ein solches mit Aus-
setzzeiten sei als sperrzeitrelevante »Lösung des Beschäfigungsverhältnisses« 
i.S.v. § 159 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB III zu werten; ein wichtiger Grund für die 
unbezahlte Freistellung liege nicht vor. 

1.1.4 Freistellung nach Altersteilzeitgesetz oder zum Aufbrauchen 
von Wertguthaben 

Beruht die tatsächliche Beschäfigungslosigkeit darauf, dass sich 
Personen in der Freistellungsphase im Blockmodell nach dem Altersteil-
zeitgesetz befnden oder ein Zeitguthaben gemäß der §§ 7b f. SGB IV ver-
brauchen, sind sie leistungsrechtlich dennoch erst nach Ende des Arbeits-
verhältnisses beschäfigungslos (BSG vom 21. 7. 2009 – B 7 AL 6/08 R und 
vom 22.9.2022 – B 11 AL 31/21 R). Wird das Arbeits-/Altersteilzeitverhältnis 
in der Freistellungsphase des Arbeitszeitmodells vorzeitig beendet, kann 
Beschäfigungslosigkeit im leistungsrechtlichen Sinne vorliegen. Dies ist 
u. a. der Fall, wenn das Wertguthaben in einem Betrag ausgezahlt wird. Das 
Beschäfigungsverhältnis ist in diesen Fällen spätestens im Zeitpunkt der 
Einmalzahlung beendet (FW 138.1.1 (4) Stand 1.3.2026). 

Ebenfalls keine Beschäfigungslosigkeit besteht, wenn während einer bis 
zu dreimonatigen Freistellung Arbeitsentgelt aus einer Vereinbarung zur 
fexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit oder 
dem Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen fällig ist 
(§ 7 Abs. 1a Satz 2 SGB IV). Damit soll in Wirtschafs- und Finanzkrisen die 
Möglichkeit bestehen, nicht zweckgebundene Arbeitszeitkonten mit Zeitgut-
haben abzubauen oder bestehende Kontenvereinbarungen zu nutzen, um mit 
Minussalden Entlassungen zu vermeiden. 

Erhalten Arbeitnehmer bei vereinbarter Altersteilzeit während der Freistel-
lungsphase nicht die vereinbarte Vergütung und bringen sie, z. B. durch die 
Arbeitslosmeldung, zum Ausdruck, die Verfügungsgewalt des Arbeitgebers 

Urlaubsentgelt 
oder ­abgeltung? 

Freistellungs­
Sperrzeit 

Flexi­
Vereinbarung 

Störfall bei 
Altersteilzeit 
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nicht mehr anzuerkennen, liegt Beschäfigungslosigkeit vor (LSG NRW vom 
11.2.2019 – L 20 AL 249/16; s. auch FW 138.1.1 (4)). 

1.1.5 Beurlaubung 

Eine Beurlaubung führt zu einer leistungsrechtlichen Beschäfi-
gungslosigkeit, wenn die Beurlaubten durch keine Bindung daran gehindert 
sind, ein zumutbares, anderes Arbeitsverhältnis aufzunehmen. Sie müssen 
dann zur Erlangung von Alg nicht kündigen (BSG vom 21.10.1999 – B 11 
AL 21/99 R: Beurlaubte Beamtin mit der Genehmigung, anderweitige Be-
schäfigungen ausüben zu können). Ist die Beurlaubung dagegen mit der Ein-
schränkung erfolgt, dass eine anderweitige Erwerbstätigkeit nicht gestattet ist, 
kann Alg trotz erklärter Bereitschaf, im Fall des Angebots einer Arbeitsstelle 
das ruhende Arbeitsverhältnis sofort beenden zu können, nicht beansprucht 
werden. Hier dürfe es auch regelmäßig an einem ernsthafen Willen fehlen, 
ein Arbeitsangebot anzunehmen und selbst intensiv nach Arbeit zu suchen 
(LSG Bayern vom 26. 3. 2009 – L 10 AL 203/06: Halbjährige Beurlaubung 
mit der Maßgabe, dann einen Aufösungsvertrag zu schließen). 

1.1.6 Aussetzzeiten im fortbestehenden Arbeitsverhältnis 

Haben die Arbeitsvertragsparteien vereinbart, dass wegen der 
Besonderheit der zu leistenden Arbeit der Arbeitgeber in Zwischenzeiten 
ohne Einsatzmöglichkeit auf einen Arbeitseinsatz verzichtet und mit einer 
anderweitigen Arbeitsaufnahme, auch wenn sie zum Verlust der bisherigen 
Arbeit führt, einverstanden ist, besteht in den einsatzfreien Zwischenzeiten 
eine § 138 Abs. 1 Nr. 1 SGB III genügende Beschäfigungslosigkeit. Dies hat 
das BSG vom 10.9.1998 – B 7 AL 96/97 R im Fall einer Mensa-Kantinenkraf 
entschieden, die nach vertraglicher Abrede während der Semesterferien kein 
Arbeitsentgelt und keinen Urlaub erhielt und aus der Sozialversicherung 
abgemeldet wurde. An die Ernsthafigkeit einer anderweitigen Beschäfi-
gungssuche sind in solchen Fällen aber hohe Anforderungen zu stellen. 

1.1.7 Lückenhafte Beschäftigung 

Werden Arbeitnehmer regelmäßig auf der Grundlage jeweils neu 
abgeschlossener, befristeter Arbeitsverträge bei demselben Arbeitgeber be-
schäfigt, stellen sich für die Arbeitslosenversicherung zwei Fragen: 
§ Sind die Betrefenden in den Zeiträumen zwischen den Arbeitseinsätzen 

leistungsrechtlich beschäfigungslos und verfügbar? 
§ Wenn ja, handelt es sich bei den jeweils vereinbarten Arbeitseinsätzen 

um versicherungsfreie unständige oder geringfügige Beschäfigungen? 
Näher dazu g S. 175 f., g S. 178 f. 
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Maßgeblich für die Beurteilung, ob trotz wiederholter Arbeitseinsätze bei dem-
selben Arbeitgeber zwischenzeitliche Beschäfigungslosigkeit vorliegt, sind die  
zwischen den Beteiligten getrofenen Vereinbarungen und die tatsächliche  
Ausgestaltung der Beziehungen, insbesondere, ob sich die »Arbeitnehmer«  
für weitere Einsätze bereit halten, ob sie einzelne Einsätze ablehnen können,  
wie häufg und in welchen Abständen sie zur Arbeitsleistung herangezogen  
werden. Sind die Tage der Beschäfigung im Voraus fest vereinbart, kann in  
den beschäfigungsfreien Tagen Beschäfigungslosigkeit vorliegen, insbeson-
dere wenn das Entgelt für die Beschäfigungstage zum Lebensunterhalt nicht  
ausreicht (LSG Sachsen-Anhalt vom 16.2.2012 – L 2 AL 42/08: Mitarbeiter im  
technischen Bereich bei bestimmten Produktionen; LSG Berlin-Brandenburg  
vom 4.6.2015 – L 8 AL 21/12: Servicekraf für Catering; BSG vom 11.3.2024 – B  
11 AL 5/13 R zu einem Fall fehlender Schutzbedürfigkeit).  

Kein Dauer­
arbeitsverhältnis 

Liegt nach Wertung der jeweiligen Umstände des Einzelfalls kein Dauerar-
beitsverhältnis vor, d.  h. sind die nur phasenweise Beschäfigten zwischenzeit-
lich beschäfigungslos, können sie – wenn sie die versicherungsrechtlichen 
Voraussetzungen (Anwartschaf) erfüllen, Alg beanspruchen; allerdings nur, 
wenn sie auch bereit sind, in den Zwischenphasen ohne Arbeitseinsatz zu-
mutbare, andere Beschäfigungen aufzunehmen, auch wenn dies weitere  
Einsätze in der bisherigen Tätigkeit ausschließt. 

Für ein Dauerarbeitsverhältnis mit Lücken bzw. eine leistungsrechtlich dau-
erhaf bestehende Beschäfigung ist ungeachtet zahlreicher, der jeweiligen 
Tätigkeit geschuldeter Details kennzeichnend, dass solchermaßen Beschäf-
tigte entweder aus einem Pool abrufereiter Mitarbeiter einen Dauerbedarf 
des Arbeitgebers an Arbeitskräfen abdecken oder in Rahmenverträgen zu 
wiederholten Arbeitseinsätzen verpfichtet werden. 

Dauerarbeits­
verhältnis 

Nach den FW 27.3.1 (6) (Stand Mai 2024) sind typische Merkmale einer  
Dauerbeschäfigung, wenn 
§ sich einzelne Arbeitseinsätze von Beginn an in regelmäßigen zeitlichen 

Abständen vereinbarungsgemäß wiederholen und eine Verfügungsbereit-
schaf zwischen den Arbeitseinsätzen möglich ist; 

§ den Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein (Rahmen-) 
Arbeitsvertrag oder eine sonstige – auch stillschweigende – Abrede zu-
grunde liegt, dass die Rechtsbeziehung auf Dauer angelegt sein soll (z.  B. 
durch die Aufnahme in einen Kreis immer wieder Beschäfigter oder zur 
Verfügung stehender Personen) und sich der Arbeitnehmer verpfichtet 
– in einem typischen oder atypischen Abrufverhältnis –, regelmäßig für 
Arbeitseinsätze zur Verfügung zu stehen, deren Zeitpunkte nicht von  
vornherein feststehen; 

§ Einzelarbeitsverträge zur Umgehung einer ständigen Beschäfigung ab-
geschlossen werden oder wenn der Arbeitgeber mit Hilfe von Einzel-
arbeitsaufrägen keinen Spitzenbedarf, sondern einen Dauerbedarf an  
Arbeitskräfen deckt. 
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Kreativberufe 

Schauspieler/ 

Musiker 

Auftrittsproben 

Insbesondere bei Arbeiten für Rundfunk, Fernsehen und im Filmgeschäf 
sind Beschäfigungsverhältnisse mit Einsatzlücken wiederholt Gegenstand 
sozialgerichtlicher Verfahren geworden; häufg kommt noch der Streit dazu, 
ob es sich um eine abhängige Beschäfigung oder selbstständige Tätigkeit 
handelt (zu Kameramann/-frau: LSG Berlin Brandenburg vom 27.4.2016 
– L 18 AL 117/15, vom 7.12.2020 – L 18 AL 99/19, vom 3.6.2021 – L 14 
AL 91/17 und vom 3.6.2021 – L 14 AL 2/17; BayLSG vom 22.4.2021 – L 
14 R 5052/17; LSG Baden-Württemberg vom 19.7.2022 – L 9 BA 4231/18; 
BSG vom 12.12.2023 – B 12 R 12/21 R; s. auch LAG Rheinland-Pfalz vom 
14.3.2019 – 2 Sa 285/18; LSG Hamburg vom 14.6.2023 – L 2 AL 22/21: Auto-
rin, Realisatorin und Reporterin für Rundfunk- und Fernsehanstalt, bestätigt 
von BSG vom 16.7.2025 – B 11 AL 8/23 R; LSG Berlin-Brandenburg vom 
22.2.2024 – L 4 BA 102/19: Szenenbildner für einen Fernsehflm; LSG Nieder-
sachsen-Bremen vom 24.10.2024 – L 12 BA 9/23: Hörfunkreporter bei einer 
Rundfunkanstalt; LSG Hessen vom 26.8.2021 – L 8 BA 46/20: Filmeditor; LSG 
NRW vom 30.11.2022 – L 8 R 597/17: Editor für Real-Life-Fernsehformate; 
LSG Berlin-Brandenburg vom 25.6.2021 – L 28 BA 110/18: Szenenbildnerin/ 
Filmarchitektin; LSG NRW vom 22.5.2024 – L 8 BA 219/19: Schauspieler, 
Autor, Musiker, Hörspiel-, Synchron- und Of-Sprecher). 

Musiker und Schauspieler werden häufg mit Gastspielverträgen für bestimm-
te Aufritte oder Rollen verpfichtet. Hier ist zur Beurteilung der Beschäf-
tigungslosigkeit außerhalb der unmittelbaren Aufrittszeiten entscheidend, 
welches Arbeitspensum daneben noch anfällt (s. dazu LSG Berlin-Branden-
burg vom 30. 11. 2006 – L 8 AL 110/05; SG Berlin vom 30. 5. 2008 – S 58 
AL 307/08). Anhaltspunkte für eine Prüfung der tatsächlichen Einbindung 
können für Bühnenkünstler dem Besprechungsergebnis der Spitzenver-
bände zur versicherungsrechtlichen Beurteilung von Film- und Fern-
sehschauspielern vom 21.11.2018 entnommen werden. In jedem Fall ist 
aber zu beachten, dass leistungsrechtlich die tatsächlichen Verhältnisse aus-
schlaggebend sind; weichen sie von den vertraglichen Absprachen ab – wird 
z. B. der nur für eine Gastrolle verpfichtete Schauspieler tatsächlich auch als 
Krankheitsvertretung abgerufen – kann ein Alg-Anspruch für die gesamte 
Dauer der Gastspielverpfichtung entfallen. Ob dann die gesamte Zeit auch 
als Versicherungszeit für einen späteren Alg-Anspruch gilt, ist gesondert, 
beitragsrechtlich, zu prüfen. 

Bei der Beschäfigung von Künstlern durch ein Teater mit Proben und 
mehreren Vorstellungen können auch die zwischen den Proben und den 
einzelnen Vorstellungen liegenden Zeiten Versicherungszeiten sein (BSG 
vom 20.3.2013 – B 12 R 13/10 R; siehe auch SächsLSG vom 12.2.2015 – L 3 
AL 142/12 und vom 29.1.2024 – L 9 BA 7/18; LSG Berlin-Brandenburg vom 
21.1.2019 – L 18 AL 79/16 und vom 22.3.2023 – L 16 BA 31/20). 
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1.1.8 Wiedereinstellungszusage 

Hat der Arbeitgeber eine Wiedereinstellung zugesagt, z. B. bei 
witterungsabhängigen Beschäfigungen, bei Saisonarbeiten, bei Aufrags-
fauten, liegt regelmäßig Beschäfigungslosigkeit vor; zweifelhaf kann die 
Bereitschaf, andere Arbeit aufzunehmen, also die subjektive Verfügbarkeit 
sein. Mit der Wiedereinstellungszusage allein kann Beschäfigungslosigkeit 
vor der erneuten Einstellung aber nicht verneint werden. Das LSG Hessen 
vom 15.12.2008 – L 9 AL 131/07 hat Beschäfigungslosigkeit und Verfügbar-
keit sogar in einem Fall anerkannt, in dem nach betrieblicher Übung eine 
Wiedereinstellung zu den zuvor bestehenden Arbeitsbedingungen unter 
Anrechnung der früher abgeleisteten Arbeitszeit und der bisherigen Dauer 
der Betriebszugehörigkeit zugesagt worden war. 

1.1.9 Probearbeit/Einfühlungsverhältnis/Praktikum 

Ein Probearbeitsverhältnis liegt vor, wenn der Arbeitgeber Be-
werber anweist, bestimmte Arbeitszeiten einzuhalten, konkrete Tätigkeiten 
auszuüben oder bestimmte Arbeitsorte aufzusuchen. Da die Probearbeit in 
diesen Fällen den Abschluss eines Arbeitsvertrages vorbereiten soll, endet die 
leistungsrechtliche Beschäfigungslosigkeit ab Beginn der Probearbeit, auch 
wenn es nicht zum Abschluss eines Arbeitsvertrages kommt. Anspruch auf 
Alg besteht nicht (mehr), es sei denn, der avisierte Arbeitsvertrag war auf 
eine Arbeitszeit von weniger als 15 Stunden wöchentlich angelegt; dann ist 
eine Vergütung der Probearbeit gemäß § 155 SGB III als Nebeneinkommen 
auf das Alg anzurechnen. Haben Arbeitsuchende nur einen unentgeltlichen 
Probearbeitstag absolviert, endet die Beschäfigungslosigkeit erst, wenn es 
zum Abschluss des Arbeitsvertrages kommt. 

Dreitägige Mitarbeit in einem Call-Center für jeweils acht Stunden nach 
Vorgabe von Arbeitsabläufen durch den Arbeitgeber (LAG Düsseldorf vom 
6.7.2007 – 9 Sa 598/07); dreitägige Mitarbeit in der Vormittagsschicht eines 
Backwarenverkaufs im Bahnhof in Berufskleidung (LAG Baden-Württem-
berg vom 25.4.2007 – 13 Sa 129/05). 

Zum Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung bei nur eintägiger Probe-
arbeit s. BSG vom 20.8.2019 – B 2 U 1/18 R; BayLSG vom 28.7.2020 – L 3 
U 117/18. 

Ein Probearbeitsverhältnis kann auch als zeit- oder zweckbefristetes Arbeits-
verhältnis oder als vorgeschaltete Probezeit im Rahmen eines unbefristeten 
Arbeitsverhältnisses vereinbart werden. Der Erprobungszweck ist als sach-
licher Grund i. S. v. § 14 Abs 1 Satz 2 Nr. 5 TzBfG anerkannt. Die Befristung 
muss schriflich vereinbart werden (§ 14 Abs 4 TzBfG). Soweit keine oder 
eine nicht eindeutige Befristungsabrede getrofen wurde, ist im Zweifel die 
Probezeit als Beginn eines Arbeitsverhältnisses auf unbestimmte Zeit an-
zusehen (statt vieler LAG Rheinland-Pfalz vom 5.8.2015 – 7 Sa 170/15). 

Probearbeit 

Beispiel 

Befristung 
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Einfühlungs­
verhältnis 

Beispiel 

Praktikum 

Die Beschäfigungslosigkeit i. S. v. § 138 Abs. 1 Nr. 1 SGB III endet hier erst 
recht ab Beginn der Probearbeit. Die Vereinbarung einer Probezeit, die der 
Gesamtdauer eines befristeten Arbeitsverhältnisses entspricht, ist in der Regel 
unverhältnismäßig und damit unwirksam. Das Arbeitsverhältnis ist dann 
nach BAG vom 5.12.2024 – 2 AZR 275/23 ordentlich kündbar, allerdings 
nicht in der kurzen Frist des § 622 Abs. 3 BGB. 

Die Vereinbarung eines so genannten Einfühlungsverhältnisses ohne Ver-
gütungsanspruch und ohne Arbeitspficht der potenziellen Arbeitnehmer 
ist kraf Vertragsfreiheit grundsätzlich zulässig. Dabei ist unter einem Ein-
fühlungsverhältnis ein ganz loses Rechtsverhältnis eigener Art zu verstehen, 
welches sich von einem Arbeitsverhältnis – insbesondere auch von dem Pro-
bearbeitsverhältnis – dadurch unterscheidet, dass die in den Betrieb aufge-
nommenen potenziellen Arbeitnehmer während der Einfühlungsphase keine 
Pfichten übernehmen, insbesondere keine Arbeitspficht haben, da sie nicht 
dem Direktions- oder Weisungsrecht des potenziellen Arbeitgebers unter-
liegen, sondern lediglich dem Hausrecht des Betriebsinhabers unterstehen. 
Zweck eines so genannten Einfühlungsverhältnisses ist es im Allgemeinen, 
die Voraussetzungen der Zusammenarbeit für das potenzielle spätere Ar-
beitsverhältnis zu klären, also insbesondere den künfigen Arbeitnehmern 
die Möglichkeit zu geben, die betrieblichen Gegebenheiten kennen zu lernen 
(s. z. B. LAG Rheinland-Pfalz vom 11.8.2020 – 6 Sa 500/19). Da das Einfüh-
lungsverhältnis jederzeit von beiden Seiten abgebrochen werden kann, hebt 
es die leistungsrechtliche Beschäfigungslosigkeit nicht auf. Dauert die Ken-
nenlernphase länger als eine Woche, sind Zweifel angebracht, ob es sich noch 
um ein bloßes Kennenlernen ohne Arbeitseinsatz handelt (s. dazu LSG NRW 
vom 28.9.2017 – L 9 AL 164/15; LSG Hamburg vom 26.7.2023 – L 2 AL 12/22). 

Einfühlungsverhältnis: Einige Tage Mitarbeit in einem neu eröfneten Bistro 
nach der Vereinbarung, dass in dieser Zeit Eignung und Befähigung praktisch 
überprüf werden und nur eine Fahrtkostenerstattung erfolgt (LAG Rhein-
land-Pfalz vom 24.5.2007 – 2 Sa 87/07). 

Die Einbindung in ein vollschichtiges (unentgeltliches) Kurzzeitpraktikum 
schließt die leistungsrechtliche Beschäfigungslosigkeit aus. Ein Anspruch 
auf Alg ist während des Praktikums mithin ausgeschlossen. Das gilt auch, 
wenn das Praktikum jederzeit beendet werden könnte (SG Detmold vom 
26.8.2011 – S 13 AL 531/10). Für eine Analogie zu § 139 Abs. 3 SGB III fehlt 
es an einer ungewollten Regelungslücke. 

1.1.10 Ehrenamtliche Betätigung 

Eine ehrenamtliche Betätigung schließt nach § 138 Abs 2 SGB III 
Arbeitslosigkeit bzw. die leistungsrechtliche Beschäfigungslosigkeit nicht aus, 
wenn das Ehrenamt die berufiche Eingliederung der oder des Arbeitslosen 
nicht beeinträchtigt (näher dazu g S. 119 f.). 
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1.1.11 Abruf-Arbeit 

Bei einer wirksamen Vereinbarung von Abrufarbeit und einer dem 
Vertrag sowie übergeordneten Rechtsvorschrifen (§ 12 TzBfG) folgenden 
Ausübung sind Arbeitnehmer nur im Umfang des jeweiligen Abrufs durch 
den Arbeitgeber zur Arbeitsleistung berechtigt und verpfichtet. Dennoch 
kann in den beschäfigungsfreien Zeiten kein Alg beansprucht werden, weil 
die Betrefenden über den Arbeitsvertrag für künfige, feststehende Arbeits-
einsätze in den Betrieb des Arbeitgebers eingebunden sind. 

Alg kann aber trotz der Ausübung eines Abruf-Arbeitsverhältnisses bean-
sprucht werden, wenn klar ist, dass die Arbeitszeit die Kurzzeitigkeitsgrenze 
nicht übersteigen wird. Das Verdienst aus dieser Abrufarbeit wird dann als 
Nebeneinkommen gemäß § 155 SGB III auf das Alg angerechnet, näher 
dazu g S. 254 f. 

Ob die Beschäfigung kurzzeitig ist, also weniger als 15 Wochenstunden um-
fasst, richtet sich nach der jeweiligen arbeitsvertraglichen Vereinbarung und 
einer vorausschauenden Betrachtungsweise, die an die Verhältnisse zu Be-
ginn der Beschäfigung anknüpf (BSG vom 29.10.2008 – B 11 AL 44/07 R; 
BayLSG vom 23.2.2012 – L 9 AL 146/11; LSG Rheinland-Pfalz vom 6.1.2022 
– L 1 AL 43/21). Ist zwar eine kurzzeitige Beschäfigung von weniger als 15 
Wochenstunden vereinbart, wird diese aber als regelmäßige durchschnittliche 
Arbeitszeit bezeichnet, liegen Abweichungen von der Kurzzeitigkeitsgrenze 
nahe; das gilt insbesondere, wenn die zugeteilte Arbeit in der vereinbarten 
Arbeitszeit nur schwer zu bewältigen ist und häufg Mehrarbeit anfällt (LSG 
Niedersachsen-Bremen vom 22.11.2011 – L 7 AL 61/10). 

Fehlt in einem Abrufarbeitsverhältnis eine Vereinbarung über die Dauer der 
wöchentlichen Arbeitszeit, gilt nach § 12 Abs. 1 Satz 3 TzBfG eine Arbeits-
zeit von 20 Wochenstunden als vereinbart. Bei einem nicht gleichförmigen 
Abruf begründet allein das tatsächliche Abrufverhalten des Arbeitgebers 
weder eine konkludente vertragliche Vereinbarung noch ist eine ergänzende 
Vertragsauslegung möglich; d. h. Abruf-Arbeitnehmer können sich nicht 
darauf berufen, im Durchschnitt mehr oder weniger als 20 Stunden abgeru-
fen worden zu sein. Eine Abweichung von der 20-Wochenstunden-Fiktion 
kann im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung nur dann angenommen 
werden, wenn die gesetzliche Regelung nicht sachgerecht ist und objektive 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, die Parteien hätten bei Vertragsschluss über-
einstimmend eine andere Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit gewollt (BAG 
vom 18.10.2023 – 5 AZR 22/23). Möglich wäre eine solche Auslegung, wenn 
die Arbeitsvertragsparteien wussten, dass Alg beantragt/beansprucht wird 
und daher nur Arbeitseinsätze von unter 15 Stunden wöchentlich abgerufen 
werden können/sollen. 

Vereinbaren die Arbeitsvertragsparteien ein Arbeitszeitkonto zum Ausgleich 
unterschiedlicher Wochenarbeitszeiten, sind sie darüber einig, dass die tat-
sächliche Wochenarbeitszeit 15 Stunden und mehr erreichen kann (BayLSG 

Ausnahme: 
Kurzzeitigkeits­
grenze 

Arbeitszeit 

§ 12 Abs. 1 
Satz 3 TzBfG: 20 
Wochenstunden 
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Kalenderwoche 
oder Beschäfti­

gungswoche? 

BA: Kalender­
woche 

Beispiel nach BA 

Was zählt zu den 
15 Stunden? 

Rufbereitschaft? 

Vor­ und 
Nacharbeiten? 

vom 28.8.2009 – L 10 AL 179/06; ebenso SG Dresden vom 23.4.2009 – S 35 
AL 89/08). 

Ob für die Feststellung, dass eine Beschäfigung auf weniger als 15 Stunden 
wöchentlich beschränkt ist, die Kalenderwoche oder die Beschäfigungs-
woche gilt, ist noch immer umstritten. Das BSG vom 13.7.2006 – B 7a AL 
16/05 R und vom 29.10.2008 – B 11 AL 52/07 R hat die Frage ausdrücklich 
ofen gelassen, aber betont, dass die Berücksichtigung der Beschäfigungs-
woche Missbrauch besser verhindere. Einige LSG gehen ebenfalls von der 
Beschäfigungswoche aus (SächsLSG vom 3.4.2008 – L 3 AL 54/06; BayLSG 
vom 13.4.2011 – L 10 AL 196/09). 
Die Beschäfigungswoche beginnt jeweils mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 

Die BA legt bei Prüfung der Kurzzeitigkeitsgrenze derzeit die Kalenderwoche 
zu Grunde (FW 138.3 (1)). 

Aufnahme einer Beschäfigung für zwei Tage mit jeweils acht Stunden. 
Die Beschäfigung wird am Freitag und dem folgenden Dienstag ausgeübt. 
Die Zeitgrenze von 15 Stunden je Kalenderwoche ist nicht erreicht. 
Die Beschäfigung wird am Dienstag und dem folgenden Freitag ausgeübt. 
Die Zeitgrenze von 15 Stunden je Kalenderwoche ist erreicht und überschrit-
ten. Die Beschäfigungslosigkeit entfällt ab Dienstag. 

Soweit Pausen (z. B. Mittagspausen) nicht bezahlt werden, zählen sie nicht 
als Arbeitszeit. 
Bereitschafsdienste werden nach den FW 138.3. (4) nur entsprechend dem be-
zahlten Anteil als Arbeitszeit gewertet. Das ist problematisch, wenn ungeachtet 
des tatsächlichen Arbeitseinsatzes im Bereitschafsdienst Vergütungspauschalen 
vereinbart werden. Für die Beurteilung, ob die Kurzzeitigkeitsgrenze gewahrt 
ist, muss dann der tatsächliche Arbeitsanteil berücksichtigt werden. 

Rufereitschaf gilt grundsätzlich nur als Ruhezeit. Kommt es in dieser Zeit 
zum Arbeitseinsatz, wird die Ruhezeit unterbrochen und die geleisteten Ar-
beitsstunden müssen berücksichtigt und vergütet werden. Dazu zählen auch 
die Wegezeiten, die benötigt werden, um zum Dienstort zu gelangen. Verlangt 
der Arbeitgeber, dass die rufereiten Arbeitnehmer ständig binnen kürzester 
Zeit für betriebliche Zwecke zur Verfügung stehen müssen, handelt es sich um 
regulären Bereitschafsdienst. 

Bei der Ermittlung der Arbeitszeit werden auch Vor- und Nacharbeiten, z. B. 
bei Lehrkräfen, berücksichtigt (BayLSG vom 30.9.2010 – L 10 AL 366/07). 
Hierbei kommt es auf den Umfang der Arbeitszeit gemessen an der Be-
lastung einer Vollzeitkraf an, nicht auf die individuellen Fähigkeiten der 
Arbeitnehmer (BSG vom 8.9.1988 – 11/7 RAr 65/87). Zur Beurteilung der 
zeitlichen Bindung eines Fußballspielers mit Vertragsspielervertrag s. LSG 
Mecklenburg-Vorpommern vom 28.6.2023 – L 2 AL 43/18). 
Es gibt keine Vermutung, dass eine von Arbeitslosen aufgenommene Be-
schäfigung 15 Wochenstunden erreicht oder überschreitet; von den Angaben 
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gegenüber dem Arbeitgeber zur Lohnabrechnung darf die AA aber regelmä-
ßig ausgehen (LSG Berlin-Brandenburg vom 24.4.2013 – L 18 AL 135/11). 

Nach EuGH vom 9.10.2025 – C-110/24 zur Auslegung der Arbeitszeitricht-
linie 2004/88/EG gehören auch die Hin- und Rückfahrten bei wechselnden 
Einsatzorten zur Arbeitszeit von Arbeitnehmern ohne festen Arbeitsort. 

Mobiler  
Arbeitsplatz 

Arbeitgeber sind dazu verpfichtet, auch im Homeofce die Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer zu erfassen. Noch gibt es keine ausdrückliche gesetzliche Re-
gelung zur Art der Aufzeichnung. Daher wird die Pficht der Zeiterfassung 
häufg den Mitarbeitern im Homeofce überlassen (Vertrauensarbeit). Ohne  
Indiz für Abweichungen von der Kurzzeitigkeitsgrenze können die eigenen 
Aufzeichnungen der Arbeitnehmer zugrunde gelegt werden, wenn keine  
elektronischen Daten auf Webplattformen abrufar sind. 

Homeoffice 

Gelegentliches Erreichen oder Überschreiten der 15-Stunden-Grenze von  
geringer Dauer sind unbeachtlich. Ein gelegentliches Erreichen oder Über-
schreiten der 15-Stundengrenze liegt nur vor, wenn die Mehrarbeit unvorher-
sehbar ist; war das Erreichen oder Überschreiten der Kurzzeitigkeitsgrenze 
von Vertragsbeginn an geplant, z.  B. durch die Vereinbarung von Mehrarbeit 
bei entsprechendem Bedarf, ist die ganze Beschäfigung unabhängig von  
der tatsächlich geleisteten Stundenzahl nicht mehr kurzzeitig (BSG vom  
29.10.2008 – B 11 AL 44 und 52/07 R). Nach LSG Niedersachsen-Bremen 
vom 22.11.2011 – L 7 AL 61/10 ist die Beschäfigung als Sortierer bei der 
Deutschen Post mit einer durchschnittlichen Arbeitszeit von 13 Stunden in 
der Woche mehr als kurzzeitig, wenn regelmäßig Nacharbeit anfällt und in 
mehreren Wochen die 14,9-Stundengrenze überschritten wird.
Nach FW 138.3 (3) richtet sich die zulässige Dauer des Erreichens oder Über-
schreitens der 15-Stunden-Grenze nach der Dauer des Beschäfigungsverhält-
nisses. Bei einem Beschäfigungsverhältnis von vier Wochen ist ein Erreichen 
oder Überschreiten der Arbeitszeitgrenze für eine Woche unschädlich, bei 
einer Arbeitsdauer von acht Wochen darf die Arbeitszeitgrenze in zwei zu-
sammenhängenden Wochen überschritten werden und bei zwölf Wochen 
dürfen es drei zusammenhängende Wochen mit einer Wochenarbeitszeit 
von 15 Stunden und mehr sein. Der Umfang des Überschreitens ist dann 
unerheblich. Ist das Arbeitsverhältnis unbefristet, darf der Zeitraum mit  
einer Arbeitszeit von 15 Wochenstunden und mehr unabhängig von der  
vereinbarten Stundenzahl ohne Schaden für den Alg-Anspruch ebenfalls  
drei zusammenhängende Wochen dauern. 

Gelegentliches 
Überschreiten 
der 15 Stunden 

Mehrere Beschäfigungsverhältnisse werden zur Feststellung der Beschäfi-
gungslosigkeit summiert (§ 138 Abs. 3 Satz 2 SGB III). 

Summierung von 
Beschäftigungen 

Nach § 138 Abs. 3 Satz 1 SGB III ist auch derjenige, der als mithelfendes  
Familienmitglied eine selbstständige Tätigkeit (BFH vom 18.12.2014 – III 
R 9/14)oder eine Beschäfigung im zeitlichen Umfang von 15 Stunden und 
mehr wöchentlich ausübt, nicht beschäfigungslos (BSG vom 3.12.2009 – B 
11 AL 28/08 R; SG Landshut vom 28.7.2015 – S 13 AL 141/14). Für die  

15­Std.­Grenze 
auch bei 
selbstständiger/ 

mithelfender 
Tätigkeit 
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Feststellung des zeitlichen Aufwands Selbstständiger ist nur auf deren eigene 
Tätigkeit abzustellen. Hierzu zählen auch Zeiten, in denen sich Selbstständige,  
ohne tatsächlich tätig zu sein, arbeitsbereit halten (z.  B. Warte-/Betriebsöf-
nungszeiten). Zu Nachweisproblemen der tatsächlichen Arbeitszeit s. LSG 
Niedersachsen-Bremen vom 11.10.2022 – L 11 AL 8/19. Auf die Erzielung 
von Gewinn kommt es nicht an. Zu Beginn der Selbstständigkeit ist die Dau-
er des Arbeitseinsatzes nach einer Prognose zu beurteilen (BayLSG vom  
26.4.2011 – L 8 AL 258/07). 

Zum Problem des Übergangs vom Alg-Bezug in die geförderte Selbststän-
digkeit g S. 599 f.  

Kinder­
tagespflege 

Die entgeltliche Kindertagespfege kann als selbstständige Erwerbstätigkeit, 
oder als abhängige Beschäfigung betrieben werden, was in beiden Formen, 
die Beschäfigungslosigkeit ausschließt, wenn die Pfegetätigkeit wöchentlich  
15 Stunden oder mehr ausgeübt wird. Auf die Sozialversicherungspficht  
(Minijob) kommt es zur Beurteilung der Beschäfigungslosigkeit nicht an. 

Arbeits­
gelegenheit 

Beschäfigungslos sind Bezieher von Bürgergeld, die einer Arbeitsgelegenheit  
mit Mehraufwandsentschädigung von wöchentlich 15 Stunden und mehr  
nachgehen (§ 16d Abs. 7 Satz 2 SGB II). 

Nachweis der 

Beschäftigungs­
losigkeit 

Für abhängig Beschäfigte ergibt sich regelmäßig aus der Arbeitsbescheinigung,  
dass  ein  vorangegangenes  Beschäfigungsverhältnis  beendet  ist.  Melden  sie  sich  
arbeitslos, wird ihnen grundsätzlich geglaubt, dass sie beschäfigungslos sind,  
wenn keine Anhaltspunkte vorliegen, aus denen sich etwas anderes ergibt.  

bei  
Selbstständigen? 

Die Feststellung der Arbeitslosigkeit kann sich bei ehemals Selbstständigen, 
die aus einer früheren Beschäfigung noch einen Alg-Anspruch haben oder 
nach § 28a SGB III freiwillig versichert waren, schwierig gestalten. Wie sich 
aus § 28a Abs. 2 Satz 2 SGB III ergibt, kann eine Unterbrechung der selbst-
ständigen Tätigkeit eine Zeit der Beschäfigungslosigkeit im Sinne des § 138 
Abs. 1 SGB III sein. Es genügt auch schon das Absenken der Arbeitszeit auf 
unter 15 Wochenstunden zur Beschäfigungslosigkeit. Gelegentliche Un-
terschreitungen der wöchentlichen Mindestarbeitszeit von 15 Stunden sind 
aber unbeachtlich, wenn sie von geringer Dauer sind (§ 28a Abs. 1 Satz 2 
SGB III), sie machen die Selbstständigen also nicht beschäfigungslos. Eine 
gelegentliche Unterschreitung liegt immer dann vor, wenn sie nicht voraus-
sehbar ist und auch nicht zu erwarten ist, dass sie sich innerhalb eines Jahres 
wiederholt. Eine Abweichung von geringer Dauer kann nach den FW 28a.3.1  
(Stand Januar 2025) angenommen werden, wenn die Unterschreitung nicht 
mehr als drei zusammenhängende Wochen umfasst. 

Krankheit Ein krankheitsbedingtes Nichtausüben der selbstständigen Tätigkeit ist für sich  
genommen noch kein Beendigungstatbestand der selbstständigen Tätigkeit (s.  
dazu BSG vom 4.9.2013 – B 12 AL 1/12 R). Bei Bezug von Krankengeld ruht  
allerdings die Versicherungspficht gemäß § 28a Abs. 4 SGB III i.  V.  m. § 26  
Abs. 2 SGB III. 
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Die Beendigung der Antragspfichtversicherung aufgrund Zahlungsverzugs 
(näher dazu g S. 189 f.) führt nicht zur Beschäfigungslosigkeit, wenn 
der Zahlungsverzug nicht darauf beruht, dass die Selbstständigkeit faktisch 
beendet wurde. 

1.2 Beschäftigungslosigkeit bei »Teil­Alg« 
§ 162 Abs. 2 Nr. 1 SGB III 

Teil-Alg erhalten Personen, die eine von mehreren nebeneinander 
ausgeübten versicherungspfichtigen Beschäfigungen verlieren. 
Beschäfigungslos ist dementsprechend, wer eine versicherungspfichtige 
Beschäfigung verloren hat, die sie neben einer weiteren versicherungspfich-
tigen Beschäfigung ausgeübt hat. 
Die beiden versicherungspfichtigen Beschäfigungen können auch bei einem 
Arbeitgeber bestehen (BSG vom 21.6.2001 – B 7 AL 54/00 R; SächsLSG vom 
24.5.2012 – L 3 AL 98/11, info also 2013, S. 214). 
Wird eine versicherungspfichtige Teilzeitbeschäfigung aufgegeben, entsteht 
kein Anspruch auf Teil-Alg, wenn nur eine selbstständige Tätigkeit weiter 
ausgeübt wird (BSG vom 3.12.2009 – B 11 AL 28/08 R). 

Die beiden Beschäfigungen müssen keine 15 Wochenstunden umfassen, 
aber mehr als geringfügig sein. Umfasst die fortgeführte Beschäfigung we-
niger als 15 Wochenstunden, können die Arbeitslosen Voll-Alg beziehen, 
wenn sie eine Beschäfigung von wenigstens 15 Wochenstunden suchen; die 
Anrechnung des Nebeneinkommens richtet sich dann nach § 155 SGB III. 
Suchen sie eine Beschäfigung von weniger als 15 Wochenstunden, können 
sie nur Teil-Alg erhalten. Arbeiten sie in der fortgeführten Beschäfigung 15 
Stunden oder mehr, wird ebenfalls nur Teil-Alg gezahlt. 

2 Welche Eigenbemühungen werden verlangt? 
§ 138 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 SGB III 

Es genügt nicht, dass Arbeitslose sich der Arbeitsvermittlung pas-
siv zur Verfügung stellen. Alg bekommen sie nur, wenn sie sich aktiv um die 
Beendigung der Beschäfigungslosigkeit bemühen. Der Gesetzgeber hat zwar 
nicht genau festgelegt, welche Eigenbemühungen die Arbeitslosen leisten 
müssen, er nennt aber drei wichtige Verpfichtungen. 

Arbeitslose haben im Rahmen der Eigenbemühungen alle Möglichkeiten 
zur berufichen Eingliederung zu nutzen; hierbei müssen sie insbesondere 
§ die Verpfichtungen aus der EV oder dem EV-VA nach § 37 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3, Abs. 3 Satz 4 SGB III erfüllen. Allerdings muss vorher geprüf wer-
den, ob die EV überhaupt verbindlich ist. Schon zum SGB II hat das 
BSG entschieden, dass die Wirksamkeit der EV nach § 15 SGB II a. F. 
als Austauschvertrag nach §§ 53 f. SGB X davon abhängt, ob der Ver-
pfichtung der Arbeitslosen angemessene Förderzusagen gegenüberstehen 

Zahlungsverzug 

Was ist Teil­Alg? 

15­Std.­Grenze? 
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Nachweis der 
Aktivitäten 

(BSG vom 23.6.2016 – B 14 AS 30/15 R; HessLSG vom 13.5.2015 – L 6 
AS 132-134/14; BayLSG vom 29.1.2015 – L 7 AS 647/13). Das gilt ebenso 
für das SGB III; auch hier unterliegen die EV einer Inhaltskontrolle nach 
§ 61 Satz 2 SGB X i. V. m. § 307 BGB (BSG vom 4.4.2017 – B 11 AL 5/16 
R und – B 11 AL 19/16 R); 

§ bei der Vermittlung durch Dritte mitwirken; 
§ die Selbstinformationseinrichtungen der AA (§ 40 Abs. 2 SGB III) in 

Anspruch nehmen, d. h., die Arbeitslosen müssen sich mit der Veröfent-
lichung ihrer Daten einverstanden erklären, soweit eine Identifzierung 
ausgeschlossen ist, und die von der AA angebotenen Möglichkeiten auch 
aktiv nutzen. 

Die BA nennt (FW 138.4 (3)) als Beispiele: 
– Auswertung der JOBBÖRSE; 
– Auswertung von Stellenanzeigen in Zeitungen, Fachzeitschrifen und an-

deren Medien (z. B. Regionalsender, Internet); 
– Gezielte Initiativbewerbungen und -vorsprachen bei Arbeitgebern; 
– Arbeitsplatzsuche per Anzeige in Zeitungen und Fachzeitschrifen; 
– Besuch von Arbeitsmarktbörsen u. ä.; 
– Kontaktaufnahme zu privaten Vermittlern und Mitwirkung bei der be-

rufichen Eingliederung. 

Wer sich nur auf die Dienste der AA verlässt und keine eigenen Aktivitäten 
zur Beendigung der Arbeitslosigkeit unternimmt, hat keinen Anspruch auf 
Alg, weil die Anspruchsvoraussetzung der Eigenbemühungen und damit der 
Verfügbarkeit nicht erfüllt ist. 

Von der allgemeinen Verpfichtung, sich um Arbeit zu bemühen, unterscheidet 
das BSG die Nachweispficht nach § 159 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB III; diese ist 
keine Voraussetzung für den Anspruch auf Alg, sondern eine zusätzliche Oblie-
genheit, die dem Nachweis der Eigenbemühungen dient (BSG vom 20.10.2005 
– B 7a AL 18/05 R und vom 31.1.2006 – B 11a AL 13/05 R zum früheren 
§ 119 Abs. 5 Satz 2 SGB III; siehe auch BSG vom 4.4.2017 – B 11 AL 5/16 R 
und Claus-Peter Bienert, info also 2016, S. 243). Die Form und der Zeitpunkt 
des Nachweises müssen in der EV geregelt werden und können ggf. auch mit 
EV-VA verfügt werden (§ 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB III). 
Dazu, was die AA Arbeitslosen im Einzelnen an Eigenbemühungen zumuten 
kann, g S. 192. 

3 Wer ist verfügbar? 
§ 138 Abs. 5 SGB III 

§ 138 Abs. 5 SGB III defniert vier Verfügbarkeitselemente: 
§ Einen spezifschen, auf den einzelnen Arbeitslosen individuell zugeschnit-

tenen Arbeitsmarkt. 
§ Die Fähigkeit, in diesen Arbeitsmarkt unverzüglich vermittelt werden zu 

können (objektive Verfügbarkeit). 
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§ Die Anforderungen, um zeit- und ortsnah vermittelt werden zu können 
(Erreichbarkeit). 

§ Die Bereitschaf, zumutbare Beschäfigungen oder Eingliederungsmaß-
nahmen in bzw. für diesen Arbeitsmarkt anzunehmen und auszuüben 
(subjektive Verfügbarkeit). 

Die subjektive und die objektive Verfügbarkeit müssen einander entsprechen: 
Arbeitslose müssen bereit sein, an dem, was ihnen objektiv zur berufichen 
Eingliederung abverlangt werden kann, auch aktiv mitzuwirken, ggf. zu-
nächst in der Form, dass sie bei gesundheitlichen Einschränkungen an der 
Feststellung ihrer Erwerbsfähigkeit mitwirken. 

   
 

3.1 Was heißt: eine versicherungspflichtige, mindestens 
15 Stunden umfassende Beschäftigung ausüben können? 

Objektiv ist nur verfügbar, wer an jedem Tag, für den er Alg bean-
sprucht, durch nichts gehindert ist, unverzüglich eine zumutbare Beschäfi-
gung auf dem in Betracht kommenden Arbeitsmarkt auszuüben (BSG vom 
28.10.1987 – 7 RAr 80/86 und vom 5.11.1998 – B 11 AL 35/98 R); es genügt 
nicht, dass die Voraussetzungen für eine Beschäfigungsaufnahme erst bei 
einem Arbeitsangebot hergestellt werden sollen (BayLSG vom 26.3.2009 – L 
10 AL 203/06: Kurzfristige Möglichkeit der Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses durch einen Aufösungsvertrag). 
Zu Ausnahmen g S. 91 f. 

Der für die Vermittlung bzw. die berufiche Eingliederung in Betracht kom-
mende Arbeitsmarkt ist zwingend und ohne Ausnahme auf versicherungs-
pfichtige (§§ 24 f. SGB III), abhängige Beschäfigungen bezogen, die eine 
Arbeitszeit von zumindest 15 Wochenstunden umfassen müssen. 
Der individuelle Zuschnitt dieses Arbeitsmarktsegments ergibt sich aus 
der Potenzialanalyse hinsichtlich der Fähigkeiten, der Eignung und ggf. der 
räumlichen und zeitlichen Mobilität/Flexibilität der jeweiligen Arbeitslosen. 
Soweit sich daraus Einschränkungen ergeben, dürfen sie nicht dazu führen, 
dass nur noch Arbeit zu unüblichen Bedingungen aufgenommen werden 
kann. Nach SG Darmstadt vom 22.10.2025 – S 25 R 367/22 sind Tätigkeiten 
im Homeofce keine Tätigkeiten unter üblichen Bedingungen des allgemei-
nen Arbeitsmarktes. 

Das betrif insbesondere die Lage der Arbeitszeit. Arbeitslose müssen bereit 
sein, zur ortsüblichen Lage der Arbeitszeiten zu arbeiten. 
Üblich ist eine Lage der Arbeitszeit dann, wenn sie auf dem in Betracht 
kommenden Arbeitsmarkt in nennenswertem Umfang vorkommt. 

D. und seine Frau teilen sich die Versorgung ihres Sohnes. Das war bisher 
dadurch möglich gewesen, dass D. von 14 Uhr bis 22 Uhr im Schichtdienst 
arbeitete und seine Frau von 8 Uhr bis 13 Uhr eine Teilzeitbeschäfigung aus-
übte. Nachdem D. seinen Arbeitsplatz verloren hat, meldet er sich arbeitslos 
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